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Anfragebeantwortung 

der Frau Bundesminister für Gesundheit und 
Umweltschutz auf die Anfrage der Abge­
ordneten B r u n n e r und Genossen (1444/A.B. 
zu 1472/J) 

Beginn der Sitzung: 15 Uhr 

V o r  s i  t z en d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r  Ö f f n e t .  

K r a n k gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Harr. 

Einlauf und Zuweisung 

Präsident: Die eingelangte Anfragebeant­
wortung wurde den Anfragestellern übermit­
telt. Diese Anfragebeantwortung wurde auch 
vervielfältigt und an alle Abgeordneten ver­
teilt. 

Die in der letzten Sitzung als eingebracht 
bekanntgegebene Regierungsvorlage: Abkom­
men zwischen der Republik Osterreich und der 
Internationalen Atomenergie-Organisation be­
treffend die Soziale Sicherheit der Angestell­
ten dieser Organisation (932 der Beilagen), 
weise ich dem Ausschuß für soziale Verwal­
tung zu. 

Bericht des Finanz- und Budgetaussdmsses 
über die Regierungsvorlage (880 und Zu 880 
der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 

1974 (974 der Beilagen) 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe V 
Kapitel 30: Justiz 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein. 

Gegenstand ist der Bericht des Finanz- und 
Budgetausschusses über die Regierungsvor­
lage (880 und Zu 880 der Beilagen): Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1 974 (974 der Bei­
lagen). Spezialdebatte über die Beratungs­
gruppe V. 

Spezialberichterstatter ist die Frau Abge­
ordnete Dr. Erika Seda. Ich ersuche um ihren 
Bericht. 

Spezialberichterstatterin Dr. Erika Seda: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich bringe den 
Spezialbericht zu Beratungsgruppe V. Kapi­
tel 30. Justiz. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
gegenständlichen Ansätze des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1 974 in seiner Sitzung 
vom 20. November 1 973 der Vorberatung 
unterzogen. 

Die Gesamt.ausgaben tür die Rechtspflege 
sind für das kommende Jahr mit rund 
1941 Millionen Schilling veranschlagt. Das 
sind um rund 245 Millionen Schilling oder 
14,4 Prozent mehr als im laufenden Jahr. 
Dberdies sind im Konjunkturausgleich-Voran­
schlag für das Jahr 1 974 im Konjunkturbele­
bungsprogramm rund 4,9 Millionen Schilling 
vorgesehen. 
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Dr. Erika Seda 

Auf den Personalaufwand entfallen hievon 
rund 1352 Millionen Schilling (1 973: 1 200 Mil­
lionen Schilling). Die Erhöhung gegenüber 
dem Jahre 1973 beruht auf der durchgeführten 
Bezugsregelung und der Erweiterung des 
Dienstpostenstandes um 62 Dienstposten, wo­
bei vor allem auf die Erfordernisse eines 
modernen Strafvollzuges Bedacht genommen 
wurde. 

Im Zusammenhang mit der Darstellung der 
Entwicklung des Personalaufwandes ist fest­
zuhalten, daß im Justizressort im Jahre 1973 
insgesamt 3177 weibliche und 6602 männliche 
Dienstnehmer tätig waren. Hievon entfielen 
auf Richter und Beamte im öffentlich-recht­
lichen Dienstverhältnis 998 Frauen und 
5670 Männer, während als Vertragsbedien­
stete 2 1 79 Frauen und 932 Männer im Justiz­
dienst standen. 

Für den Sachaufwand sind rund 589 Mil­
lionen Schilling vorgesehen, gegenüber 
496 Millionen Schilling im Jahre 1 973. Im Be­
reich des Sachaufwandes war für den laufen­
den Bedarf der Gerichte und der Strafvollzugs­
einrichtungen vorzusorgen, wobei auf eine 
zeitgemäße Ausstattung mit technischen Ge­
räten (Verwendung von Schallträgern im 
zivilgerichtlichen Verfahren gemäß BGBL 
Nr. 1 2 1 1 1 973, Sicherheitseinrichtungen im 
Strafvollzug) Bedacht zu nehmen war. Dem­
nach ergibt sich ein Verhältnis vom Personal­
zum Sachaufwand von 70 : 30. 

Die Justizverwaltung erwartet im Jahre 
1 974 Einnahmen in der Höhe von 1 195 Mil­
lionen Schilling, womit der eigene Aufwand 
eine Bedeckung im Ausmaß von rund 62 Pro­
zent finden würde. 

Der Arbeitsanfall hat im Jahr 1972 gegen­
über dem Jahr 1971 in Streitsachen um 1 ,6 Pro­
zent abgenommen, in Außerstreitsachen um 
3,7 Prozent zugenommen, in Strafsachen um 

1 ,3 Prozent abgenommen und in Justizverwal­
tungssachen um 0,3 Prozent zugenommen. 

Die Zahl der Justizanstalten wird 1 974 vor­
aussichtlich keine Erhöhung erfahren, da die 
im Strafvollzugsgesetz geforderten Sonder­
anstalten zum Teil schon bestehen, zum Teil 
als Sonderabteilungen in schon bestehenden 
Strafvollzugsanstalten eingerichtet werden. 
Derzeit stehen 25 bezirksgerichtliehe Gefan­
genenhäuser in Betrieb. 

Der Belag in den Justizanstalten zeigt eine 
gleichbleibende Tendenz. Das Verhältnis zwi­
schen der Anzahl der ständig zur Arbeit ein­
gesetzten Insassen und jener der aus verschie­
densten Ursac'jJ.en unbeschäftigten Insassen 
wird sich als Folge der voraussichtlich anhal­
tenden Konjunktur in der freien Wirtschaft 

und der Schaffung von zusätzlichen Arbeits­
plätzen in den Strafvollzugsanstalten weiter­
hin günstig entwickeln. Es können daher 
höhere Einnahmen aus der Gefangenenarbeit 
erwartet werden. 

Hinsichtlich der Bewährungshilfe wäre zu 
erwähnen, daß der weitere Ausbau voran­
getrieben wird. 

In der Debatte ergriffen außer dem Spezial­
berichterstatter die Abgeordneten Dr. Hauser, 
Zeillinger, Skritek, Dr. Halder, Anneliese 
Albrecht, Dr. Marga Hubinek, Dr. Reinhart, 
Dr. Ermacora, Dr. Kerstnig, Kern, Lona Muro­
watz und Dr. Frauseher das Wort. Der Bun­
desminister für Justiz Dr. Broda nahm zu den 
aufgeworfenen Fragen Stellung. 

Bei der Abstimmung am 22. November 1973 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der Be­
ratungsgruppe V unverändert angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit durch mich den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle beschließen: 

Dem Kapitel 30: Justiz (einschließlich Kon­
junkturausgleich-Voranschlag) des Bundesvor­
anschlages für das Jahr 1974 (880 der Bei­
lagen) wird die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt. 

Ich ersuche, in die Beratungen einzugehen. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge-
ordnete Zeillinger. (Ruf bei der SPO zum Red­
ne r, der viele Unterla ge n  trä gt : Darf ich hel­
fe n? - Abg. P e t e r: Ei ne n  Träger der s oziali­
st ische n Fraktio n könnte n Sie s cho n zur Ver­
fügu ng s tellen! - R uf be ,j de r OVP : 20 Mi nu­
te n, bi t te!) 

Abgeordneter Zeillinger (FPO): Herr Präsi­
dent! Herr BundeSllllinister! Meine Damen und 
Herren des Hohen Hauses! Wenn der Zwi­
schenruf ,,20 Minuben!" mir Ige/golten haben 
soMte, darf ich gl,eich sagen, daß ich 'alUiS grund­
,sätzlichen UbeI11egungen d�ese V'erei,nJbaru'llg 
ni,e unteI1schreiben würde, weil ich s1e als 
eine gefährliche Einschränkung der Redefrei­
heit im Parlarrnent halte. Ich würde mich selbst­
verständlich diszipliniert daran Ihalten, nur 
haben Sie dabei ver,schwi,egen, daß diese Ver­
einbarung nicht :für den Elistredner jede,r Frak­
tion Igi1lt, um das gleich iklar.z!Ustellen. Im übri­
gen sa'ge ich Ilhnen gl'eich: Ich halbe nach ,zwan­
z1gjäihr1ger nUigelhörigkeit zu di,esean Hause 
größte Beden!ken, daß eine der,arUge Verein­
baI1Ung Igetroffen !wird. Denn die nächiste wird 
lauten: 10 Minuten!, 5 Mi'nuten!, und dann, 
meine Herren, können wir hier nicht mehr 
reden. Das i�st ,ein ,gefährlicher Weg, vor dem 
ich wlarne. 
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Zeillinger 

Aber, meine Damen und Herren, Sie brau­
chen nicht zu erschrecken: WalS ich hier mit­
habe, das 'ist nicht meine Rede (Hei terkei t), 
sondern dals ist das BeweiSlffiaterial, mit dem 
ich das, was ich nun zum Kapitel Justi<z vor­
bringen werde, ve.r.anschaulichen will. 

Die frethelitlichen �b.geo:rldneten, die in den 
letzten JaJhTien nach Verhandlungen ,mlit der 
Regiemng und nach Ändel1Ungen in den Bud­
getansätzen dem Kapit.el Justiz ihre Z'UsUm­
mUllig gegeben hialben, können tür das Budget 
1 974 dem Kapitel Justiz die Zustimmung nicht 
gehen, obwohl wir - das ist Ibekannt - ande­
ren Kapiteln vereilllZelt ;bei Getsamtab10ehnung 
des Budgets 'zustimmen werden. 

Wir Freilheitlichen !hahen immer jeder Regie­
rung, bis weit in Idioe KOaJlitionsz·eit !hinein, 
die Zusammenarbeit auf vel1schiedenen Gebie­
ten angeboten,aiUch aUJs der Rolle der Opposi­
tion heraus. Wir Freiheitlichen Ihalben diese 
Dberlegull!gen etwa ImIIIll Kiapitel Äußere.:; 
- ich dar:f daran erinnern, daß et'Wa die Zu­
sammen,arheit der dr·ei P:arbeien in der Fr,age 
Südtirol Zlweifellos Früchte getraJgen !hat -
angestellt. Wlir halben ehenso die Meinung 
vertreten, daß man auch im �a!pli,tel Justiz 
eine ZusiCliffilffienarlbeit der drei Parteien suchen 
sollte. Und 'wir Isind ebenso der Meinung, daß 
man das auch ,auf dem Gebi,ete der Landesver­
tei.dilgung tun sollte. 

Mit Bedauern haben wir, worauf ich heutp. 
nur mehr iklum daraUlf ,zuTiÜckJkommen möchte, 
weil wlir lerst in ·der VOI1Woche ,eine falst drei-
täJgige DiskiUislsion darüber hatten, 'zur Kennt­
nis Igenommen, daß die :sO'ziaJi,stische Fraktion 
- ,nicht die Regierung, ,sondern die sozial1-
sUsche FIia;ktion i hier muß ich 'gell'aiU unter­
scheiden, denn es war die sozi.alHstLsche Frak­
tion, die Igegen die e'j,gene Regierung .gestimmt 
hat - entgegen den BemÜlhungen einzelner 
Re.gierungsmitJglieder auf dem Gebiete Jus,hi,z 
vorerlst einmal die Zusammenarbeit eirugesteHt 
hat, ISodaß wir vorerst einmal di,e neue Situa­
Non 'albwarten und pI1üfen müss,en. 

Im Moment herI!scht Unklarheit darüber, 
was die RegiefUllig weiter vorfha,t. Ich darf 
gleich sag,en: Ich !Wende d.ann dara,uf rzurück­
kommen. Das, was ich hiehergelegt habe, 
sind keine,slWegls die Materien, die im Justiz­
,ausschuß sind; die 'habe ich nur }ii,stenmäßig 

Dabei sind so wichtige Materien - in 
meinen Augen wichtioge Materien - wie das 
Miet,enr,echt ,gar nicht dabei. Das ist nicht 
dabei, we'il es vom Bundesminister in dlies,eIll 
ZusClimmenihang nicht erwähnt 'Worden ist. 

Wir halben a'�so keinerl,ei Uberhlick über 
das, was die RegieruIlJg augenJblicklich will. 
Es herrscht Uniklarheit, es :ist ein Durchelin­
ander, Herr .Bundelsminister! Ich sage es Ig,aruz 
offen. Ich ,werde ]hnen detailliert iUnd Satz 
für Satz IhI1e e�genen W or,te vorhalten. Es ist 
eine Unklar1heit, wie wir ,sie zwar ,seinerzeit 
von KLaus g8wdhnt waren, die wir aber etwa 
von einer Mindenheitsr,egierung Kreisky nicht 
gekannt !haJben. Ich möchte niemand beleidi­
gen, wenn ich ISaJge: Anscheinend ist die Regie­
rung KreiJsky ,allmählich aJuf den K!1aus Ig,e­
kommen. 

Sie haben ein Justizprognamm. Herr Mini­
ster, ichlJin Igerne bereit, es Ihnen zurückrzu­
geben und zu ersuchen: Streichen Si,e jetzt 
das durch und ändern Sie das, was nicht mehr 
gilt. Ich habe Ibisher 'geglaubt, daß die Sozia­
listische Partei dals, was sie �hren Wäh'lern 
vor der Walhl ver·spricht, auch nach der W,ahl 
einigermaßen !im Igleichen Sinne ,einzulösen 
bealbsichti,gen wird. Sie sind ilIIl entscheidend­
sten Punkte vom ,e�g,enen Justizprogr,amm IClib­
gegangen. W'aJs eine Regierungslfraktion, \was 
eine Regiemnlgspartei 'vor der Wahl in ·einem 
solchen Programm salg.t, was SJie dann aflbeiten 
will, wär,e wohl ·ein BEfuelf !für die Opposition, 
wenn dile Reg'ienung ,seLbst eine unkll,are Situa­
tion !schafft. .Ä'ber dieses JiU·stizproyramlIIl, Herr 
Minister, das Si,e ver.lautbart halben, stimmt 
nicht mehr, es ,gilt nicht me\hr. Ich bin ,gerne 
!bereit, es IIhnen rz'll geben - ich möchte es 
aber wieder haben -, und möchte Si'e bitten: 
Korri,gier.en Sie das, streichen Sie dClis, was 
nicht stiJmmt, und schI1ei,ben Sie ,gleich idaizu, 
wo Sie vor ,der W.aJhl etwCllS landeres verspro­
chen haben, wa,s ,Sie j,et'zt nicht ,mehr halten 
woUen. Ich s,age nur das Wort "Schrwanger­
tSch·afts,abbruch". Hier halben Sie in einem ent­
:scheidenden Punkt die Wähler vor der W,ahl 
.getäuscht. 

Herr Bundesminister! Nun muß ich begrün­
den, warum wir Fr-eiheitlichen den für uns 
schwerwiegenden Beschluß gefaßt haben, dies­
mal nicht diJetsem Kapitel �uzustil1Ilmen. 

erfaßt, weil ich sonst einen Mita�beiter des Ich sag,e gleich, und ich werde es lam SchllUß 
Hauses 'g'elbraucht hätte, der ,sie auf einem Roll- wie'derholen: Wir Freilheitlichen sind so wie 
wa,gen hereinfülhrt. Es ist iauch keineswegs 
das, was wir Abgeordneten - einschließlich 
'qer Regierungsfrakhon - für vmdringlich 
halten. W.CliS ich hier habe, i'st "das, was der 
Herr Bundesminister für Justiz innerhanb eines 
einzi'gen T,ages 'glleichzeitilg als sofort in An­
griff zu nehmen 'genannt und versprochen hat. 

in der Landesverteidi'91ung und wie in der 
Außenpolibik auch in der Justiz Igerne bereit, 
nicht nur mit der Regierung, sondern auch mit 
der Regierung'sfraktion zusammenrzuanbeiten, 
wenn Sie es uns nicht unmöglich machen. Wir 
sind obis an dile G:I�enz'e des Belastbaren Ig,e­
g.angen. 
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Zeillinger 

Ich darf Sie daran eriIllnern, Herr Bundes­
minister, daß Sie 'auf meine Fralge hier in 
diesem HauJs,e über den Falhrpl'an, wie es 
weiter.g,ehen Isoll, eindeuU,g - ich rzitiere die 
"Parlamentslwrrespondenz" vom 20. Novem­
ber - ,erklärt haben: 

"Das JustizresISort i,st dem JlUstizauslschuß 
und den anderen Parteien und dem Vorsitzen­
den für die Zusammenarbeit dankbar." - Das 
w,ar in einer Zeit, in der wir noch von Zu­
sammenarrbeit gesprochen haben. - "Die Er­
gebnisse und Früchte 'sprechen j'a f,ür sich 
selbst. Ich Ibin nicht hetUJgt - tSiligt Dr. Brodla 
im Hirublick auf die Kritik des Abg,eordnetelI1 
ZeiUinger am VeIlhalten der Regieruiligtspartei 
im JusUzauSischuß -, EIikläruiligen für die 
Regi1emngsp,artei abzUlg'eben. Ich" - also der 
Minister - "lbestäUge nur nochmals jene Ver­
einbarung, daß im Anschluß an die Vem,b­
schiedung des StrafrgesetzentWlurfes mit Beginn 
des nächsten Jaihres die Begleitgesetze beraten 
werden." 

D1etse VereinbaI1ung Wiar notwendig qewor­
den, weil ja sonst der Belschlluß über dillS Straf­
,gesetz eine .ÄJUigenauswischeI1ei 'wäre. Es 
könnte nämlich nicht in Kwft treten, wenn 
wir nicht die Beg,leitgesetze beschließen. 

Umso überraschter, Herr Bundesminister, 
waren wir Freiheitllichen, aLs wir dann, ',zuer,st 
in der "AI1beiter-Zeitung", ilIm 30. Novlember 
Ig'e1esen halben: 

"Jetzt werden wir" - als'Ü die Soz1aHsten; 
ich werde Ihnen das dann Iganrz ,genau, Sam 
für Satz, aus der "So,ziahstischen Korrespon­
den.z" vorlesen - "darangehen, die Farrnilien­
rechtsreform 'im PaTltament :zu 'beraten, damit 
sie ebenso wie die Straifrechtsr,eform noch im 
dies,er GesetzgebunJgsperiode verwirklicht 
werden kann." 

Dann sagten Sie wörtlich �aut "Sozialisti­
scher Korre,spondenz": 

"Die FamilienrechtsmfoI1ID, für die noch :z;wei 
volle Jahre zur Verfügung tstehen, werde viel 
weni,ger schwierig ZlU beraten und zu beschlie­
ßen sein als di,e Strafrechusreform, 'betonte 
der JustiZiminilster weiter." 

Herr Minister! Sie sprechen vo,n "zwei vollen 
J'ahren". Selbst wenn wir ,schon Igestern ,ange­
fangen hätten, haben Sie nicht mehr zwei 
voUe Jahre, denn das ".Alus" ,für die Regi,erung 
Kr,eisky list nach der Verfas,slung ulIllWiderruf­
lich arm 9. Oktober 1975, ,es Is,ei denn, Sie 
wollen sich Ülber die Verf,asSlunlg hinwe.glsetzen 
und keine W'ahlen :ausschre�ben. Zw,ei voUe 
Jahre - das witSisen ,gerade Sie als JlUstizmini­
ster ,g,anz Igenau - haben Sie also nicht 'Zur 
Verfügung. 

W,enn Sie von "Ziwei vollen J'a!hren" spre­
chen, so tst das Idie erst'e Täuschung. Es waren 
aUerdings nur sozialistische Korrespondenten 
anwesend. Aber ich n€lhrrne ,an, daß Sie gerade 
denen eher reinen Wein einschenken ials viel­
leicht 'anderen. ZlWei vol,le Jathre können nicht 
zur Verfügung stehen! 

Herr Justizmintster! Sie w�ssen genau, daß 
Sie im Pal11ament erklärt haben, Sie würden 
zu Lhrer Ve.reinbarung ,stehen. Ich werde jetzt 
,genau 'auch de.m Hohen Hause 'salgen, was die 
Vereinbarung dem UmftaIlJge nach ist: Es i,st 
das näJmlich ,eine Ar1beit, die 'Zillmin:de'st im 
Umfang - nicht im Inhalt, alber im Umfang -
nahezu dem Strafr·echt 91eichkomrnt. 

Sie hillben zunächst erklärt: N.atürlich wer­
den wir nach dem StraJfr·echt di,e Strafrechts­
anp<llsSiungSlg,esebze machen. Das Ibedeutet, daß 
wir ,also im Jänner - und dann 'halb,en Sie 
nicht einmal mehr ,eindreiviertel Jahre Zeit; 
es Isind Iknapp eindreiv-iertel Jahre - mit den 
Stra:fr,echts:anpassungslge,setzen beginnen und 
die.se iede�di'gen werden. Sie aber eIlktären und 
,salgen der üffentlichkei.t ,etwas anderes. Das 
ist ,also nun die Fl1age, die wir1hnen a,ls erste 
vorlegen. Das ist j,a die Unklarheit, die immer 
geherrscht that. WÜ müssen ununt'erbrochen 
.fragen, weil jedes Mal eine andere Antwort 
gegehen wird. Dem ,einen wird IgeSl<llgt, es 
kommt die MietenrefoIlm, dem anderen wi'fd 
etwas anderes gesagt. N atür>lich kann man 
den Fachleuten ja nur ,slagen, daß jetzt die 
Strafrech1:Slanpassuny.Slgesetze kommen. Jeder 
Fachmann we1iß nämlich, daß sonst das Straf­
recht nicht in Kraft treten könnte. Aber an­
scheinend haben Sie die sozialistischen Korre­
spondenten nicht zu den Fachleuten gerechnet 
und Ihahen ilhnen ,gesCllgt: Jetzt kommt dCllS 
F'alffiilienrecht. Sie haben allerdingis auch ande­
ren Le!Uten gesCllgt: Jetzt kommt dias Mi'eten­
recht. 

Was kommt jetzt ,wirklich, Herr Mlinister? 
Stehen Sie noch ZlU Ihrer V,ereinlbarung? W,enn 
Sie zu dies,er Vereirubarung ,stehen, dann er­
klär,en Sie ,biUe, wieso Sie der OffentilichikJeit 
,gegenüber s<llgen können: Wir halben noch 
IZlwei volle Jahre. Erklären Sie bitte, w�eso 
Sie noch /Zw,ei vone Jahre haben. Si,e 'halben 
diesen Zeitraum nicht mehr. Erklären Sie, wie 
Sie auf /Zwei J'<llhre kommen, w,enn Sie jetrzt 
die Strafr,echtsanpassUiIltglsgesetz,e machen wol­
len, die die VOliausse,tzung dafür sind, daanit 
überhaupt dals Strafrecht in Kraft t'reten kann. 

Apropos PreislSekonferenz: Ich darf Ihei die­
ser Ge'legel1Jheit, weil ich das gerade in der 
Hand Ihalbe, ,gleich etw,as zu einiJg,en Dingen 
'salgen, über die ich ,eIlstaunt war. Si-e, Herr 
Miniister, salgen wörtlich: 

87. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 51

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 87. Sitzung - 4. Dezember 1973 8505 

Zeillinger 

"Sehr 'wichtig ist, daß alb 1. Jänner 1 975 
keine Frau mehr -wegen eines SchWianger­
schaftsabbruches vor Gericht lkolIIl'Illen wird." 

Das stimmt doch nicht! (Ab g. Dr. H a u  se r: 
Prakti sch stimmt es scho n!) Nein, Herr Kol­
lege - Iseien Si,e mir nicht bös'e -, das sttimnnt 
nicht! Oder Sile, Herr Minister, Igeben eine 
Wei1sung, daß dfrs Geseir.!: nicht v.ollzogen wird. 
Sie wislsen nämLich ,g,anz Igenau, daß es -eine 
.ganze Reihe 'von FäHen gibt. De'r rgrundle,gende 
Tatbestand, del,1 Sie mit knappster Melhrlheit 
beschlossen ;haJben - im Ge,gensatz zu Ihr,ern 
e�genen J'listirzprogramm und IZIU dem, was die 
Regi,erurug s-e1bst in diesem Hause eingebracht 
und Ibeantr.agt that -, i,st im § 96 niedergelegt, 
der offenbar irgendwo bei dieser Pressekon­
ferenz nicht mehr gan:z klar zur Verfügung 
gestanden ist. Der § 96 in der von Ihnen be­
schlossenen Fassung lautet: 

"Wer mit Einw.illigung der Schwangeren 
deren Schwangerschaft albbricht, ist mit Frei­
heitsstrafe bis zu einem Jahr, begeht er die 
Tat gewerbsmäßig, mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren zu bestrafen." 

Es gibt nur dann Ausnahmen. Aber der 
Schwangerschaftsabbruch ist natürlich strafbar. 
Wer ein solches Delikt begeht, kann bis zu 
drei Jahren und unter gewissen Umständen 
bis 'zu fünf Jahren bestraft werden. Der Be­
treffende kommt vor Gericht, wenn der 
Schwangerschaftsabbruch - ich möchte keine 
Fälle aufzählen - etwa nach der von Ihnen 
willkürlich gesetzten Frist von 90 Tagen, also 
zum Beispiel - was sehr oft vorkommt -
im vierten Monat, geschieht. Der kommt doch 
vor Gericht. Oder haben Sie eine Weisung 
gegeben, daß das nicht zu Gericht kommt, 
Herr Minister? Dann sagen Sie 'das aber nicht 
den sOlZialtstischen Korrespondenten, sondern 
dann sagen Sie es im Haus! Schaff,en Sie 
Rechtssicherheit in einem Staat, der als Rechbs­
staat Igiltl 

Sie erklärten, Herr Minister, daß keine Fr,au 
mehr wegen Schwangerschaftsabbruches vor 
Gericht kommt. Das glaubt die Frau, die das in 
der 'sozialistischen Z,eitung liest. Sie sagt: Jetzt 
kann ich dann die SchJwanger.schalft laibbrechen, 
ich KOIIllIIle nicht mehr vor Gericht. Der Justir.!:­
mini'ster hat 'alber verschwiegen, daß s'ie natür­
lich vor Gericht kommt. Ich möchte obj,ektiver­
weise Isagen - ich bedaure d.as; alle unsere 
Anträge hätten das nicht ,albsleHen können -: 
Die "E'Thg,elmacherin" wir:d leider Gottes im 
Geschäft bleilben. Es wilid nicht Igel'ingen, jeden 
Fall in die Hände des Anzt,es zu bringen. 

Nach § 96 kommen die Täter vor Gericht. 
Herr ,Bundesminister! Warum sagen Sie dann, 

Information ;gegenÜlber der OffentlJichkeit! Sie 
ist unrichtilg. Siie i,st nur rweni,ge Stunden nach 
dem Besdlliuß erfol<gt, den Sie noch dazu unit 
Mehrheit 'ge�aßt haben. Sie 'haben das nur 
mit Zmstirnmung der IsoziaHstischen Fraktion 
gegen die Stimmen der Abgeordneten der übri­
gen Barteien durchlg-esetzt. Bitte, Herr Mini­
ster,erklären Si'e uns dann diesen Satz. Denn 
daß eine Frau, di,e nach 92 oder 93 Tagen die 
Schw,aIllgerschaft unteI1bricht, vor Gericht kom­
men wird, daß die "Eng,elmacherin" vor Ge­
richt kommen wird und daß vi,ele, vriele andere 
Fälle vor Gericht kommen weliden - das weiß 
ich .alles. 

Erklären Sie damer, Herr Mini:ster, den Satz 
- ich 'bin ;gerne bereit, wenn Sie wollen, aUes 
vorzulesen -, wieso keine Frau mehr we.gen 
Schw,arugenschaftsablbruches in Zukunft vor Ge­
richt kommen Wird. Was !heißt das Lhrer Mei­
nung nach? Weichen Sie .Qar.!:u nicht aus! 

Ich möchte nur erwälhnen, daß Sire weiters 
f,estgestellt Ihalben, daß "Osterreich damit das 
erste katholische Land mit einer solchen Fri­
stenlöSJung" ist. Ich entlhalte mich, olbwohl :ich 
Katholik bin, jedes Kommentars. Das machen 
Sie sich unit der Kirch,e aus. Ich bediarure es. 

Sie halben ,zwar von der Regierurugsbank. 
aus erklärt, daß Si,e an und für sich den Kultur­
kampf nicht wollen. (Zwi schenrufe bei der 
SPO .) Es 'geht hier um die Kirche, Herr Mini­
ster. Ich sClig,e das allS Katholik, der nicht immer 
in die OffentHchkeit lhinausg,eJht und betont, 
KathOlUk 'zu sein; ich bin vielleicht einer, de.n 
man in den AUJg,en der Kirche hedCliuernd als 
"lauen K,atholiken" bezeichnet. Auf der einen 
Seite erklären Sie von der Regierungsbank 
aus, daß Sie den K!uHurk'ampf nicht 'Wollen, 
und ,auf der anderen Seite pflovozieren Sie die 
Kirche, der immerhin die überwiegende Mehr­
heit der Bevölkerung -anglehört, indem Sie sto'lrz 
feststellen: ErfolJg der lS<ozialisHschen Regie­
rung! Osterreich das erste katlholli,sche Land 
der Welt mit einer Fristenlösung. Ich nelhme 
an, daß die Kirche daraUlf antworten wird. 
Geben Sie aber den AJbgeordneten ,anderer 
Parteien nicht die Schuld. 

Sie lSind auf dClls JaJhr 1 927 rzurückgegang,en, 
nicht auf K,arl M,arx, sondern - Sie wissen, 
daß ich vor der alten SQizi.aldemoknatie Igroße 
Achtung habe und si,e ,immer mit Achtung 
in di,esem Haus errwähnt halbe - auf jenen 
unerbittlichen Punkt der alten Soz,ira1demokra-
He, nach dem d'er ·erste Feind di,e Kirche war. 
Nur aus diesem Munde kann dann di,e stolze 
Freststellung kommen: Osterreich ,a,ls erstes 
katholisches Land der Welt list Il!un mit einer 
Früst,enlösung bedacht. 

daß keine Frau - ooeine Fraru! - wegen eines Dann, Herr Mini,ster, kommt ein Satz, vor 
Schwla'ngerschaftsa'blbI1uches vor Gericht kom- dem ich fassungslos kapituliere: "Auch" - in 
men wird? Herr Minister, das ist ·eine unwahre I dem "auch" liergen zwei P,unkte: einers.eits 
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Ihr,e Haltung und anderers'eits die der Opposi­
tionsparte'jen; 'Was ich jetzt ,salge, IgUt nur für 
die Freiheitlichen; ein Sprecher der anderen 
Oppositionspartei muß dann noch dalZu Stel­
lung nehmen - "nach den OPPOIsitions'anträ­
gen" - von avp und FPO -, "betonte Broda 
neueril:ich, w&re die Schw,aIllgerschaftsunteIibre­
ch:ung übri.gens alJs ein Halgatelldeliikt behan­
delt worden. Di'e,s strcuf.e die kr,gumentation 
von ,einem ,angeblich notwendig,en SchutlZ des 
werdenden Le/bens Lügen." 

Ich kann dalzU gar nicht im Namen meiner 
Partei spr,echen, :sondern ich kann es nur für 
meine Person ganz offen ,gaJgen: Mir girug es 
um die Grundsatzd'raJg,e: Kjann Leben ,getötet 
werden oder ist Leben unter ,aUen Umständ,en 
einmal Igrundsätzlich ;zu schützen, w,ennJgleich 
man dann AusnalhJmen 'Zuläßt? Ausnaihmen hat 
der FPO-Antr,ag - das W'iSISen Sie - (bei der 
KonfliktlöslUIlJg in dem Umfanlge zUigeLas,sen, 
den wir als notwendi.g und vertretbar 'ange­
sehen Ihalben. 

Was uns v;on den Soz1aIisten trennt, ,tst 
nicht ir:gendeine Ar,glliIllentation, di,e eine Lüg,e 
ist. Herr Bundesmini,ster! Geg€n das Wort 
"Lüge" ver,w,anre ich m�ch. Sie' sind vielleicht 
verwundert, daß lieh heute schärfer spreche. 
Sie haben mich noch nie einen Lügner genannt. 
Ich Ilasse mir dalS Wort "Lüge" nicht ,gefallen, 
wenn ich alUs Uberze'lligung salg,e: Zum Unter­
schied von Ilhnen, Herr Minister Brodla, st,ehe 
ich auf dem Standpunkt, daß Leiben in jedem 
Stadium, 'auch iJillMutterleib, .zu schützen list. 
(Beifall bei der FPO u nd OVP .) 

Ich achte Ihren Standpun'kt, 'wenn ich ihn 
auch nicht veI'steihe. Ich iwerde nie sag,en, daß 
Sie lügen, wenn Sie Jhren Standpunkt kom­
mentieroen. Aber Ibitte lassen SLe doch eine 
andere Meinung in d�esem Staate noch gelten, 
denn wir ,sind in einer Demokr,atie, und halben 
Sie dieselbe Achtung - ich ktann nicht sagen: 
vor den ·anderen Abgeordneten - vor mir, 
'Wie ich Sie vor Ihnen halbe. Bei mir list es 
eine ·ehrliche pers!önliche UbeIlZeu9lung, und 
rieb weise mit :aller Ener:gie den VOIiWiUI'f /Zu­
rück, daß ich ,etwa in meiner Angumentation 
hier lüge. 

Das �,st eine Grundsat:zfr,ag·e. Sie als So.ziali­
sten haben 1ge5CiJ9t: Wir ,br:aucben den Grund­
sa·tz, daß das Leiben jedenzeit zu schützen ist, 
nicht mehr. Wir iheben �hn für die er,sten dreli 
·Monate ·auf. - Das i'St ,ein Standpunkt! Ein­
",erstanden! Es ist nicht mein Standpunkt, da­
her habe ich mich mit ihm nur sachlich aus­
einanderzusetzen. 

die Fr,au und der Mann auf der Straße v;on 
einem JiUstizminister ,gtlauben, der ,[.ür e1in sol­
ches Ges:etz im Parlament plädiert? Es waT 
zwar nicht Ihre VorlaJge, Herr Mini.ster, son­
dern ein iEntwurf, den der Kolle'ge Skritek mit 
Iseinen Genossen aus der soziaiistischen Frak­
tion 'gegen lIhr,en Re�,erullgsentwuf1f einge­
bracht /hat. Immenhin Iha:ben S1e d,ann aber 
Ilhre RegierullIgsvorlrag,e ifallengelassen und 
haben schneU dernGegenantrag lZugestimmt, 
der ansonst nicht die MehI1heit bekommen 
hätte, wenn Sie nicht innerha)b von Minuten 
oder f.a,st Sekunden Lhre Meinung und Ihren 
Standpunkt Igeändert hätten. 

Al,s Abgeordneter ihalben Sie immer erklärt, 
daß Sie lfür die FTiistenlösung sind. Als Mini­
ster JJ.aJben Sie Igesalgt, daß Sie die Indik'atio­
nenlöSJung vertreten, die �ür uniS eine mÖrgliche 
Basis des Gespräches .gelWesen wäre. Nun er­
klären Sie laber p'lötlZ.lich den Schwanger­
schaftsalbbruch zum BagateHdelikt. Meine 
Damen und Herrren, w.1ssen Sie, was ein Baga­
telldelikt ülbemaJUpt ist? DaJs ist so eine Klei­
ni,gkeit, ,daß man ,eben nicht verurtei.lt 'Wird. 
Es wa'r ·schon symboLhaft, daß ,Sie den Sch.wan­
gerschaftsaibbruch im Gesetz weiter nach rück­
wärts 'gestellt haben, und 'ZWiar so Iganz am 
Schluß dessen, wo noch ,g,erade iIlgend ·etwas 
verletzt Jwird;gerad'e noch ein .bißchen 'geg,en 
die Sicherheit des Leibe,s und des Lebens. 

Jetzt !höre ich ,auf einrrnal, daß der JusUz­
minister sagt: Ubrtg,ens auch FPO und OVP! 
Für uns 'Weise ich das enengisch Jzurück. Das 
haben wir nie get'an. Die KioJll.egen rrne�ner 
Fmlktion halben veI1schiedene Standpunkte 'ge­
'habt, und wir \halben c1aI1ülber sehr ernsthaH 
diskutiert. Und Sie ,hCilben sich so manche 
Chance vieH eicht durch Ihre ei.gene Haltung 
in meiner Partei ver.geben. Aber es plötzlich 
aLs BaigatelldeNikt zU werten, Herr Minister! 
Hätten Sie uns das im JlUstiZaJUiSlschuß :gesagt. 

Das BaJgateHdeUkt ist eindeuti'9 im § 42 fest­
gelegt. Es handelt sich um die mangelnde 
Strafwürdigkeit der Tat. Ein Bagatelldelikt hat 
unter gewissen Voraussetzungen eine Straf­
drohung bis zu einem J Cl'hr. Und da liegt die 
sachliche Unrichtigkeit! 'Der SclrWiaIllgerschafts­
abbr,uch nach Alblauf ,der ersten dr,ei Monate 
ist aber, ISO :wie Sie das Gesetz beschlossen 
haben, mit drei Ibis fünf Jahren Strafe ibe­
draht. Es kann dalher dieser Schwang,erschatfts­
abbruch nach dem von den Sorzial'1sten mit 
knappester Mefhrlheit und Igegen die Stimmen 
der übrilgen AJbgeordIlleten durchgedrückten 
Antra:g ni,e ein Blalgatelldelilkt Isein. 

Nun sagen Sie alber: Die Schw,anlgenschafts- Was soU das Vo'lk, die IFernseher, die Zei-
unterbrechun1g nach den ersten drei Monaten tungs.leser, 'gLaUlben, wenn Sie hier ,aufstehen 
ist übriogens nach dem Antmg der OVP - das und sag,en: Das ist ein Bagatelldelikt äilmlieh 
machen iSie sich dann später aus -, der FPO dem, als iwürde einer beim Vorbei,gelhen einen 
und der SPO ein Bagatelldelikt. Was muß I Apfel ,stehlen. 
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Herr Minister ! In meinen Augen ist es ein 
Unt ,erlSchied, db ein 16jähriger Bub Hunger 
hat <und eine Wurstsemmel mi tn1immt, oder ob 
beispiel'sweise eine "Engelmacherin" Dutzende 
Kinder aJbtreilbt. In meinen AUJgen ilst der eine 
Fall ein BagatelldJeliikt, und der andere Fall 
ist kein B8JgateUdelikt . Bitte erklären Sie recht­
lich - nicht politisch -, wi,eso der im § 42 
klar umrissene Ausdruck des Bagatelldelikts 
Ihrer Ansicht nach auf die Abtreibung paßt, 
obwohl in den § 42 Straftaten mit einer Straf­
drohung von drei oder fünf Jahren nie hinein­
fallen können. Delikte mit einer Strafdrohung 
bis zu einem J abr 'können wegen Geringfügig­
keit ohne Strafe, ja ohne Verfahren abgetan 
werden. Darüber waren wir Freiheitlichen 
übrigens anderer Meinung, aber ich möchte 
das ,gar nicht mehr in Erinnerung rufen. 

"Wenn die Schuld des Täters gering ist". 
Wenn es etwa kein Amt macht, dann ist die 
Schuld gering, weil die .A!btreibung in Ihren 
Augen nur eine Bagatellsache ist? Hier be­
ginnt, meine Damen und Herren, hereits die 
erste Weisung und die Richtungs,we1sung an 
den Obersten Gerichtshof und an die Richter, 
die jetzt aUe umJherinen und sich nicht aUJS­
kennen. Das wäre iZlwar bei jeder Lösung der 
Fall gewesen, aJber jetzt kommen die el1sten 
RichtUlligsweisungen. Die Schuld d,es Täters 
i'st 'also in Lhren AUJgen g-erting, sonst könnte 
es kein Bag-ateilldelikt sein. Das heißt: Die 
"EngeLmacherin", d1e Dutzende Kinder atb­
treibt, hat zwar schon Schuld, aber es ist eine 
Ba9atellsache. 

ALs weitere Voraus,setzung ,bei Bag ,at,ell­
delikten Igilt : "Wenn d1ie Tat keine oder nur 
unbedeutende Foligen nach soich 'gezOig,en hat". 
Daß eine Abtreihung -keine Fol,gen nach sich 
/Zieht, ,kann man wdhl nicht Ibehaupten. AJber 
daß Isie unbedeutende FoLgen 'hat - da tren­
nen 'wir uns wieder weltaI1JSchaulich. Das sind 
eben die Differenzen in der Weltanschauung 
zwischen Sozi.aüsten und mir persönlichj Ciiber 
kh Iglaube auch im Namen aller meiner Fl'ak­
tionskollegen hier sprechen zu können. 

Herr Ministe'r ! Die FraJgle der Aibtreibun9 
ist ,auf jeden F:all, auch wenn sie nach Ihrem 
Gesetzeswortlaut IStraJf!frei -ist - dCilS gilt auch 
/bei unserer KonfliktlösuIlJg -, eine Tat, d1i,e 
bedeutende Fol,gen nach sich zieht, denn die 
Tötung eines Kindes Lm Mutter,leib 1st eine 
bedeutende Folge. Sie ist es dann nicht, wenn 
Sie Isagen, daß es eine Hagatellsache ist. V,er­
stehen Sie nun den Satz: Es Ikommt niemand 
mehr vor Gericht, denn es ist eine Bagatell­
sache ! 

Jetzt wi:rd mir erst auch kLar, warum Sie 
sich gegen die Ansicht eines StaatsaIllWaltes 
so gewehrt ih8Jben. Jetzt fällt mir der Staats ­
anwalt ein - ich wi:ll keinen Namen nen-

nen -, der s09ar sehr unseren Antr;ag ver­
treten hat. (Abg. Dr. H a u  s e  r: Fischlschwei­
ger!) Sowieso: Fischlschweiger! Das ist ja ein 
Verfas!ser des Justirzprogramms. Dann haben 
wir eigentlich einen SPO-Antrag mitvertl1eten. 
Wir :haben nämlich gesagt: Wenn es nur eine 
geringfügige Tlat ist, dann Isoll :zwar der Rich­
ter einen Schuldspruch, aber nicht die Str-afe 
aussprechen. Der Justizminister hat sich da­
gegen sehr gewehrt und hat nein gesagt. Der 
Richter soll nicht sagen: Ich spreche Sie schul­
dig!, sondern der Richter schreibt gleich darauf : 
Eingestellt! , und legt die Sache weg. 

BagateHsache! Jetzt vellstehe ich ei,gen tlich 
erst. Das war schon di,e Konstruktion: Der 
Schwanger,schaftsiaibbIiuch ist eine Bagatell­
sache, daher ,wird das Vertalhren vOim Richter, 
ohne den Akt Ülberlhaupt au�zUimachen, als 
Bagatellsache eingestellt. DCiiS, Herr Minister, 
.haben Sie leider Gottes nicht 1m Parlament 
gesagt, das ,haben Sie nicht im Ausschuß ge­
s·agt, sondern das haben Sie nur vor soziali­
stischen Korrespondenten !gesagt . Das ist auch 
interessant, denn ein anderer Konespondent 
hätte vielleicht doch eine Frii'ge ,stel1en kön­
nen, daß im Ge:setz eigentlich etwas ganz ande­
res als das stelht, !was Sie vor Soozi,aliJstischen 
Korrespondenten mitgeteHt und in der "SK" 
veröff.entlicht ihaben. 

Verstehen Sie nun, Herr Minister, daß hier 
eine unklare Situation ist, eine Rechtsun­
sicherheit, wie sie einmalig ist in diesem 
Staate, wie sie noch nie da war. Das sage ich 
als einer, Herr Minister, der sogar oftmals 
sehr weit geht in dem Bemühen, es zu einer 
sachlichen Zusammenarheit kommen zu lassen . 
Aber wenn die Differenzen so groß werden, 
wenn w.ir uns nicht mehr verlassen können 
auf Worte, wenn der Standpunkt, die Argu­
mentation des anderen als "Lüge" abgetan 
wird, dann ist dringend eine Erklärung not­
wendig, eine Erklärung, die wahrscheinlich 
nicht allein heute hier im Hause möglich sein 
wird, sondern die längere Gespräche und län­
gere Verhandlungen erfordern wird. 

Aber dennoch darf ich Sie bitten, heute 
wenigstens die Frage zu beantworten : Ist in 
Ihren Augen der Abbruch der Schwangerschaft 
ein Bagatelldelikt , wie Sie gesagt haben? Bitte 
schön, es i,st mÖ1glich, daß die "SOIz'ialistische 
Korresponderuz" Sie f,alsch zitiert, das ist mög­
lich. Aber halben Sie Igesagt, daß ,es ein B8Jga­
telldelitkt ist? HaJben Sie gesCiigt, daß keine 
Frau mehr - es kommt dann überhaupt keine 
Einschränkung -, daß keine Frau mehr vor 
Gericht kommt wegen eines Schwangersch,afts­
abbruches? Wie ,erklären Sie sich eine lSolche 
Feststellung, die heute schon durch di,e Offent­
lichkeit Igeht? Ich habe ,schon zwei Briefe 'be­
kommen, ob das richtitg ist, w,as Sie Igesagt 
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haben, Herr Minister, ob tatsächlich kleine 
Frau mehr nach dem 1. Jänner 1975 wegen 
Schwangefischaftsahbruchs vor Gericht kommt. 
Denn dias wäre der -erste Fall, daß ,ein Just�z­
minister 1m Rech1:sistaat die OffentHchkeit der­
arUg VleflUllsichert. (Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: 
Das haben wir schon einmal erlebt von einem 
Justizbeamten!) Herr Minister Schlein'Zler! Im 
Moment habe .ich mich mit der jet�i'g,en Situa­
tion zu beschäJftilgen (Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: 
Nein, nein, ich verstehe schon!) und zu 'be­
gründen, warU!Ill wilr Freiheitlichen einem 
Kapitel nicht die Zustimmung Igeben, weil ,wir 
nicht mehr wissen, was noch gilt und 'was 
nicht mehr gilt. (A bg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: Ich 
teile Ihre Auffassung!) Das ist also die Schwie­
ri,gkeit, in der wir UlliS im .ÄJUJgenblick befinden 
und die dringend einer Berei,nilguIlJg bedaflf. 

Nun darf ich -zu einem weiteren Punkt kom­
men. Ich da!"f noch einmal den FaJhrplam. an­
schneiden. Sie haben also in der "SolZia}listi­
schen Korrespondenz" IgeS'agt, daß wir zlW-ei 
volLe Jahre für die Familien!"echtsreform 
haben. Das 'heißt also, wir häUen 'schon tm 
September hetginnen müssen. Ich weiß nicht, 
es ist kein Termin mehr vOIlgesehen im Derzem­
Iber, aber norma!lerweilse, unter normalen U.m­
ständen würden wir im Jänner ,berghmen. 

Wie eI1klärlen Si,e es dann, daß Sie der 
Offientlichkeit Ig-eJSagt halben: Zwei volle Jlahr-e 
stehen für das Strafrecht zur Verfügung. Und 
wi,e erlklären Sie es, daß Sie gleichiZeititg gesagt 
haben: JetJzt machen ,wir die StraJfrechtsan­
passung,slgesetJze! 

Herr Min!iister! Was machen wir im Jänner? 
Da,s, was Sie uns ,gesagt halben, ode!r das, 
w,as Sie der Offentlichkeit 'nach auß·en gelsagt 
haben1 Das ist das, Herr ,Minlilst.er rBroda, was 
nicht nur für Ihr Res'sort, sondern ,auch für 
ander,e .gilt. Wir Freiheitlichen wis,sen oft nicht 
mehr: Was 'giH noch? Sli'e sprechen bei jedem 
Fenster hinaus etwas anderes. Gerade ,bei dem 
Fenster, wo lIIlan !stelht, hört 'man, und wenn 
man das ,d.ann gla.IUJbt, dann ·fällt lIIlan hinein, 
wenn man 'UJffi däe Ecke -g·eht und feststellt, 
daß vom anderen Fenster genau das Geg,enteil 
herausgesprochen wird. 

Sie haben mit Ulns ;eine Vereinbarung. Wenn 
Si'e dazu ,stelh,en, dann i'st es unrichttg, wenn 
Sie der Offen1Jlkh!keit isagen, daß zlwei Jahre 
für das Bamilienrecht zur VeclrüJglillg stehen. 
Sdlgen Sie doch !in i'ngendeinem Punkt einmal 
KlaIiheit UITld schenken Si-e auch Ihren Genos­
sen reinen Wein ein, auch wenn es unange­
nehm ist. 

Nebenbei enwälhnt möcht,e ich nur s,agen: 
Das Mi'etengesetz halben Sie ·auch IJnir 'gegen­
über als Obmann des JUJstizaussch:usses er-

:wähnt. Allerdings, .in dieSier Di,skusSJion kommt 
es nicht vor, ich habe es daher nicht mitge­
nommen. 

Die Unterlagen, die ich jetzt hier ha'be, das 
sind nur die Punkte, dii'e der Justirzminister 
inneI1halib weniger 'Stunden gleichz.eitirg aI,s 
sOIfort in Angriff rzu nehJmen der OffentHchkeit 
versprochen hat. 

Wir haben einen Unterauslschuß des Justiz­
I:lUJslSchusses über die Neuordnurug des ,gesetz­
lichen Erbrecht.es und des ges'etJzlhhen ehe­
lichen Güterstandes, wir haben einen weiteren 
Untenausschuß über die Neuordruung de'r 
Rechtsstelluntg des elhelichen Kindes, und wir 
haben drittens - aUerding,s noch keinen 
Unterausschuß - eine Viorlage Ülber eine Nelu­
ordnung der persönlichen Rechtswirkungen 
der Ehe. 

Der Herr Minister hat seilneI1Zeit im Justi.z­
aussmuß, ebentfaI.ls am 20. November, 'betont, 
daß Süe auch Igegen eine Legi'slative - wie 
heißt es wörtlich? - "Uzitation" sind. Herr 
Minister! Es lizitiert ja nur reiner, einer, der 
gleimzeititg aUen al.les verspricht. Darf !ich 'also 
sCilgen: Dc:ts ist das, w,as Si,e in der sozialisti­
schen Presselk:.onferenz versprochen !haben, was 
jetzt !Smart gleicbJzeitig in Angr-iff genommen 
wüd. Da -brauchen wü zwei J alhIie darzu. Ich 
daI1f gleich slagen, Herr Minister: In meinen 
Augen ist das kaU!Ill in ZlWei J'ahren ZIU machen. 
Man wir.d vielleicht etwas länger brauchen. Si,e 
wissen, wir hätten beim Str,afrecht rwahrsch·ein­
Hch unter normalen UmstäJnden auch drei Jahre 
gebraucht; das war meiine seinerzeitilge Schät­
zunrg. Wir werden hi,er auch, 'wenn wir das 
ernst her,aten iWlol1en, dIlei Jcfure brauchen. 

Aber jetzt die Fr>age: Wollen wir noch ernst 
'beraten? Wollen Si'e noch 'ZUrs.ClJffimenaIibeit·en 1 
Wenn SLe es allein machen .wollen, dann er­
spaI'en wir runs doch die Ar:beit, dann setzen 
Sie Fristen, !Saglen Sie: Schluß der Debatte, wü 
wollen nicht m'8!hr mit den ander,en Fraktionen 
reden, wir beschließen jetzt mit 5 1  Prozent, 
'was die Sozialisten waUen, 'Und kfurumeI1n uns 
nicht moor UJffi die Meinun:g der anderen. Nur 
dann ist es aber mögUch, Herr Minister, das 
'arllers IZU erledigen. In sachNcher Zusammen­
arbeit ist da-s, wals hä,er jletzt 'gleichrzeitig ver­
,sprachen wird, nicht möglich. 

Und das andere, das .ist die V'ereinlbarung 
mit uns über die Stra!frechtsanpassungsgesetze. 
Ins'gesamt sind es, glaUbe ich, fü!lif Gesetze 
im Moment. Ein StrafprOlZeßanpassungsge,sebz 
ent'hält 134 Punkte; wie vi,ele Paragraphen 
es sind, weiß ich nicht; es entlhält Uber,gangs­
besHmmung,en UJnd hat 20 1 Seiten. Dann haben 
wir ein Stlicufvollrzugsanpassungsg,esetrz mit 
51 Punikten und 99 Seiten, ein Jug,en ds traf­
rechtsanpassungsgesetz mit 32 Punkten und 
42 Seiten, ein Bewähl'UOIgshilftetgesetz mit 
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1 1  Punkten und 1 9  Seiten, ein Strafrechtsan­
passungslgesetz mit 12 Arti.!keln ,und 12 Seiten. 
Das macht 240 Punkte mit, ich weiß nicht, 
vieHeicht 300 Paragraphen. Rund 330 Par'agra­
phen !hat die StraÜlechtsrefornn 'gehabt, ,an der 
wir jetzt ,ehrlich jlalhrelang und fl,eißig in einem 
Tempo 'gear:beitet halben, das wir einfach auf 
di'e nauer nicht aushalten würden ; 'aJber ich 
glaube, es >i'st ,auch von Ihnen anerkannt wor­
den, daß sich alle zusammen bemüht haben, 
das Werk fe rthgJZusteillen. Alber die Vorlialgen 
zu den Anpassungsglesetzen sind immerhin 
373 Seiten. 

Ich darf Ihnen gleich sa'gen, Herr Justiz­
minister: Die Freiheitlichen hatten das auf 
der Tagesordnung. Wir haben nach der Aus­
sendung der "Sozialistischen Korrespondenz" 
den Punkt von der Tayesordnung des Klubs 
abgeset:zt und !haben ebwas emderes beraten. 
Darf ich Iffiagen - wir haben <heute am AJbend 
die nächste KluJbsitzurug -: Was sollen wir 
denn j etzt 'beraten im freilheitlichen KliUb? Das, 
was Sie mit uns vereinbart haben? Das, was 
Sie der Offentlichlkeit versprochen <halben? 
Oder das, wo Sie ünmer kommen und sagen : 
Das Mietengesetz würden wir auch brauchen, 
W,as sollten ,wir ber:aten? 

Es ist doch kein Spaß und ke'in Vergnügen, 
Herr Mi.n�ster, 373 SeHen durchzulesen - und 
das muß man durchleS'en -, Hunderte Para­
graplhen zu prüfen, mit s,eiIl'en Fachleuten zu 
besprechen, und dann hören wir : Da,s wollen 
wir ja gar nicht. Ja haben Sie nicht 'gelesen 
in der "Sozia'liostischen Korrespondenrz" : Hier 
wird j etzt die Famillilenrechtsrelfomn verspro­
chen. 

DalIDi t wir UM einmal im klaren sind : Dann 
gibt es kei:n :strafrecht 'am 1 .  Jänner 1 975. 

Aber Sie halben uns zum Beispiel schon um 
die Chance ge'bTiacht, im fr,ei1heiti'ichen Klub 
im Dez·ember noch mit den Beratungen über 
dile Strafrechtsanpassun9lsigesetJze zu beginnen, 
weil ich s e�ber als Verantwortlicher ,gesagt 
habe : Absetzen, weil ich meinen Kollegen nicht 
zumuten kann, daß sie sich stundenlarug mit 
einer Materjre ,befassen, w,enn 'am ,seLben Tag 
der JustizminiJster erklärt : Das machen wir g·ar 
nicht, wir machen jetzt die .Familienrechtsre­
fomn. Da haben wir noch zwei Ja,hr,e Zeit. 

Das ist d'ile Unsicherheit, Herr MinilSter. Es 
weiß niemand mEilir in diesem Haus, was 
ei'gentlich .geschieht. Ich weiß : Sie haben 
93 Stimmen, Sie können allelS beschließen. 
Aber dann kündilg,en Sie doch offiziell an, 
dann stEilien Sie Cl!uf und sagen Sie :  Bei der 
Fristenlösung war es uns ernst, wir wollen 
nicht mehr. Wir diktieren jetzt mit 93 Manda­
ben im Rechtsstaat, was in Zukunft rechtens 
tst. Kann man machen ! Wir werden dann 
darüber debattieren. Aber lassen Sie uns doch 

nicht immer in d'ie Sackiga,ssle hineinrennen. 
Ich habe wiI1klich :gegl-alDbt, Sie meinen es 
ernst, daß wir im Jänner mit den Strafrechts­
anpassungslgesebzen ,anfangen .  Bi,s ich am 
29. November überraschend arugerufen worden 
bin und dann :gelesen habe, was Sie in der 
Pressekonferenz der Offentlichkeit 'gelg,enüher 
gesargt haben. 

Hier, Herr Min1ster, wäre aLso eine Klarheit 
dringend notwendilg, umd um diese darf ich 
Sie ,auch mit Rücksicht darauf lersumen, daß 
es vorlher gar nicht möglich i,s.t zu delbattieren. 
Worüber sollen wir denn reden, wenn wir 
nicht wissen, wa's j etzt kommt? Gilt das, w,as 
Sie den 'soz'ialilstischen Korrespondenten ge­
sagt halben? 

Darf ich Sie also noch einmall leinladen, das 
kl arzustellen, Ich glaube, ich brauche Ihnen 
nicht ,aufz'Uzoäihl,en, wie viele PaIiagraphen, wie 
viele Seiten das ,sind. Es ist kein Vergnügen, 
das .'lu lesen. Aber wir können es a'uch machen. 
Wir können mH den Beratungen b eginnen 
- nicht im Jänner, alber im Febru a'r, denn 
das muß man j a  auch durchik,auen. Aber bitte 
schön, dann kommen Sie nicht wieder unter 
der Hand und ·sagen Sie : .Alber Herr Zeillilliger, 
das Mietengesetrz Ibr,auche ,ich auch. 

W'as wollen Ste, Herr Minis.ter Broda? W'as 
will die IsoziahsUsche Fr.aktion? Salgen Sie es 
einmal. Und vereinbaren Sie in Zukunft nichts 
mehr, wenn Sie :dann di,e Offentlichkeit amlers 
int:omnieren .  Oder sagen Sie dort : Ich habe 
eine Vereinbarung mit der Freiheitlichen Par­
tei und mit der Vollkspartei. Aber ich rSag,e euch 
.gleich: Entgeg,en dielSer Vereinbarung werden 
wir j etzt in den nächsten zwei Jahren da,s 
Familienr,echt mach,en. Arber s'agen Sie es aruch 
der Offentl'ich!keit, scheiliken Sie auch der 
Offentlichkeit reinen Wein eiJn und v,erspre­
chen Sie nicht j edem alles, dem einen das 
Mietengesetz, dem anderen die Familienrechts­
gesetze und dem dritten die Strafrechtsan­
pass UnlgiS{Jesetrz e. 

Das ist all50 die Situat!ion, in der ,wir sind 
und wo Iwir jetzt sagen : Wir wi,s:sen nicht 

mEilir, was im Augenblick noch gilt. 

Meine Damen und Herren ! Zur Familien­
rechtsreform darf ich Ihnen vielleicht nur ganz 
kupz, vielleicht nur für die, die noch nicht 
Gelegenheit hatten, es zu hören, den Fahrplan 
s,agen, den man aa,s Obmann eines Ausschusses 
au�stellen muß.  

Es wird zum Bei,spi,el 'beraten das Ge!setlz 
über die Neuordnung der Rechtss.tellung des 
ehelichen Kindes. Ich halte dCiiS, nebeilibei ge­
salgt, für sehr wichtig, nachdem wir die Rechts­
stellung des unehelichen Kjindes Igeregelt 
haben. Es wird geändert das aHgemeine bür­
gerliche Gesetzbuch, das Gesetz über die Ver-
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einheitlichung .der Bh�schliießurug und Ehe­
scheidung, die Verordruung Ülber die Bheschlie­
ßung und über die Bhe.scheidurug. Das Gesetrz 
über die religiös1e KindererZiiehung wird ge­
ändert, Igeändert wir;d die Entmünd�gungsord­
nung, 'geändert wird das JugendwoihJlfahrtls­
gesetz, 'g,eändert wird das Gesetz Ülber das 
AußerstreitveI1falhren, geändert wird die Juris­
dikUonsnorm, geändert wird die Z'ivi,lprozeß­
ordnung, ,geändert wird die StrafprOlZeßord­
nUILg, geändert wird das StaatsbüngefoSchafts­
gesetz, geändert wird die Nationalrats-Wahl­
ordnung, .g,eändert wird das Gerichtsgebühren­
gesetz und so weiter und so weiter. Das ist 
alles nur einer dieser Akte : es ist dieser Akt 
(ihn vorzeigend) bitte . Soll ich Ihnen j etzt 
noch vorlesen, was in den anderen enthalten 
ist? 

Es ist klar, daß der Mini.ster sagt, darzu 
braucht man zwei volle Jaihfle. Mindestens. 
Herr Minister, ich salge Iihnen heute schon : 
Sie br.auchen drei J aihre d azu. Außer Sie 
machen wieder " Schluß der Debatte" - Sie 
nennen es ja ,anders : Sie nennen es Fr,i,sten­
setzung, wenn Si,e nicht lIIleihr weiterodiskutie­
r'en :wollen. 

Aoher .genauso wird natürlich auch Ibei den 
andeTen Gesetrze!s,vorlagen geändert. Und da 
sagen Sie : Das alles wollen Sie nun ändern, 
j etzt anschl1eßendj sofort, halben Sie noch 'g,e­
s agt. Und mit uns vereiIllbaren Sie : Jetzt 
machen wir die Str,arfrechtsanpassurugsgeis etze.  

Herr Mini,ster, damit läßt sich im Moment 
das Tih!6IDa beenden. Vielleicht Lst ein Kollege 
später in der ,glücklichen L'age, ir,gendwie 
eine Stellungnahme daZlu aibzugeben. Ich weiß 
es nicht. Ich konnte meinem Klub nur sagen : 
Ich ,bin nach 20 Jahren in einer Situation, Herr 
Min�steT, in der ich noch nicht war. Und ich 
kann meinem KIUlb nur ,emp.ftehlen : Albsetzung 
des BeratungsplUnktes von der Tagesordnung. 
Wir können uns, Herr KolLege Skritek, nicht 
vorbereiten, ,bevor Wlir nicht wissen, walS die 
50zial1sHsche Fr,aktion saJgt. (Zwischenruf bei 
der SPO.) Da können Sie ruhig den Kopf 
,schütt,eln. Wh haben eine Vereinba:r:ung und 
eine Erklläru:rug des Ministers. (Weitere Zwi­
schenrufe bei der SPO.) Ich dal'f Sie mn Aus­
kunft bHten : Gilt die Vere'inbaDUrug noch? Si'e 
können s agen : Die Vereinbarung gilt. Dann 
dista:ruzieren Sie sich alber offiziell von dem, 
was hier in di,es1er Korrespondenzmeldung 
steht. Sie mÜJss,en sich von der "Bagatellsache" 
distanz'ieren. Vielleicht ist j eder Schwanger­
·schaJfts,abbruch eine Bagatellsache. D as Wort 
"BtagatelldelLkt" steht hier drinnen. (Zwischen­
rufe bei der SPO. - Abg. S k r i t e  k: Was 
es für mich ist, brauchen Sie nicht zu inter­
pretieren!) Na, weil Sie da immer ,so einher­
murmeln : Herr Kon�ge, Sie sind mein Ver­
tragspartner. 

Darf ich kJlarstellen: Ich bin namens der 
freiheitlich·en FraktJion, ,der KOillege Hauser ,ist 
namens der Vollklspartei und der �ollege SkTi­
tek namens der so'ZiaHstischen Fr,aktion 'in 
unserer V:ereinbarun.g Vertmg'spartner. Nur 
der Herr Minilster i,st derjeni'ge, der die Be­
handluilig der Vorlalgen betreilbt und der leta;­
ten Endes dann, möchte lich s'aJgen, seine wohl­
meinende Zustimmun.g ,gilbt. Im Grunde ge­
nommen 'besteht der Gegensatz so wie bei dler 
Fristenlösung, rwo Sie auch geg,en die Re.gie­
rung opponiert und einen G egenantra'g ein­
geJbracht haben, wieder · einmal 19€1gen di e 
Regiemng, denn der Herr Miniister erklärt : 
FamilienIlecht! Der Kollege Skritelk aber hat 
mit uns die V,ereiIllbaruilig goelSchlossen, j etzt 
di'e StDClIfrechts�ffi1ipa.ssungslgesetll)e IZU behan­
deln. So Lst, wenn Sie Iwo]len, liein juriJsUsch 
die parlamentarische Situation, wie wir si,e im 
Augen.blick v:orfinden. 

Nun, meine Damen und Herren, haben wir 
im Ausschuß gehört, daß , glaube ich, 57 Rich­
ter und 12 Staatsanwälte jetzt schon - ich 
kann es verstehen, albe r  bedaure es - zu 
erkennen gegeben haben, daß sie mit 3 1 .  De­
zember 1 974 in den vorzeitigen Ruhestand 
treten werden. Sicher, die Situation ist lösbar. 
Ich muß sagen, daß ich diese Entwicklung be­
daure. Ich würde auch j edem Richter sagen:  
Deswegen muß man nicht in Pension gehen. 
Umlernen müssen wir alle. Es müssen das 
nicht nur die Richter, das müssen auch andere, 
das müssen wir alle Betroffenen, und letzten 
Endes muß sich das ganze Volk der neuen 
Situation, die nun vorliegt, anpassen. Wir 
werden alle dieses Jahr brauchen, um die 
Dffentlichkeit darüber aufklären zu können. 

Alber ich wäre Ihnen dankbar, Herr Mini­
ster, wenn Sie hier auch öffentlich, so wie Sie 
es im Ausschuß - für mich persönlich möchte 
ich gleich anerkennend erwähnen: in befriedi­
gender Weise - getan haben, dem Hause 
mitteilen würden, wie Sie die personelle Situa­
tion, nämlich im Hinblick auf die Vollziehbar­
keit des Strafrechtes, sehen. Wir leben in einer 
Zeit - da kann keine Regierung etwas da­
für -, in der die innere Unsicherheit immer 
größer wird, in der die Regierung dafür ver­
antwortlich ist, daß sie die erforderlichen Maß­
nahmen d agegen ergreift. Wenn aber die 
Aktenberge bei den Richtern ,größer werden, 
so ist das eine Verunsicherung. 

Ich erinnere nur an eine Fernsehdiskussion, 
wo ich geglaubt habe, es gehe um die Kunst­
fehlerparagraphen, aber in Wirklichkeit ist es 
darum gegangen, daß sich die Leute alle be­
klagt haben: Es ist ein Kunstfehler passiert. 
Und nun warte ich j ahrelang auf eine gericht­
liche Entscheidung, ob und was mir zusteht. 
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Das i st, möchte ich sagen, die Unsicherheit ,  
die herrscht, eine Unsicherheit, die nicht von 
heute kommt, nicht von gestern stammt, die 
aber auf dem Personalsektor äußerst bedenk­
lich ist. Wenn unsere Richter nicht m ehr in 
der Lage sind, in angemessener Zeit die an­
fallenden Rechtssachen des zivilen Rechtes und 
des Strafrechtes zu erledigen, dann sind wir 
nicht mehr Rechtsstaat. Da könnten wir die 
besten Gesetze halben. Denn der Rechtsstaat 
besteht nicht nur darin, daß man gute Gesetze 
hat, sondern der Rechtsstaat ,besteht auch dar­
in, daß diese Gesetze den Staats1bürger schüt­
zen und der Staatsbürger bei Gericht sein 
R echt bekommen kann. Hier befinden wir uns 
in einer bedenklich ernsten Situation. 

Ich bedaure - 'ich glaube, das tun wir alle -
den Abgang von 69 Richtern Ulnd Staats'an­
wälten. Das ist 'bei der kleinen Gruppe dieses 
Berufsstandes ein unerhört hoher Prozentsatz. 
Ich würde Sie bitten, uns heute Ihre Situations­
beurteilung auch mitzuteilen. 

genommen, und ,sie sind ein Sachaufwand ge­
worden. Ich Iweiß nicht, vielleicht wollen Sie 
in Zukunft d�ie Tats ache, daß Menschen zur 
W eH kommen, als Sache bewerten. Kann sein, 
daß es ein Sachaufwand i.st. Es iJst dies ,ein 
Aufw.and, der b ezahit wird, wenn e'in Kind 
auf die Welt kommt. Ich glaube ruber trotzdem, 
d·aß das doch unter Personal- und nicht unter 
Sachaufwand 'gehört. 

Ich habe eilgentlich bedauert, Herr Minister, 
daß Sie da mlitg,elhen, weil der Finanzmini,ster 
und der Kanzler dilesen Weg ,gehen. Der Kanz­
ler a'ls Obmann und Vorsitzender der Sozilali­
stlischen Partei, daher verständlich. Der Finanz­
minister, weil er 'ein Budget vorg,elegt hat , 
über das, wenn es wirklich der Offentlichkeit 
bekannt W:ird, was daihintersteckt, der letzte 
sozialistische Wähler ents,etzt ist. Denn die 
schlimmste KriiH'k, die Sie trifft, ist ja die, 
die man heute ülberaJol aUlf der Str'aße hört : 
Di€ sind j a  auch nicht besser ,aIs der Klaus 
vorher ! Das ist das Schlimmste, was Ihnen 
!heute angetan werden kann. 

�t
.
was h

.
�t mich bei IhI1len �berrascht" Herr , 

Daher di,e kosmetischen Operationen. Das 
MmIster. Uberrascht hat es mIch sonst elgent- ' t  b ·tt ' D en verzel' hen SI' e _ " . .  ' "  I S .  so - I e,  meIne am , , 
lIch nIcht, weIl Ich, nachdem der Fmanzmml- I ' h " b ,; "'hrl' l11e Frau plo" tz , , 

'
. a s wenn S'lC eIne sle z,.gJa :::f : -

ster m dIeser Frage �mgefall
,
en l�t "  nIcht an-

lich von einem Maskenbi1ldner das Gesicht 
genommen habe, daß ugendem MInIster noch . D ' ß '  · . . ·1.r·  e eiben la" ßt Das I' St lh'e'ut .. . ,  " .. emer rel LgJau I,g n g' . -
standhaft ware. Aber beIm Justlzmmlster hatte 

zut age in der Filmindustrie >alles möglich. Und 
ich eigentlich schon angenommen, daß er ein 

30 ist es auch, daß IDan aUJS dem S chlechteISten 
bißchen dagegen Bedenken hat, die Familien- durch optische Operationen einen guten Ein­
und Ge:burtenbeihilfen aus optischen Gründen jruck erwecken kann. 
in den Sachaufwand zu stellen. Das ist eine 
politische Optik, um den Personal,aufwand 
etwas herunterzudrücken. Sie ha'ben einen 
Ehrgeiz : Sie wollen immer besser sein als die 
SPO ; Kreisky möchte besser sein als der Klaus, 
aber er ist nicht mehr besser, sondern er ist 
bereits auf den Klaus gekommen, und jetzt 
muß er optische Operationen machen. Und da 
nimmt man plötrzlich Kinderbeihilfen und Ge­
burtenbeihilfen, die natürlich Personalaufwand 
sind und immer waren, in den Sachaufwand. 
Ich glaube, es weiß j edes kleine Kind in der 
Volksschule, wenn ich frage, ob es eine Per­
sonalangelegenheit oder eine Sache ist,  wenn 
man für die Geburt Geld ,bekommt, daß das 
ein Personalaufwand ist. 

Aber, Herr Minister, trotzdem würde ich 
sagen, ich halte diesen Weg �ür b edenklich.  
Nach mein1er Ansicht so�lte der Herr Just'iIZ­
minister seine Stimme hier ,schon :warnend 
erheben. Denn ein Budg,et soU auch ein biß­
ehen - das Ihat man der OVP <immer 'gesa<gt -
die "Bud-getwahrheit" wahren. Und das ist 
nicht mehr Wahrheit, wenn Sie heute s agen : 
Die 2000 S, diie man derz..eit bei der Geburt 
bekOffilIllt, .sind lein SachauDwand, nachdem ,sie 
Jahrzehnte Ihindurch unJbestritten P,ersonalaus­
gaben waren. Unter diesen Umständen ist die 
Bud'getwahrheit eben nicht mehr vorhanden. 

Wissen Sie, was mir aufgefallen ist, Herr 
Minister? Das Justilzm!inisterium ist ja nicht 

Dieser Ansicht war j a  auch der Finanz- sehr groß, 'aber es sind doch 245 Personen, 
minister. In seinem ersten Entwurf hatte er die ich zusammengezählt haJbe ; darunter sind 
auch die Familien'beihilfen in den Personal- auch viele junge Damen dalbei, \Und auch j'Ün­
aufwand hineingenommen, wie bisher die gan- gere Ehemänner. Sie 'haben 725.000 S 
zen Jahrzehnte. Nur ist dann plötzlich die FamiUen'beihiUen, ·aber im ,ganzen Justilz­
Regierung gekommen und hat gesagt : Wie ministerium ,gilbt es nur 5000 S G eburt,en­
schaut denn das IBudget aus? Da ist j a  das beihilfe. Wir wissen, daß die Geburtenbeihilfe 
ganze soziahstische Programm-Image, wie es de:r;zeit bei Lebendg,ejburt 2000 S beträ.gt ; nach 
in der Offentlichkeit so schön heißt, dieses einem gemeinsamen Antra'g aUer drei Par­
Ilffia.ge ist ja beim T-eufel, wenn wir noch teien, der sicher Gesetz werden wird - das 
,schlechter stind als der Klaus. Und da hat man war ja unser Wunsch �m Zusammenhang mit 
dann die FamiUenbeihilfen und die G eburt,en-

I 
dem neuen Strafrecht, mit der neuen Ein­

'beihilfen aus dem Personal aufwand heraus- stellung zum Schwangersch.aftsabbruch -, 
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werden ,eiS in Zmkunft 4000 S sein. Alber ,selbst 
wenn ich die bisherige Größenordnung von 
2000 S zugrunde lege - wie Sie auf 5000 
kommen, weiß ich gar nicht, denn das sind 
zweieinhalb Kinder -, 'so weiß ich nicht, ob 
es 'im JusUzministerium mögl/ich ist,  daß rzwei­
e'inha!lb Kinder Izur Welt kommen. Aber auch 
mit Totgeburten geht es sich nicht aus, denn 
bei Totg,ebuft.en /beträgt die BeihiJlfe 800 S.  
Auf einen Betr,ag von 5000 kommen Sie nie. 
Das können Sie drehen, WLe Si,e woUen, 5000 
,gibt 'es nicht. 

Aber bedenken Sie, meine Da.men und 
Herren : Jetzt 'beschließen wir das Budget, und 
wir beschließen gleichzeitig einhel,Hg, daß in 
Zukunft die Farrni'l'ie ,bei einer Geburt - das 
war der Wunsch aller, wollen wir nicht lizitie­
:ren - 4000 S bekommt. Im gaIllzen Justiz­
ministerium darf nur mehr eineinviertel Kind 
auf die Welt kommen !  Fürs !Zweite "Drei­
viiertelkind" i,st das Geld nicht mehr da, Herr 
Minister. Aber bitte, sagen Sie mir, wie man 
,aUJf 5000 S kommt. Wte kommt man auf 5000 S, 
wenn die G eburteIl!beifhiHe 2000 S Ibez'iehung,s­
weise in Zukunft 4000 S :beträigt? ,Man kann 
sagen, daJs Budget 'ist noch nach dem alben 
Ges,etz 'g,emacht , also je Gelburt 2000 S, dann 
können ,es llIUr 2000, 4000 oder 6000 sein ; 
oder wir machen es nach dem nsuen, dann 
können es 4000, 8000 oder 1 2.000 S 'sein. Aber 
eineinvi,ertel Kinder im gtanz,en Ministerium? 
Ich werde mir erlauben, am Ende des Jahres 
1 974 dort 'anzu1ragen, wie viele Kinder wirk­
lich ,angefallen Isind. 

Interessant ist es, wenn 'Wir diesen Budget­
an.satz des Ministeriums mit dem des Obersten 
GerichtSiho�es ve:ngleichen. Ich halbe immer 
geglaubt, beim Obersten Gerichtshof sind 
mehr alte Herren, und ältere Herren be­
kommen unter Umständen ,weniger Kinder. 
Aber dort sind es auch 5000 S.  (Heiterkei t.) 
Al'so alle Frauen und Männer des JUStilZ­
ministeriums dÜTften nur 'g,enauso ,eineinvier­
tel roind,er rzur Welt 'bringen wie die AIlIg,e­
hörigen des Obersten Gerichtshofes. Ich 
erwähne das nur laJIl Rande, aber wlir müssen 
uns mit den Zahlen beschäftigen. Alber wir 
sehen, was solche Zalhlen wert sind, wenn man 
von vornherein weiß, daß da.s ibeim 'besten 
Willen nicht stimmen \kann. Das Ihat man Ibin­
geschrieben, damit ,etJwas dortsteht. Es rst 
ohnehin Wurscht, ,es iist ja ,sowieso nur mehr 
Sachaufwand. 1 5 1dikog mehr, darf' s ein bliss erl 
mehr sein? 4000 S ifür ein Kind, darf' s ,ein 
hißchen mehr sein : Schre�ben wir 5000 hin, 
als Erinnerung1spost, falls ein zweites Kind 
unter Umständen 'kommen sollte. Ich hoffe, 
daß heute mehr Damen des Justi.zmin!i'steriums 
bere.it.s sagen können, daß sie im nächst,en Jahr 
ein Kind eIlWarten können, als ihr Ressortchef 
an G eburtenbei'bilfe ,im BUlgdet vorsieht, denn 

fÜI so unfruchtbar halte ich das Justiz­
ministerium denn doch nicht. (Neuerliche Hei­
terkeit.) 

Herr Bundesminister ! Die Zahlen j etzt alle 
hier aufzrrzälhllen wäre IZ'Uviel. Ich möchte aus 
dem Ganz,en noch einen Bunkt hel1C1JUsgreifen. 
Er hängt mit dem Strafrecht zusammen. Ich 
sage ganz offen, ich hätte ,es nicht ,getan, alber 
Pressekonferenz vor sozialistischen Korre­
spondenten ist und daß dort irgend etwas 
pondenten ist und daß dort ingend etwas 
enzählt wird, was dann unter Umständen nicht 
im Ges,etz drinnen steht. Dalher möcht,e ich 
gleich fragen, ob das, was ich j etzt Ihier s'age, 
richtig ist und a.uch noch Ihrer Auffassung ent­
spricht. 

Der Herr Minister hat, ich aneIikenne es, 
über Wunsch der A!bgeordneten der P<arteien 
ternl'ingerecht :zlUJm 30. iMai über die vorbeu­
g,enden IMaßnahmen im Zusammenhang mit 
der Einführung des Strafrechtgesetzbuches 
berichtet. Dabei sind drei Anstalten erwäh­
nenslWert, die in Zukunft ein,gerichtet werden 
sollen. 

Ich möchte ,beginnen mit der Anstalt für 
.gefä'hrliche Rückfallstäter. Es ist eigentlich 
j ene Maßnahme, wo me/hr das Formale g,e­
ändert wurde, weniJg,er die Tatsache, denn 
,gleichzeitig mit der Einfiilhrung di,eser Anstalt 
wird das Arbeit'Sh,aus ahgeschafft. Das Anbeits­
haus kommt we'g, und da�ür kommt di,e An­
stalt für ,gefährliche RückJfallstäter. Ich ;bekenne 
mich ;zu dieser Lösung. Wir haben sie ein­
stimmi'g erar,beitet. lEine sollche Anstwlt wird 
es in Suben, glaube dch, und in Schwamau 
geben. Diese Anstalt wird einen Aufwand 
von 50 Miblionen und eine Personal­
aufstockung von 35 Personen ,erfordern. Die 
Umstelh;mg wir:d r,elativ .schnell mögHch 'sein, 
weil man ja nur das Schild "Arb,eiusihaus" 
fürs erste herunternehmen muß und das Schild 
"Anstalt rur ogefälhrliche RückfaHstäter" 
dar,aufgeben mruß. 

Anders sieht es schon aus be/i ,der meiner 
AIllsicht sehr wicht:!i'g,en Anstalt ,für g,eti.stig 
atbnorme Krimin elle und ,für en1lw'öhnuIlJgs­
:bedürftige Recht:!sbrecher. Das sind al,so der 
Allkoholik,er, der RaUlschgiftler :und der ,geistig 
Abnorme ; das ist der, wo wir wissen, daß er 
}edesmal, wenn er herauskomrrnt, wieder ein 
Sittlichfkeitsdellikt /begeht, wieder ein Kind ,an­
fällt, ,alber man Ihatte biSher kleine ,andere 
Möglichkeit, als ihn in eine norrnale, zivi[e 
Anstalt einzuweisen. Wir Ihaiben es begrüßt 
und für seihr notwend�g ,erachtet, daß Jetzt 
eine eigene Anstalt nun gebaut Wird. 

Nun l'esen wir :  Es wird eine Anstalt 'für 
ungefähr 500 Insassen werden - es werden 
auch etwa 500 ,Mann Bersonal, Fr,auen und 
!vEnner, dazu notwendig ,sein. Aber diese 
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Anstalt hat nach diesem PI,an eine Bau'Zeit irgendeiner Form einen Schaden für das \ganze 
von zehn Jahren. Da steht noch a'lllf Seite 20 : Leben davongetragen. Das wollen wir ver­
"Die R,ealisienung und FinaIllZierung dieses hindern. 
Programms !hängt wesentl!ich von der Durch­
führung des ilangJristigen Investitions­
programms des Bundes <für die J,ahre 1 973 
bis 1 982 ab." 

Ich möchte mich :gar nicht finanzpoliUsch 
d arauf einlassen, IW·as das Ibedeut,et, gar nicht 
darüber sprechen, ob das die Inflation anheizt 
oder nicht anlheirzt. Aber entschuldi-gen Sie, 
Herr Minlister : Das nahen wir j a  ibeschlossen. 
Und ich s,age Ihnen gleich :  Wenn diese Ansta:lt 
nicht vorgesehen worden wäl'e, dann wäre 
wahIlscheinlich das ißerruühen um ein g-errnein­
sames Zu'SammenkolIlllIIlen - das war ja ,eine 
der wesentlichen forderungen von uns Frei­
heitliichen - schon ,wesentlich ·früher eiIlJge­
steHt worden. Wir ,hätten ganz offen gesagt, 
dem können wir nicht zustimmen - ehe wir 
noch ilU dem Sch'WarugerschClifts'(lIblbruch gekom­
men wär,en. Im Gesetz steht es geschrieben : 
diese Anstalt muß da sein. Aber j et'Zt 'hängt 
ihre Errichtung von der Durchführung des 
l angfri-sUgen Investitionsprogramms des Bun­
des für die Jahre 1 973 bis 1 982 ,alb. 

Herr Bundesmiruister, ich darf Ihnen gleich 
sagen : Wenn Sie di.e Errichtrung di'eser Anstalt 
vom Finan'lJlIlinister aJhhängi:.g machen, vom 
BautenminiJster, dann Igeschieht es nie;  das 
weiß ich schon von der Landesvert'eidi;gung. 
Dann kommt ,es in j eder Vellsammlungsflede 
vor, in jedem .sozlialistli'schen Programm vor 
der Wahl, aber gebaut wird sie nie. Da möchte 
ich schon eine .klare AussaJge. Diese Anst'aH 
ist ein Gesetz,esauftrag ! 

Es besteht 'Überhaupt kein Anlaß, Herr 
Minister, daß ich Ihnen irgend 'etwas unter­
steLle, das möchte ich ausdrucklich j etzt hier 
f.eststellen. Aber ich möchte es rechtzeiitig hier 
erwähnen. 

Saben, gut, einVIerstanden. Dieses Haus wird 
im Moment nur umgewandelt vom Arbeits­
haus in die Anstalt für gefährliche Rück.falls­
täter. Aber die Anstalt für geistig abnorme 
Täter ist unerhört wichtig!  Was ist mit all 
den Verbrechen, die in den nächsten Jahren 
geschehen? Wir wissen, j eder Richter hat 
solche Fälle, wo er sagt : der Verurteilte 
gehört in eine solche Anstalt hinein. Oft 
entstehen Schwierigkeiten, ich weiß das von 
meinem Wahlkreis, wo sich dann die zivile 
Leitung einer solchen Klinik bemüht, diese 
Leute wieder gesund zu schreiben und hinaus­
zubringen. Kaum ist der Mann draußen, 
fällt er wieder ein Kind an, begeht das 
nächste Sittlichkeitsdelikt und kriegt dann 
statt drei J a1hren fünf J,ahr,e .  Das nüt'zt :alles 
nichts. Damit ist er fünf Jalhre abgeschirmt 
von der Außenwelt, aber das Kind hat in 

Das i,st j,a das, wo wir gesagt IhaJben : Refor­
men, Herr Minister!  Hut aJb, di,e größte Re­
form, die diese Regierung je zustande gebracht 
hat, wird im JllJsUzressort das Strafigesetzbuch 
sein - darum /habe ich so bedauert, daß wir 
ni mt mitgehen konnten -, auch wenn es mit 
knapper Mehrheit ,beschlosse n  worden list. 
Und j etzt hängt di,e R,ealisierung von der 
Durchführung des langfristigen Investitions­
programms des Bundes für die Jahre 1 973 
bis 1 982 ab. Da !hätten wir diese Reform nimt 
zu besch:ließen Ibrauchen. Da hätten wir v,on 
vornherein s agen können : Das kommt nie. 
Weil der Herr FinanzmliniJSter immer sagen 
wird, daß das eine ,große Summe ist ;  dazu 
wird er nie Geld haJben. 

Es beginnt Iselhr schlau : Im Jahr,e 1 973 2 Mil­
lionen i die bringt man noch leicht zusammen. 
Im Jahr 1 974 sind 18 'Millionen vor.g,e.sehen, 
im Jahr 1 975 35 MiUionen - ,die Summe 
stei.gert sich,  :bleiibt ,aiber immer noch in der 
Mittellage. Die Re'gierung rechnet offenbar, 
noch eine Periode im Amte zu ,s,ein. Aber ab 
1 979, -glaUibe ich, that sie offen:bar Ikeine Hoff­
nung,en mehr, denn da sind es plötzl'im 
2 1 1 Millionen. 1 980 268 Mimonen, 198 1  
2 7 5  Millionen, 1 982 232 Millionen. W,enn i ch  
das lese und politisch kommentiere, würde 
ich sagen : Mit einer Periode rechnen Sie noch, 
und dann sagen Sie sich: D a  soM -sich der näch­
ste JustizminDster, .der nächste Finanzminister 
den Kopf rzeI1brechen. 

850 Millionen kostet di1ese Anstalt. Heuer 
sind bescheidene 2 Millionen vorgesehen. 
Bitte , heuer ist es problematisch, obwohl wir 
es smon lange wissen, aber heuer sind 2 Mil­
lionen drinnen. Der POina�minister und der 
Justizminlster vom J,a'hre 1 980 j edoch, di,e 
müssen 268 Mil'lionen aufrbringen. Sehen Sie, 
so kann man es auch machen. Und der ganze 
Baufortschritt hängt dann \lion der Durch­
führ.ung des la'ngfti.stiogen Inv,estitions­
programms ab. 

Dann sagen Sie einer !Frau : Eure Kinder 
sind geschützt, die Siche:r:heit ist elihöht, eine 
wicldich moderne Anstalt wird .gebaut. Nein, 
gar nichts wird geb aut ! Fünf Jahre planen Sie :  
Das ist nämlich Idas heurtge Jalhr und dann die 
vier J,ahre der nächsten Periode. Rünf Jahre 
beträgt die V;or1bereitungszeit nach diesem 
Bericht. Erst im sechsten Jahr wird mit dem 
Hauen begonnen. W.athrscheinlich unter einem 
anderen Finanzminister. Solange hat sich noch 
kein Finanzminister in Osterreich 'gehalten 
- bis dorthin wird er wahrscheinl'ich National­
bankpräs'ident oder ähnliches sein. Mögl'icher-
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we1se ist dann auch ein anderer JusHzminister. 
Die sollen ,sich dann den Kopf :zeIibrechen, 
wo sie die 268 M1llionen hernehmen. 

Herr Minister! Ich muß Ihnen offen s.a!g,en : 
·es ,erstaunt mich, daß man jetzt fünf Jahre 
lang eine Anstalt planen will, wo es geheißen 
lhat, alles sei ,schon fix und ferUg, ,es existi,ere 
alles schon in der KOI1lZeption. Wir reden j a  
schon j ahrelang darüber. Jetzt stellen wir 
heuer 2 Millionen, nächstes Jalhr 18 Millionen 
,zur VerflÜlgung. Die Anstalt wird fünf J ahr,e 
lang .geplant, entwoDfen, ,aill!s.geschrieben und 
so weiter, dann erst wird mit dem B au ,be­
gonnen. 

Herr Minister! Wir halben .das im Ausschuß 
:kI�itisiert, ich kritisi,ere es auch irm Haus. Sie 
haben eine teilweise hefriedigende Antwort 
- möchte ich gleich vorwegne.'hrrnen - im 
Ausschuß gegeben, aber ich bitte Sie, sie jetzt 
auch öffentHch �m ,gelben, denn nur das, was 
hier öffentlich im Haus g,esagt wird, hat He­
stand und kann j ederzeit ,auch überprüft 
werden. 

Ich darf noch einmal sagen : Wir halten diese 
Anstalten für eine der Säulen des modernen 
Strafrechtes. Ich bedaure es, daß über die Dis­
kussion eines anderen, auch sehr wichtigen 
Punktes, eines zweifellos sehr wichtig'en 
Punktes, aB diese Fragen weitgehend in den 
Hinter,grund getreten sind. Wenn Sie mich 
Jetzt nicht nur als Politiker, sondern als einen 
Mann, der aus dem Berufe der Juristerei 
kommt und lange Jahre Stflafrechtsverteidiger 
war, fragen, würde ich sagen: Mindestens 
ebenso wichtig wie die Reform des Para­
graphen über den Schwangerschaftscubbruch 
sind diese Anstalten, denn da geht es um die 
Sicherheit der Bevölkerung, Herr Minister! 

Seien Sie vensichert, daß wir ab dem näch­
sten Jalhr Ibei j edem derarUgen Delikt, da.s 
in der Offentlichikeü begangen wird, 'immer 
wieder di,e Stral�vertbüßung iCl!uifrollen und 
salgen werden: Und da wollen Sie fünf Jahr,e 
planen? Da :wollen Sie erst dem nächsten 
Justi1zminister, dem nächsten Finan�minister 
die Sor'ge ülberlassen, wo er das Geld her­
nimmt, sofern überhaupt das langfristige In­
vestitionsprogramm - es wird wohl nie ein­
treten - eine solche Finanzierung ,ermÖoglicht. 

Herr Minister !  Da.s war der Uberblick., den 
kh Igehen wollte. 

Ich darf abschließend noch e�rumal salgen : 
Ich bedaure" daß wir dem Justizbudget auf­
grund dieser Entwicklung keine Zustimmung 
geben können. Ich bedaure es deswegen, 
wet,l ich rrn'ich persönlich ,gerade auf dem Ge­
biet der Justiz immer s,ehr bemüht habe, zu 
einer ,gemeinsamen .A!uffassung aller drei 
Fraktionen in den Fragen des Rechts, des 

Rechtsstaates zu kommen. Ich glaube, daß es, 
na chdem die Regierungsfraktion sozusagen 
den Schritt von der gemeinsamen Arbeit weg 
getan hat, nun an der Regierungsfraktion läge, 
nun auch wieder den Schritt zur gemeinsamen 
Arbeit, zur Zusammenarbeit, zu machen. 

Die Regi,erung ist etwas kopflasUg. Es 'ge­
nügt ihr nicht, daß ein ,Minister aktiv ist. Ich 
daI'f noch einmal sagen: W,as das Justizressort 
,alles diesem Hause :i1beflWiesen 'h at, das alles 
zu bewältigen - das wird sebbst der gestrenge 
Sprecher der Regierungsfraiktion sagen - ist 
aus1geschlossen. Man wird sich entscheiden 
müssen, olb 'Inan di,e Presse.gesetznovelle, das 
Journalistengesetz - es gibt in diesem Res­
sort viele Gesetze -, die Wo!hrubaUlbe1h:iMe 
und so weiter ibehandelt. lI1gend etwas wird 
man einvernelhmhch /ZIuTIÜck.stellen müssen. 

,Alber es wäre ,erfreulich, wenn cuuch andere 
Minister in 'gleicher W,eis,e 'eine Aktivität an 
den Tag legen würden und wenn ,andere 
Minister das Haus ebenfalls mit neuen 
Materien mttern würden : Wenn etwa der 
Handelsminister endlich etnmal ein Bevor­
ratungsgesetz brilllgen würde, wenn die Fr,au 
Gesundheitsminister endlich einmal auf dem 
Gebiet der G esundheitspolitik aktiv 'Werden 
würde, wenn der Heeresrnlinister endlich e!in­
mal die von uns :beschloSisenen LandwehI1kon­
zepte herLegen würde. (Zwischenruf bei der 
OVP: Der Landwirtschaftsministerf) Auch der 
Landwirtschaftsminister. Alle di,ese Korrz,epte, 
auf die wir warten, kommen nicht. Wir könn­
ten diese Aufzäihlung Jetzt s!icher endlos fort­
setzen. Wir wären also frOlh, wenn aHe Mini­
ster wenig,stens eine ein1g,ermaßen 'gleich­
mäßige Initiative entwickeln und wenn sich 
nicht alle dar,auf verlCl!ssen würden, daß der 
Justii�irr1ste,r schon so vi,el vorlegen wrird, 
daß man imiIner wieder sagen kann: Das 
JustizministerilUlffi !hat dem Hause ohnehin so 
viele Vorlagen vor'gelegt, daß Igar keine Zeit 
mehr vorhanden ist, auf andere Materien ein­
zll'ge1hen. 

Herr Minister ! Wir Fre:iheitlichen .s'1nd auf­
grund dessen, was ich einleitend daflgele-gt 
hahe, momentan nicht in j enem Stadium, wo 
wir ISO zusammenal1heiten, wie es ,fast J ahr­
zehnte schon im JusUzaus,schuß unter Kol­
legen Hauser als Vorsitzendem und j etzt bei 
mir - ich bemühe mich, es im gleichen Sinne 
fortzusetzen - 'geschehen ist. Es sind Dinge 
passi,ert, die in diesem Par.1ament in dieser 
Form neu waren. Es Iherrscht eine Unlklariheiti 
es weiß ,niemand mehr, was Priorität ,hat, wa,s 
tatsächlich von dieser Uste erlediJgt werden 
soll. 

Ich darf noch einmal sagen, Herr Minister : 
Sie haben viel eingebracht. Aber wir müssen 
einmal kJ.ar und offen den Betroffenen, db das 
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j etzt die JO'Urna1isten oder die Woil:mungs­
bauenden sind, ,sagen : Das igeht einfach nicht 
mehr alles, das könnten wir nicht, setbst wenn 
wir Tag und Nacht arbeiten, ist es ausge­
schlossen, alle diese Materien 'zu €nledi!gen. 

Es hat gar keinen Sinn, alles vom Mini­
sterium Iherülberzu�egen und d ann zu sa1gen : 
Es liegt nur am Vorsitzenden! Es ist inter­
essant, daß die, die das sagen, Leute sind, 
die man lim Justizaus5chuß n!ie si,eht. Die hal­
ten dann fernalb in Osterreich Reden und 
sprechen mir, wie ich nebenbei 'ge'hört habe, 
die Ei<gnung ab, wi,e der Regierungssprecher 
das vO'r wenigen Tag en Ihier ogesa,gt /hat. Ich 

,halbe mich nicht d-aI1üiber Igekränkt, wenn ein 
politischer Gegner eine schlechte Meinung von 
mir hat. Ich werde nicht meine Meinung sagen, 
die ich über ihn h(!)be. (Abg. S k r i t e k: Das 
war aber nicht ich! Ich habe ja nichts gesagtl) 
Nicht Sie, Herr KOilleg,e, aber Si,e wis sen, wer 
es war. Er hat ges.agt, es tut ihm l'etid, wenn 
der Obmann ,des Justi:zausschusses nlicht ge­
eignet ist, die Sachen 'zu verstehen. Das hat 
ein Spr,echer der Regierungsfraktion mit allem 
Pathos hier gesagt. Es sind j a  immer di e­
selben. Sie Ibr,auchen nur nachzusehen, wer 
fast nie in die Sitzungen Igekommen ist und 
wer dauernd darüber .geredet :hat, warum im 
Justizausschuß nichts weitergeht, wer aller 
schuld ist. Dals sind immer diese�ben Leute. 
Das ist eben eine neue Atmosphäre, die Sie 
g>eschaffen halben, die dem JusUzaJusschuß bris­
her fremd war. Sie hilJben es so wollen, Sie 
liegen nun in dem Bett, das ISile sich selber 
gemacht halb en . 

Bitte sa.g.en Sie 'Uns nun, wie Sie es sich in 
Zukunft vor,stellen, was Si,e etwa VOiIIl SPO­
Progr.amm noch aufrechter,halten. Sa1g'en Sie 
uns, was Igi lt : Das, was der Minister im Haus 
gesagt hat, oder das, was er in der Pr,esse 
d r außen gesagt hat. Sagen Sie uns, was 
Prior.ität hat, welches Gesetz zuerst kommt, 
welches nicht kommt. Sagen Sie uns einmal 
offen, weach'es Gelsetz nicht mehr kommen 
kann - dazu würde ich den KoUeg·en Skritek 
einladen -, denn auch das müssen wir der 
Offentlichlkeit ·einmal s.a<gen. Nicht ich, nicht 
die Opposition hat da,s zu ,sagen. 

Sie können jetzt ruhig sagen : Machen wir 
b e:ispielsweise die Presselgesetznovelle . Ein­
verstanden ! Nur müssen wir sag'en, dann geht 
eben die FamiHenrechtsr.eform nicht mehr 
dann gibt es kein neues Strafrecht, weil e� 
k>eine Strafrechtsanp assrungsgesetze gilbt, und 
dann ,gibt es eben auch ikein Mietengesetz. 
Das zu sagen, da�u muß man e'inmal den Mut 
finden, Herr ·Minister :und Kollege Slkri tek. 

rechtsrefonm auflgebrochen . Aber lieh darf Sie 
einmal einladen - vieHeicht eini'gt sich der 

Minister ,bei de,r Strafrechtsrefomn - zu s Cl!gen : 
Was wollen Si'e wirlklich? Und dann geben Sie 
es klar hi,er zu Protokoll. Wir werden es uns 
vom Tonband anhören, damit es wirklich feh­
lerlos ist. Bei ,aHer Hochachtuilig vor den 
Stenographen, besonders wenn glie :bei mir mit­
kommen. Wir werden ülberprüfen, ob das 
Igenau protokolliert ist, und dann werden wir 
so vor,g,ehen , d aß wir das, was mÖlglich ist, 
machen. Ich bin interessiert daran, daß wir zu 
j enem Klima Iwieder 'Zurückkehren, das wir 
einmal hatten. AJber ich l,a.sse keinen Zweifel 
darüber, Herr Kollege Skr'Hek, daß der 'erste 
Schritt j etzt von der R,egiemngsp.artei laus 
'geschehen muß. 

Da das Budget �mmer Aus.dmck der Politik 
einer Re gieruilig und eines Ressorts ist, kön­
nen wir Freiheitlichen dem Justizressort heuer 
die Zustimmung nicht geben . (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident: Als nächster Redner .ist der Herr 
Abgeordnete Skritek gemeldet . 

Abgeordneter Skritek (SPO) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Ich möchte zuerst 
zu einigen allgemeinen Fragen des Justiz­
ressorts im Zusammenhang mit dem Budget 
Ste llung nehmen und dann zum Schluß natür­
lich auch zu den Ausführungen meines Vor­
redners, der mich ja einige Male hier ange­
sprochen hat. 

Nach den Budgetzahlen ist d as JlUstilzTessort, 
wie wir es schon eini.ge Mal,e fest'gestellt 
Ihaben, eines der kleineren Ressorts, ,sein An­
teil ist 'Zirka 1 ,2 Prozent am Ges amtb:udget. 
Wir dÜI1fen alber nicht vergessen, daß dazu 
unter dem Kapitel B auten auch noch eini.ge 
Beträge kommen. So war,en es ,für das J,(ljhr 
1 973 1 39 Millionen, und es wird f,ür das Jahr 
1974 ein noch höherer Betrag sein, wenn man 
so wie im J,aihre 1 973 lauch das Budgetülber­
schreitungs.gesetz in Aussicht Inimmt, daß atllso 
vom Eventualbudget Beträge dazukommen. 

Das wollte ich einleitend feststellen, soweit 
es sich um die BeträJge IhandeIt. 

Ich möchte nun zunächst von den großen 
Aufigaben des Jushzressorts 2'lUerst die Frage 
des Personals behandeln. Wir sind sehr 
erfreut, daß auch in diesem Jahr im Budget­
ansatz eine Aufstockung des PersonaLstandes 
entlhalten ist, und zwar um 62 DienstpO'sten. 
Das mag zunächst als nicht sehr vie l anzu­
s ehen sein . Vergessen wir alber nicht, daß wir 
im Jahr'e 1 972 'Um 246 Dienstposten mehr 
hatten, im J,alhre 1 973 um 2 1 2, daß also ·in den 
vergangenen IZlwei Jahren und im nächsten 

. 
B

.
is z�m �trafrecht

. �ar �a eilgentlich eine Jahr eine Aufstockung um 520 Di enstposten 
El.mgkelt IZwIschen Mmistermm und Fraktion. im Ressort möglich war beziehungswei'se sein 
DIe G egensätze sind erst im Zuge der Straf- I wird. 

87. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 15 von 51

www.parlament.gv.at



851 6  Nationalrat XIII. GP - 8 7 .  Sitzung - 4 .  Dezember 1973  

Skritek 

Hohes Haus! Wir glalUben, daß damit sei­
tens der Ressortverwaaung ganz deutlich ge­
zeilgt ,wird, daß bei den neuen Aufgahen, 
die zweirf'ellos seit zwei oder drei Jahren 
durch die ver,schiedenen heschlossenen Ge­
setze vorlielgen, auch für den notwendi<gen 
Personalaufwand gesoIlgt wird. 

Wir haben im Vorjahr Ifür das Justizressort 
die Zustimmu11lg zur PersonaleI1hÖlhung be­
kQlIIlmen, .auch im Ja:hre ZJuvor, und -ich nehme 
an, daß auch di,e Opposition mit dieser Aurf­
stockung einverstande n  ist. Es war immer 
nur die Fra-ge : Im G esClJlIltrahmen des ,Budgets 
sparen wir Dienstposten ein, aber in den ein­
zelnen Ressorts versuchen wir s'ie auf­
zustocken lbeziehungSlweise :können wir da und 
dort die Erhöhung der Dienstp,osten einfach 
nicht v,ermeiden, wem einv'ernehmlich fest­
gestellt werden muß, daß neue Aruf,gaben vor­
handen sind. Ich glawbe, ich brauche nicht zu 
sa,gen, daß solche Aufg,aben aus dem neuen 
StraJfrecht, aus der Erneuerung des Vo},Lz'Ulges, 
aus der Igesamten Erneuerung der Justiz, aus 
dem gesamten J:ustizprOig,ramm, aus der ge­
samten Justirzrefomn resultieren. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Es wurde von meinem Vorredner über die in 
Pension Igehenden Richter und Staatsaruwälte 
.gesprochen. Soweit mir in Erinnerung ist und 
ich auf die vorjährig,e Justizdehatte zurück­
greifen kann, wurde damals festgestellt, daß 
in den letzten zwei Jahren die Zahl der Richter 
und StaatsanwäHe um 73 'eIihöht wurde, alles 
in Voraussicht des neuen Strafrechte,s, sodaß 
in der Erwartnmg, daß Richter ausscheiden, 
auch neue Richter, <das notwend1ge Personal 
zur Durchführung des neuen Strafrechtes v;or­
handen sein werden. 

Wir haben :auch in der J,ustizwache eine 
jährliche Aufstockung in den letzten Jahren 
gehabt. Wenn wir zusammenzäh.len, werden 
es mit dem Jahr 1 974 fast 300 rzusätzliche 
DIenstposten se!in, die im Budget -aufscheinen 
und die, wie wir rglauben, doch einige Scblwie­
rilgkeiten beseitiJgen können. Wir halben in 
di,esem Jahr auch noch eine Aufstockung des 
P,ersonals bei der BewähmngslhiMe. 

Ich 'gl,aube, Hohes Haus, meine namen und 
Herren, wir lalle wissen, daß dabei noch immer 
eine Frage offenbleibt, die außerordentlich 
,schwierig zu bewältigen ist, nämlich die Zahl 
der Schreibkräfte. Hier ist sicherlich nicht das 
Mi nisterium der säumige Teil, sondern einfach 
eben die Situation, daß sie nicht zu erhalten 
-sind . 

Hohes Haus ! M,eine Damen und Herren! 
Darf ich nun doch auch noch ein paar Be­
merkungen 'zu ,altl-gemeinen Fr,agen dieses 
Ressorts machen. 

Lm Finanz- und 'Budget,aussch:uß 'hat man 
- ich Iglaufbe, es war der Herr Kollege 
Hauser - dem Justizmin:Lster den Vorwurf 
gemacht, er sei in der Geset�gebullJg zu aktiv, 
er krümmer,e sich aber mweni'g um die Ver­
waltung. Ich will es nicht wörtEch zitieren j 
wörtliche Protokolle liegen ja nicht vor. Es ist 
ein VorwurJ, der nicht neu ist, der dem Herrn 
Minister immer wieder gemacht wird. 

Darum z unäch,st ein p aar Bemerkungen, 
wenn Sie erlauben, zu der Frage, was nun 
auf dem al1gemeinen Sektor .der Vierwraltung, 
der Justizv·erwaltung ,g,eschieht. Geschieht dort 
gar nichts? Kümmert sich d·er Minister nicht? 
Ich 'glaube, daß wir lZumindest aus den Zahlen 
im Budget und aus den A1ktivitäten doch mit 
aller Deutlichkeit sehen können, daß der 
JusHzminister nicht nur Fragen der G esetz­
gebung seine Auf,meriksamkeit schenkt, son­
dern auch hemrüJht ist, die Verwaltung zu ver­
bessern, IZU modernLsi,er'en, neu zu g·estalten. 

Hohes Haus! Ich habe schon hingewiesen 
auf die Vorbereitunlg für das Strafrecht : mehr 
Richter und Staatsanwälte. Ich darf darauf 
verweisen, daß es Herrn Minister Broda doch 
auch im Dienstrecht möglich war, Ver­
Ibessrerungen ,für Richter und Staatsaruwälte 
herbeizuführen. Es sind ja -gemeins,ame He­
schlüsse hier -im Haus gef,aßt worden, di,e den 
Dienst für diese zwei wichtigen Gebiete 
attraktiver machen und die Möglichkeit geben, 
qualifizierte j unge Menschen für diese Lauf­
bahnen zu bekommen. 

Zu einer unser,er Sor'9ien 'gehören immer 
wieder in der normalen Justizverwaltung, sei 
es also Zivilrechts- 'Oder Stra.frechtsverwal­
hmg, die Gerichtslbauten. Es ist unbestritten, 
daß wir in Osterreich eine gar nicht geringe 
Zahl von GerichtsgeibäJuden lh,aJben, die V1er­
altet sind, die den Anforderungen nicht ent­
sprechoo. Ich ,g:laulbe, ,auch hier muß man dem 
Herrn Justuzminister doch bescheini'gen, daß 
er dauernd ,bemüht i-st - und auch mit Erfolg, 
natürlich ist es nicht in einem Jahr mö'glich, 
all die Gerichtsgelbäude zu ersetzen -, neue 
Gerichte, neue Gerichtshauten zu ·schaffen. Ich 
verweise nur für das Jaihr 1973 auf 'ein neues 
Gerichtsgebäude in Innslbruck, ein Bezirks­
gericht in KlosterneuJbung, auf Generalsanie­
rungen für die Bezirksgerichte Freistadt und 
Für,sterufeld j weiters weroen durch das Budget 
1 974 ferHggesteillt 'Werden di'e Gerichtsneu­
bauten in Bezau, Güssing und Hartberg; be­
reits im Bau befinden sich di,e Gerichtsg'ebäude 
in Zwettl, Viöcklabruck und Rohllhach . 

Ich habe diese Neubaut.en, diese Sanierun­
gen deshalb etwas ausfÜlhrlicher a'uf.gezeigt, 
weil ,sie doch -gaIllZ deutlich zeigen, d,aß das 
Justizministerium und der Justizminister sehr 
wohl bemüht sind, hier eini,ge dieser Ver-
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waltung·sfra·gen - und dazu Ig·ehören Ja neue 
Gerichts1gebäude, die ei'nen hesseren Vollzug 
erlauben - zu lösen, und daß hier sehr viel 
geschieht. Natürlich k,ann ,bei diesem Nachhol­
'bedarf nicht alles auf ,einmal g-emacht we:r<den. 

Dazu kommt die Bemülhung des Jus Hz­
mintsters, die Gerichtsor'gani'S ation durch Auf­
l,assung der �leinen Bezil1ksg,erichte 'Zu ver­
bessern; die Verordnung ist noch in Aus­
arbeitung. Ich IgI,auJbe, wir können den Justiz­
minister TIlUr unterstützen :in seinen Bennooun­
gen; diesbezoÜgliche Debatten hat es ja in 
diesem Haus schon verschti'edene Male 
gegeben. 

Osterreich hat ,eine große Zahl kleiner Be­
zi:r<kstgerichte, die heute 'Ülberholt sind, die 
zusammengelegt wellden müssen. Das i'st auch 
eine der V.oflauSisetzurugen für die Gerichts­
ol1ganisation. Denn es nützt ja nichts, wenn 
diese kleinen B eziflksgerichte weiter bestehen. 
Sie sind personalmäßig zu besetzen, sie sind 
in der ganzen ,Art ungenügend . Es könnte bei 
größeren Einheiten eine bessere Recht­
sprechung erfolgen , Wir hoffen, daß hier der 
Herr B'llndesmini,ster bei den Landeshaupt­
leut,en das notwendige Verstä,ndn'is findet, 
damit diese Etappe der GerichtsoI1g,anisations­
reforon doch ,auch durchg,eführt werden kann. 

Soviel 'zu einigen \Fragen, die mit der Ver­
walturug, mit Gerichts-, Zivil- und Strafrechts­
froa;gen ,zusammenhängen. Wir ;begrüßen es 
sehr - und ich glaube, auch das zeigt, daß 
der Herr Bundesminister sehr !bemülht ist, eine 
moderne JustirzveI'waltung zu 'schaffen ; wir 
waren j a  ZeUigen einer Vorfuhrung -, daß 
er :bemü'ht Lst, jetzt das Grundbuch auf die 
Datenverar,beitung umzuba:uen. Wir wissen, 
daß das ein erster Schritt ist, daß man natür­
lich Jahre benötigen wird. Aber es zeigt doch 
ganz deutlich, daß man im Justi.zministeriUlffi 
wirkilich 'bemüht ist, die Verwaltung mit den 
modernsten derzeit möglichen Methoden 
durmZlUführen. 

Da:öu gehört auch die Umstellurug der Straf­
rechtsdokUlffientation aUlf EDV.,Anl,a'gen und 
nicht zuletzt ,auch die Albsicht, die Kriminal­
statistik auf EDV ulIllZUsteHen. Ich knlÜpfe an 
die Erklärung des Ministers im Ausschuß an, 
es würde dann möglich sein, in einem halben 
Jahr oder in einem solchen Zeitraum jedenfalls 
die Kriminalstatistik zu erhalten, für die man 
j etzt fünf Jalhre hr,aucht, bis sie voItliegt , 
sicherlich ein Zustand, den wir nicht wün­
schen. Es würde allso b esser werden, schneller 
werden. DaZlu kommt die vom Institut �ür 
KriminaLsoziologi,e 'in Anbeit befindliche Re­
form der Kriminalstatistik , in diesem Institut 
s ind übrigens 'auch noch ,eintge anJdere Pro­
j ekte in Beratung. 

Ich habe das nur kurz ,auf'g,ezählt, um zu 
zeigen, daß der Vorwurf, den man hier dem 
Herrn BundeSlffiinister gemacht ;hat, durchaus 
unzutreffend ist. Er ist ,außerordentlich be­
müht, al<le Sektoren der J.usti.zverw,altung, hier 
vor allem den Gerichtss,ektor, zu modernisie­
ren, in der Entwicklung weitel1Ziubringen. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herrenl 
Der Ziweite igroße Sektor der J\UstilZverwaltun'g, 
über den ich ,auch ein 'Palar Bemel1kungen 
machen möchte, ist der Str,a:fvoIa.zug. Ich 
glaulbe, gerade daIÜlber Lst im JUstizdussmuß 
in den letzten JaJhren nicht nur vi,el !gesprochen 
worden, ,sondern der Justizausschuß hat sich 
ja di.e Mühe 'genommen, seißbst eine Stmf­
anstalt zu besuchen. Einzelne Mitglieder haben 
Strafanstalten persönNch besucht und sich 
überzeugt, w,as notwend�g ist und was hi·sher 
geschehen ist. 

Meine Damen und Herren ! Es ist sicher 
unbestritten, daß ClJUf diesem Sektor ein 'ganz 
großer Nach.hohbedal'f vonhanlden ist. Unsere 
großen Strafanstalten sind ,alle 1 00, 200 Jalhr,e 
alt oder noch älter, sind also Ig,anz alte Ge­
bäude, die mit ,einem großen AUI�w,and zu 
Strafanstallten umg,abaut wurden, und es macht 
.große Schwieri.gkeiten, sie auf den modemen 
Stand der Bautechnik zu führen, sie in bezug 
auf die Inneneinrichtung modern iJluszugest,al­
ten. 

Hohes Haus ! Wir freuen uns daher, daß im 
JustilZbudget sowohl für das J,ahr 1 973 ent­
sprechende Beträ,ge vorgesehen war,en als auch 
für das Jahr 1 974 ein entsprechender Betr�. 
der also ins.ges,amt ·a;n die hundert Miillionen 
heranreichen wird, vOllgesehen list. Es können 
damit doch einige der dringend notwendigen 
San ierungen durchgefÜlhrt 'Werden ; wir ver­
weis,en auf den NeUJbau der Strafanst,alt Stein, 
zunächst VerWliJIltungsgebäude und Wel1ks­
halle. 

ALs Wien er möchte ich besonders unter­
streichen, daß wir damit rechnen können, daß 
im Jahr 1 974 in Hirtelllbel'g der Ausbau des 
Zellentraktes mit 200 Belagplätzen beendet 
wird. Das wird �ür Wien, für das StraJlandes­
gericht I, eine sehr wertvolle Entl,astung sein, 
es wild Id,amit der UbeI1belag doch wesentlich. 
reduziert ,werden Ikönnen. 

Wenn wir uns diese Erneuerungen ansehen, 
dann finden wir, daß rricht unbeträchUiche Be­
träge jeweils für die Schaffung von AI1beits­
plätzen in den Justi.zanstalten ausgegeben 
werden. Ich gl,aube, 'Wir können es 'gar nicht 
hoch Igen'Ulg einschätz'en, von welcher Bedeu­
tung gerade Arrbeitsplätze, die MögUdlkeit 
einer sinnvollen Ar:beit, für die G efang,enen 
heute sind. Nach vorliegenden Schätzungen 
gibt es heute noch 500 Gefangene, die zwar 
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gern aIibeiten würden, für die aber .tm j etzigen 
Rahmen keine Af'beitsplätze vorhanden ,sind, 
für die es also keine AIibeitsmöglichkeit gibt. 
Wir freuen uns, daß im JaJhr 1 973, aber auch 
für das Jahr 1 974 auf diesem Sektor einiges 
geschehen wird. 

Ich möchte noch besonders auf das Beispiel 
G raz hinweisen, wo mit dem BFI, das ist das 
Berufsförderungsinstitut, und mit dem OGB 
besondere Ausbildungslehrgänge im Grazer 
Gefangenenhaus durchgeführt werden, die es 
den Absolventen ermöglichen, nach ihrer 
Strafentlassung sofort einen entsprechenden 
Arbeitsp1atz zu finden. 

Vor einem Jahr oder eineinhalb J ahren galb 
es eine Untersuchung aus KaI1lau, wo test­
gestellt wurde, daß ein sehr großer Teil der 
Insassen ungelernte Arbeiter sind. Das heißt 
also, }ene Menschen, die keinen Beruf er.lernt 
haben, sind nach diesen Erfahrungen leichter 
strafanfälHg. Und es ist sicherlich eine ganz 
große Leistung der Justizverwaltung, wenn 
man diesen Menschen, die bereit sind, eine 
Ausbildung durchzumachen, diese Möglichkeit 
gibt. Ich .glaJube, daß wir, crneine Damen und 
Herren, auch für die Allgemeinheit sehr viel 
tun, wenn wir die RückfällLgkeit dieser Men­
schen vemneiden können. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren I 
Nun ein paar Bemerkungen zum Belag und zu 
.sonstigen Problemen Ides Strafvollzuges. Ich 
möchte 'hier doch mit aller DeutlicbJk,eit sag'en, 
daß wir Sozialisten uns wie immer auch in 
Zukunft voll zur Human'isieruIlJg de,s Str,afvoll­
zuges bekennen, !Zu den Metihoden der 
Resozialisierung. Ich weiß , darüber gibt es 
Debatten; ich werde mit einig·en Zahlen noch 
darauf zurückkommen. 

Wir haben derrzeit einen Belag der Haft­
anstalten, der im letzten Jahr 'Um 306 doch 
etwas zurückgegangen ist. Das ist !zahlen­
mäßLg bei über 8000 HäftliIlJgen eine selhr 
geringe Zahl, es i,st noch nicht ,ausschlClig­
'gebend. Wir liegen in der Statistik - das 
wunde ja schon wiedertholt 'ang,egeben - ,ganz 
oben. Dsterreich h at aJl1Jf 1 00.000 Einwohner 
1 1 7 Insassen in Strafanstalten, während die 
Bundesrepublik nur mehr 83 , G roßbritannien 
72 hat ; und dann geht es herunter bis Nor­
weg·en mit 37, die Nieder.lande mit 22. 

Ich weiß schon, die Statistiken kann man 
nicht immer ganz ver.gleichen. Ich möchte auch 
nicht mehr .die ganze Delbatt·e hier nochmals 
führen, aber wir 'glauben, daß mit dem neuen 
Stra,f,ges.etz, mit der Umwandlung der kiurz­
fristigen Freiheitsstrafen in G eldstrafen doch 
di'e MÖlglichkeit besteht, eine entsprechende 
Senkung der Ins assenz ahl unserer Halftanst,al­
ten zu erreichen. Wir würden dann �u einem 

Prozentsat!Z kommen, wie er in den west­
europäischen Staaten Ülblich ist. Ich g1a:Ulbe, 
wir können da sicher einer Meinung sein und 
feststellen, meine Damen und HerrelTI, daß 
natürlich die Kriminalität in Osterreich nicht 
höher ist als in anderen westeuropälschen 
Ländern; zumindest gibt es dafür keine sicht­
baren Anzeichen. 

Hohes Haus ! Gerade ein moderner Straf­
vollzug mit Resozialisierung.sabsichten ibr,aucht 
mehr PersOiIlal. Ich :habe schon dar,auf Ihinge­
wies.en, daß die Zahl der Justirzwachelbeamten 
in den letzten Jahr'en e!1höht werden konnte, 
um hier Möglichkeiten IZlU schaffen. 

Wir be-grüßen weiteI1s aille anderen Metho­
den, die vom JustizministeriUllll, von der Stra·f­
vollzulg,ssektion, eing,efüllut wurden, um den 
Strafvollzug humaner zu Igest,alten, UIlll die 
Resorzoiali.sienlng zu erleichtern, -denn wir 
haben gar nichts davon, wenn die Menschen 
aus der Str.afanstalt herauskommen und sofort 
wieder auf die schiefe Bahn gedrängt werden. 
Wir wollen ihnen ja da die Eingliederung in 
die G esellschaft leichter machen. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Die Mitglied.er des JiUstizausschusses waren 
in Schweden und in der SchweilZ, und ich 
glaub e, wir haben dort modernen StrafvollZ'UJg 
gesehen. Wir können ,sagen, daß wir mit 
unseren neuen Strafanst,alten in Osterreich 
sicher auf einem guten W 6g ,sind, aber daß 
natürlich Schweden und die Schweiz, zwei 
Länder, di'e keinen Krieg g,ehaJbt haben und 
daher mehr in den StroafvolLzug investieren 
konnten, uns um ein�ges voraus sind. Wenn 
Sie schon Schweden mö,glicherweise nicht aLs 
Vonbi1d anerkennen woBen, weil es Ihnen 
vielleicht politisch nicht zusagt, so l,agen j a  
die EntwickluIljgen i n  der Schrweiz auf der sel­
ben Linie. Ich nelhme an, daß Sie die Sc:hJweiz 
doch ether als VOIihi1ld anerkennen wenden. 

Für uns, meine Damen und Herren, ist das,  
was wir dort 'gesehen halben, sicherlich ein 
richturugsweisendes VOJ1bHd für uns,eren Straf­
vollzug, 1U!ffi durch echte Resozialisierung die 
Menschen wieder in die Gesellsch,aH einzu­
.gliedern. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren I 
Wir haben schon Debatten JbeZlüglich der 
Resozialisier.ung gehabt. Es wurden immer 
Zweifel geäußert : R,enUert sich denn das aJUe,s, 
was auf diesem Sektor geschieht, ist das nicht 
eine ÜJberflüssige Aus'gaJbe , ist die Rückfalls­
quote nicht gleich hoch? 

Wir müßten j a  den Str.afvollzug auf j,eden 
Fall humanisieren, ·auch lWenn der ErfolJg in der 
Rückfallsquote nicht gegeben wäre. Aber Zaih­
len - und das, ·glaube ich, spricht für die 
Resozi ali sie rungs1b emühungen in unseren 
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modernen Anstalten - zeigen zum Beispiel K;ampf gegen die Kriminalität ist. Wir wis,sen 
in Oberfucha in den letzten zehn Jahnen eine aUe, daß eine gute F.alffiilie den Kindern natür­
RückIaJilsquote von 26 Prozent, wäJhrend es lich einen weitaus besseren Start ins Lehen 
üblicherweise durchschnittlich 50 Prozent sind. eI1möglicht und die Kriminalität herClJbsetzt. 
Es wird allgemein 'festgesteUt : Die Zeiträume 
der RückfällLgkeit werden größer, die Straf­
tat,en, die der RückfälHge beigeht, werden 
leichter. 

Es liegen Zahlen über das Gefangenenhaus 
Mitterstei·g vor. Hier halben wir die schwersten 
Fälle. Ich gl,a,ulbe, daß sich auch hier der 
Resozialisierungseffekt sehen Ilas,s en kann. 
Wenn man bedenkt, daß es sich da um 
Strafgefangene handelt, die wiederholt rück­
fälUg waren, muß man es doch als besonderen 
EI'IfoLg rechnen, daß ein Drittel der Entlassenen 
in den letzten fünf Ja!hren straffrei geblieben 
ist. 

Ich gl,aube, daß ,sich hier ein besonderer 
Aufwand g'elohnt Ihat und daß das auch 
menschlich eine Leistuilig ist und es auch für 
unsere heuUge Gesellschaft gar nicht gleich­
gülti,g ist, ob alle diese Menschen wieder 
straf,fällig werden oder ob es geliJngt, mit An­
wendung modernster kriminologischer Mittel 
doch die Rü&fallsquote zu vermindern und 
auch die Straftaten der Rückfälligen g·eringer 
ausfallen zu lassen. Ich glaube, daß g,erade 
diese Ibeiden Beispi,ele uns Ibe,stäl'�en <sollten, 
in der Frage des StrafvoltlzUJges, in der 
Humanisierung, in der Resozialisierurug fort­
zuschreiten. 

Ich !habe schon eJ1klärt : Wir Sozialisten 
werden den Justizminister auf diesem Weg 
unterstützen, weil wir glClJuben, daß das für 
die österreichische Gesellschaft, für Osterreich 
ein sehr wichtiger Weg ist und daß davon 
auch die Offentlichkeit einiges profitieren 
wird. 

Hohes Haus! Meine Darrnen und Herren ! 
Wir wissen, wenn wir die Modernisierung 
und Humanisierung des StrafvolLzug,es unter­
stützen, ist das durchaus nicht darauf ,angelegt, 
einen besonderen poliUschen El'Ifol.g zu ,erzie­
aen. Ich glaube nur, daß das Parlament es als 
seine Aufgabe ,ansehen llllüßte und daß unsere 
Diskussionen über die Modernisierung des 
Strafvoillzuges, üJber die Humanisierung in 
diesem Sinne auch ein Stück Dffentlich!keits­
arbeit sein müssen, sein saHen und sein 
können, weil es sicher nicht leicht i,st, in der 
Offentlichkeit Verständnis dafür zu erwecken. 
Es wird natürlich eine entSiprechende Auf­
klärung !benötigt, und dazu halben wir eini'ges 
zu leisten. 

Ich komme nun auf die Diskussion in der 
Vorwoche zurück, wo wir eine gemeinsrume 
Resolution über FaanilienföIiderung be­
schlos,sen haben. Ich gl a'lllbe , daß das auch ein 
Stück gar nicht unwesentlicher Förderung im 

HOihes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Ich komrrne nun zu dem legistischen T,eil und 
werde dabei Gelegenheit nehmen, auch eilll 
paar Worte zu dem zu sagen, was mein Vor­
redner hier vorgebracht hat. 

Wir sind in der Ha�bzeit der Legislatur­
periode dieses P.arlaments. Ich glaube, daß 
wir mit der Bilamz, die wir hier vorlegen 
können, durchaus zufrieden sein können. Es ist 
eine sehr eDfolgreiche Bilarrlz für diese el1ste 
Hälfte. Neben dem Strafflecht sind noch einig,e 
andere Gesetze v,erabschiedet wOflden, wie die 
amtliche Tilgung, die Volljährigkeit, die Ver­
fahrenSlhilfe, die Itechtsanwaltsordnung, um 
nur einige zu nennen. 

Voriges J.ahr Izielte der TenO'l' der Dis­
kussionen zum Kapitel Justiz auf die Frruge 
der Vollendung des Stmfrechtes. Das ist heute 
ein Tagesol1c1nurugspuIllkt, den wir ·erfüllt 
ihaben. Vorioge Woche konnte hier im Haus 
das neue Strafgesetz\buch verabschiedet 
werden. 

Meine DaJmen und Herren! Ich möchte gLeich 
da�u sagen, daß für den Justizausschuß damit 
selbstverständlich nicht alle Fragen erledigt 
sind, und komme zu dem, was der Abgeordnete 
Zeillinger zunächst ,einllllal bezüglich der Zu­
sammenar,beit und bezüglich der nächsten Auf­
g,aben des Justizalus,schus ses ausgeführt hat. 

Wir wissen, daß auf dem S�ktor der JustiJz 
ein sehr großer N achhollbedanf auf IgesetJz­
li eh em Gebiet da ist und da war, und .das schon 
seit langer Zeit. Wir begrüßen es sehr, wenn 
sich der Justizminist,er persönlich bemülht, dem 
Parlament die notwend�g,en Vorlarg1en :zuzu­
leiten. 

Nun zum nächsten Programm. Wa,s stelht 
auf der Tagesordiliung, wie kann es weiter­
gehen? Der Abgeordnete Zeillinger meint, die 
s ozialistische Fraktion - und er hat da ver­
sucht, mich sozusagen als den Verantwortli­
chen und den .Bösewicht darzustellen - hätte 
die Zusammenarbeit im Justizausschuß un­
möglich gemacht. 

Dazu möchte ich zunächst einmal festhalten: 
Idl bin uber diese BemeIikung einigermaß'en 
erstaunt. Wir haben das Strafrecht gemeinsam 
beraten, in einem guten Klima, iwie es immer 
wieder festgestelllt wurde. Daß wir uns über 
zwei oder drei sehr wichtige Paragraphen, über 
:den Komplex des Schwangerschaftsabbruches, 
nicht einigen konnten, ist ja kein Grund zu 
erklären, daß die Zusammenal1beit oder die 
gemeinsame AI1beit gestört wi,rd. Es ist im 
Parlament schon dagewesen, daß man sich 
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über den einen oder anderen Punkt einer 
Gesetz,esmaterie nicht e,inigt. Das ist ja sehr 
ausführlich ausdiskutiert worden. Ich glaube 
- ich hatte zumindest den Eindruck -, 
auch die VeraJbschiedurug im Justizausschuß 
ist durchaus ohne Störung erfolgt. Das Presse­
echo war ·alLgemein so, daß die Debatte über 
das Strafrecht, die hier im Hause zweieinhalb 
Tage gedauert hat, sicherlich nicht zu den 
Minuspunkten dieses Parlaments gehört hat 
und in Zukunft gehören wird. 

Von unserer Seite wurde niemalls eine Zu­
sammenal1beit, eine Diskussion, eine ge,mein­
s,ame Arbeit im Justizausschuß in Frage ge­
stellt, es sei denn, daß eine gemeinsame Zu-
5 ammenal1beit dahingelhend aUSig·elegt wird, 
daß auf jeden Fall ein einstimnüg,er Beschluß 
erfolgen muß. Wir haben ihn gesucht, das ist 

,gar keine Frag,e ; es sind ja drei verschiedene 
Vorlagen im Haus gewesen. Die Abstimmung 
.hat durchaus ,gezeiJgt, wie schwiedg eine Eini­
gung ,gewesen wäre, denn die OVP hat einen 
anderen Entwurf Ig,ehaIb t, die FPO hat wieder 
einen anderen. Nicht einmal die Opposition 
war sich in dieser Frage einig und hat etwa 
einen gemeinsamen Antrag vOI1gelegt. Aber 
ich möchte diese Debatte hier nicht wieder­
,holen. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Henen! 
Was liegt vor? Wie soll es lWeitel1gehen? 
Darauf möchte ich ganz klar und deutlich eine 
Antwort geben, die Sie verlangt haben. Ich 
möchte gleich dazu sagen: Wir haben nie 
j emand im unklaren 'g,elassen. Ich habe schon 
im Finanzausschuß bei der Debatte zum 
Kapitel Justiz deutlich ,erklärt, daß wir zu 
Vereinbarungen, die wir aJbgeschlossen haJben, 
stehen. Das heißt, daß als nächst.es - darüber 
that es nie ,einen Zweifel gegeben - die Straf­
rechtsanpasSlung'sgesetze, die hier der Herr 
KoHege ZeiiHing·er angeführt Ihat, in Behand­
lung zu nehmen sind und dann das Familien­

,recht im Unterausschuß behandelt wird. 

Man war sichedich allgemein der Meinung 
- zumindest war es meine Annahme, um es 
klar zu sagen -, daß diese beiden Themen 
nicht gleichzeiti,g in Verhandlung genommen 
werden können. Für die Strafrechtsanpassungs­
gesetze war das Frühj ahr vOIlges,ehen, weil 
sie fertig werden müssen, im Anschluß dararn 
·soll das Familienr,echt er;ar:beitet werden. Dazu 
sind wir immer gestanden. 

Am di,e W olhnungsgesetze komme ich, Herr 
Koillege Zeillinger, noch zu sprechen. Ich 
möchte gleich dazu sagen, das sind zwei wich­
tige Gruppen. 

sind. Ich denke an das GesmbH- und Ge­
nossenschafts,gesetz, alUif das j,a auch der Herr 
Abgeordnete Hauser schon hilllg,ewiesen hat, 
das im ZusarrnmenJhang mit der Arheitsver­
fassung stEllit, das 'zwar nicht unmittelbar be­
schlossen weJiden muß, das aber zu diesem 
Komplex gehört. Und dann kommen noch die 
WohnuIlig,sgesetze, das "Wiolhnungsei1gentums­
und das Mietredltsändenungsg,esetz. 

Hohes Haus ! Meine Damen ruJl'd Herren ! 
Wir !haben neben der DiSikussiOlIl ülber das 
Strafrecht, die Ja �wei Jahre ged'13iuert !hat, die 
eine oder ·ande,re Vorlage erledigt. 

Was das Wohnungsei,gentu:ms- und das 
Mietrechtsärrderungsgesetz betrifft, darf ich 
sa.gen, daß es IUnser W'Ullsch war. das letztere 
einem anderen Ausschuß zuzuweisen, um 
,eine Uberlastung des Justizausschusses zu 
veI1meiden. Soweit :mir berichtet wuI'de, hieß 
es alber damals, es 'würde sich schon ein Weg 
finden, es in Beratung zu nehmen. So kam es 
in den Jlustilzausschuß. Soviel zu dieser Sache. 

Ich glau'be, wir haben nie in Abrede gestellt: 
Wir stehen zu dem, was wir ver·eillibart haben. 
Wir w,ürden ,es begr:üßen ,und wir sind jeder­
zeit bereit, mit der Opposition in :Beratungen 
über den Terminplan einzutreten, der j a  not­
wendig ist. Wir haben bisher eine Einigung 
gefunden, und ich bin überzeugt, daß wir sie 
auch in Zukunft finden werden. 

Ich weiß schon, daß es Jetzt im Justiz­
ausschuß sehr viel Al1beit gibt; das ist klar, 
das mußte j eder wissen, der in diesen Aus­
schuß kaJID. Wjr be,gTÜß1en ·es - das habe ich 
schon >gesagt -, daß der Herr Justizminister 
diesen Fleiß entwic�e1t. Würde er es nicht tun, 
dann Ihekäme er den VorWlurf de.r Opposition : 
Ja was wollen Sie denn? Sie haben j a  nicht 
einmal eine Re.gierungsvorlage ins P:arlament 
,gebracht! Bringt er die Vorlagen, dann kriegt 
er den Vonwurf : Ja Si,e Ülherschätzen die 
Aribeitskaparzität des Parlaments ! 

Ich möchte ,ganz offen sagen: Uns ist der 
VOI1wum, daß der Minister zu viel'e VorlC1tgen 
ins Haus bringt - er leitet all,es, was not­
wendig i:st, dem Haus IZU -, lielber als der 
Vorwurf, den ja Herr Kollege Ze�mnger hür 
andere Ressorts hier deponiert hat, man briJnge 
zu wenig Vorlagen. Halhes Haus I Wir 
Sozialisten sind dem Her.rn Minister sehr 
dan:kJbar dafür, daß er die Vonlagen, die Lm 
RegienungsprograJIDlffi ,angekündlgt wurden, 
dem Hohen Haus zugeleitet hat. Wir werden 
uns 'bemühen, dafür entsprechende Termine 
und die notwendiJge Zeit zu filliden. (Beifall 
bei der SPO.) 

Danefuen gibt es, das möchte ich alUch nicht Wie gesagt: W-ir sind zu Verlhandlungen 
unerwähnt lassen, natürlich auch noch einige über den Tel1IDinlkalender j edeIizeit bereit. Von 
Vorlagen, die von nicht gering·er Bedeutung I runs aus ist kein Albbl"uch - zumindest ist uns 
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das nicht hekannt - der Zusammenar.beit 
erfol'gt. Ich möcht,e jetzt die Debatte über den 
§ 144 nicht neuerlich aufnehmen, weil wir 
glauben, daß darüber schon sehr ausführlich 
diskutiert wurde. 

Der Herr Vorredner war der Meinung, da 
bestünde eine Differenz zwischen der Regie­
rungsfraktion und dem Justizminister, j eder 
wolle etwas anderes. Ich glaube, da darf ich 
Sie beruhigen : Auf diesem Gebiet besteht eine 
einvernehmliche Auffassung zwischen der 
Regierungsfraktion und dem Justizminister. 
Da gibt es keine Differenzen, meine Damen 
und Herren! Sie 'brauchen sich hier nicht um 
unsere Eini'glkeit 1iU sorgen! 

Meine Damen und Herren! Damit habe ich 
zum glioßen Teil . dangestellt, wie 'Wir uns die 
kommende Arlbeit vorstellen. Ich bin davon 
über.zeugt, daß es bei ,gutem WilLen sicherlich 
möglich sein wird, eilnen Weg zru finden, mög­
lichst viele Vorla.gen zu eI1le'digen. 

Ich darf noch ,einu:n;al daraUlf verweisen, daß 
das doch Vorlagen sind, die nicht nur für die 
Regierungspartei interessant erscheinen. Denn 
all das, was sie enthalten, ist Ifür die gesamte 
östeneichische Bevölkerung v.on Bedeutung. 
Wenn wir die Rechtsrefomn durchapbeiten, 
dann aI1beiten wir doch nicht für die Regie­
IiUnysfraktion, sondern 1iür die gesamte öster­
reichische BevöllkeruIl'g! (Beifall bei der SPO.) 

Hohes Haus ! Ich halbe der Delbatte ent­
nommen, daß Sie - ich Iglaube, das gilt 1iU­
mindest 'filir die Fraktion der Österreichischen 
Volkspartei - an der Erledigung des Fami­
lienredltes sehr interessiert sind. Es wurden 
nämlich im BUdgetausschuß beim Kapitel Justiz 
einige positive BemerkuIl!g'en in dieser Rich­
tung Igemacht. 

Ich kann mir das durchaus vOl'stellen. Diese 
Fpage ist j a  schon selhr lange offen. Jalue, 
viele Jahre hindurch 'W'Ul'de versucht, diese 
Frage zu lösen Ibezie\lnmg.sweise ein modernes 
F,amilienrecht zu schaffen. 

Ich habe schon erklärt, in welcher Reihen­
folge 'Wir uns diJese Anbeit vopstellen, um 2m 
erreichen, daß das Familienrecht noch zur 
Beratung kommt. Darüber Ihabe.n wir nieman­
den getäuscht. lDas war ilmmer Lm Fahrplan 
der Arbeit des Justi'zausschusses enthalten. 

Nun rum Schluß : Ich halbe schon dargelegt, 
wie wir uns di,e Atbe-it vorstemen. Ich glaube, 
wenn der Justizminister die Vorlagen hieher­
Igeleitet Ihat, dann ist es di'e Auf.gaJbe des 
Parlaments, ülber diese zu beraten, sQlWeit es 
'elben die AI1beitsikapazität erlaubt. Ich ,glCliube, 
Sie können sich nicht beschweren:  Wir haben 
als Regiel'UIl!gspartei immer aUlf Ihr'e Zeit Rück­
sicht Igenommen, weil wir wissen, daß Sie 
auch noch ,andere FUIl!ktionen ihaben. Bei 

gegenseiUger RJücksichtnahrme war es immer 
möglich, die notwend�gen Termine zu sChaffen. 
Wir sind der MeinuIl!g - das möchte ich deut­
liCh sagen -: Die Bewältigung der vorliegen­
den Materien - dabei geht es darum, daß das 
Parlament möglichst viele dieser grundsätzli­
Chen und wichtigen Gesetzesmaterien mei­
stert - ist eine Bewährungsprobe für die par­
lamentarische Demokratie. Die Fragen können 
nicht immer nur weitergeschoben werden, sie 
sollen vielmehr im Interesse der Bevölkerung 
erledigt ,werden! 

Hohes Haus ! Wir geben dem Kapitel Justiz 
in dies'em Sinne gerne unsere Zusttmmung, 
well wir IgJ.auben, daß es sich hier um eine 
gute Verwaltung !handelt, die mit viel 
Initiative lZur Modernisierung der JusUzver­
waltung .beiträgt. Der zweite Grund für unsere 
ZustilInmung :  die Initiativen in der G-esetz­
gebung. Beides 1iusamm,en hat uns in JusUz­
fra'gen auf dem Weg 'zu einem modernen 
asterreich einen Schritt weitellgebracht und 
wird uns sicherlich, wenn wir diesen Weg 
weiter beschreiten, auCh in Zukunft sehr viel 
helfen. 

In diesem Sinne geben wir gerne unseJ.1e 
Zustimmung. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abg1e­
ordnet er Dr. Hauser. 

Abgeordneter Dr. Hauser (OVP) : Hohes 
Haus! Wir verhClindeln die .a:lljäJhrliche Budget­
debatte schon seit mehreren Jahren mit der 
Versicherung, si'e zu reformieren. Wir spre­
ch'en von Straffung, doch ist ein enengischer 
,erster Versuch vie�leicht erst heuer zu spüren. 

Wenn wir nicht gleich den ersten Tag zu 
einer Verzögerung benützen wollen, müßten 
wir meiner MeinlUllg nach heute unser Justilz­
kapitel abschließen. Ich .glauibe, daß das durch­
aus mö'glich ist. 

Die J.ustirz ist �ür die .AJbwicklung der Bud­
getdebatte ei'gentlich kein Störfaktor. Wenn 
wir sie aus budgetpolitischer Sicht betrachten, 
seben wir, d aß sie nicht - wie wir alle aus 
der Erfahrung, die Ulns die Vengangenheit ge­
lehrt hat, wissen - jene budgetp olitischen 
Fra.gen schafft, die uns sonst �m Umvertei­
lungsstaat 'bewegen. 

Im Bereich der Justi:zv,erwaltung gi'bt es 
auch traditionelle Strukturen, deJ.1en finanzielle 
Bedeckung nicht zu große Fragen aufwirft. Es 
handelt sich eher um "FortschreLbungen" im 
Sinne von Er'hohullig des Personal- und des 
Sachauf,wandes, die sich aus der Veränderung 
der Preis- und Loihnverlhältnisse ergeben. 

Dennoch wissen wir, daß es nicht dabei 
bleiben wird. Künftiglhin wird sich ganz gewiß 
manches, auf dem Gebiet der Justiz sogar 
vieles ändern müssen. Auch ein Justizminister 
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wird in ZukJunft für den Finan7Jlllinister ein 
schwiertger VieIihandlun.gsp artner sein müssen 
und ihm so manche Nüsse zu knacken gelben. 

Wenn wir die StraifrechtsrefofllTI, die dem­
nächst in Kraft .gesetzt rwerden wird, beden­
ken, so fließt daraus doch ein Anstoß sawohl 
in personeller als auch in sachlicher Hinsicht. 
Wir haben schon einen Vor,geschmack hekom­
men, als wir yor Jahren das Strafvollzugs­
Igesetrz besch!lossen Ihalben. Das war auch lein 
Refomngesetz , das den Vers'lich gemacht hat. 
e in abgeschlossenes Rechtsgebi'et -der Justiz 

IZU kodifizieren . Wir halben in Durchführung 
di'eses Gesetzes sehr bald bemerkt, d·aß wir 
Ibei der Verwirkllichung di'eses StraJfvoHrugs­
'gesetzes auf "menschliche" Engpä'sse stoßen. 
Das Aufsichtspersonal ist für diese Art des 
Justizdienstes smwer 'zu Ibeikommen. Der 
Dienst ist schwer. Wir 'haben auch .}bauliche" 
Engen festgestellt. Die finaruziellen Erforder­
niS'se der Baulicblkeiten für den Strafvollizug 
sind ebenf.alls nur mÜlhsaJm .zu bedecken. 

Wenn wir ganz eihrIich und oftien sind. müs­
sen wir sagen : Die Ziele, die sich die Straf­
vollizugsrefofllTI programmatisch in iJhren ersten 
Paragraplhen IgesetJzt hat, sind großteils noch 
immer Programm. !Mit der Wirklichikeit in den 
Gefängnissen stelht es ailiders aUls ! 

Wir sollten eigentlich kein Ges.et2lgeber 
,sein, der sich nur sein rechts staatliches Gewis­
sen abtröstet. Denn wir haben diese Stra·f­
volitzlugsrechtsrefofllTI auch betrie'ben, um dem 
ArtiJkel 18 der Bundesvellf.a'ssung GeIllüge zu 
tun. Mit diesem Trost kann es. wie ich .glaube, 
nicht genug ·sein . 

Wenn man die Reformzi-e}.e. die wir pro ­
Igrammatisch festleigen , ernst nimmt l1Il!d dann 
dip. Wirklichlk.eit sieht. kann man schon di e 
Frage aufiwerfen : Wie ehrlich meint es der 
Gesetzgeber mit seinen Refomnen? 

Ich habe so das Gefühl - Herr KoHege Zeil­
liJnger !hat auch schon davon 'gesprochen -, 
daß wir vieHeicht wiederum vor ähnlichen 
Gefahren des Widerspruchs zwischen Ziel und 
Wink.llichkeit st€lhJen werden. wenn wir j etzt 
dieses neue StmfJgesetz beschlossen ha!ben. 

Einer der HauptgedanJken des neuen Straf­
gesetzibuches. der als so modern gepriesen 
wird. ist also in Hinkunft der Dualismus von 
Strafen und vor1beugenden Maßnahmen. Die 
Gesellschaft will künfti,g nicht nur mit der 
Stra1ie, sondern auch mit vorbeugenden Maß­
nahmen auf das Verbrechen rea'gieren : Die 
Strafe, die, nach rückwärts gewandt . den Täter 
zur Sühne fÜlhren soll, und die vonbeugende 
Maßnalhme . die sich gleichsam in die Zukunft 
wendet und den gefälhrlichen Täter von der 
Gesellschaft fernhält. Und - auch das lh'at 
Kollege Zeililinger schon erwälhnt - die drei 

Anstalten. dte wir da für die Albsonderung 
dieser gefährlichen Täter erwägen . werden 

Geld kosten. sie werden das Budget 'belasten 
müssen . 

Alber ist es nicht schon der Keim einer 
ersten Unehrlicblk.eit. wenn wir beim Straf­
'gesetz in den SchlußparaJgraplhen sagen. dieses 
Gesetz tritt am 1 .  JänneT 1975 in Kraft. und 
wir wissen. daß in den Stmfanpassungsgeset­

zen. die j etzt als Vonlagen im Hause sind . 
eigentlich {bereits der Widerruf dieser be­
schlossenen Wirksamkeit wb 1 .  Jänner 1 975 
erfolgt? 

Auch da sehen wir schon eine schrittweise 
zögernde Haltung des künftigen Ges1etJzgebers. 
In seinen Bntwürfen Ihat der Herr Justi:zmini­
ster für die Anpassungsgesetze wenigstens 

noch klare. datummäßig festg·elegte Etappen­
pläne vOJ1gesehen . Daruber herrscht schon zwi­
schen uns Einigkeit. daß m:an nicht 'Sch,lag·artig 
am 1 .  Jänner 1 975 dies'e Anst,alten zur Ver­
fügung halben kann. A'ber in den Regi1erungs­
vorlagen. alblweichend von den Ministerialent­
würfen. ist an mancher Stelle bereits gesagt. 
daß das ganze System dieser vo.Iibeugenden 
Maßnahmen erst nach Maß!galbe künftiger er­
forderlicher Mittel in Kraft treten soll. 

Ich kündi'ge ·an. Herr Justizminister : Wir 
werden uns über eine sCllche Beschlußfassung 
nicht eini.gen können; denn ich g.}auJbe. so 
kann der Strafreformge·setzgeher nicht vor­
gehen. daß er bombastism di-e Wirksamkeit 
ab 1 .  Jänner 1 975 veI1�ügt, in der zlWeiten 
Linie Etappenpläne aIllkündLgt und ZUIffi Schluß 
sagt : Wenn GeLd da ist. werden wir es durch­
führen . 

Diese vagen Klauseln von der kÜlnfti·gen 
Ber,eitsteJilung von Mitteln und nach Maß,galbe 
solcher Mittel, diese vOflbeugenden Maßnah­
men zu verwirklichen , reduzieren unsere Straf­
rechtsreJorm in Walhrheit ·auf ein Pr()!gramm. 
Und das kann nicht der eihrliche Gesetzgeber 
sein, von dem ich ,gesprochen !hab e. Auch wenn 
man diese Etappeiliziele so lange Ihinaus­
smiebt. wie es Kollege ZeHlinger so drastisch 
g,eschildert 'hat. ist es j a  in WaJhrheit ein 
gewisses Wegschieben der Verantwortung. 
Was im J,aJhre 1980 Igespielt werden wird, 
kann heute noch kein Mensch sagen. Da wäre 
es ja ehrlicher ,gewesen 2JU sa'gen: Wir }{Iön­
nen derzeit diese MaßnaJbme noch nicht be­
schließen. Wir werden sie in 'Erwägung zie­
'hen, wenn wir die Mittel haben. Alber sie 
programmatisch zu verheißen und dann eine 
solche Anpassungsgesefiz'gabung machen, d as 
ist. glaube ich, nicht der richtige Weg . 

Wir haben Verständnis �ür Etappen. aber 
für Etappen, d1e den Gesetz'geber , den kJünf­
tigen JustiZlIIlinister und alle zU'ständi9,en Res­
sortminister schon j etzt verpflichten. Nur dann 
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kann auch im Budget auf lange Frist Vorkeh­
rung getroffen werden. Denn j eder Finanz­
minister wird b ei einer so weichen Klausel 
keineswegs daran denken, schon j etzt im Ein­
zelfalle Vorkehrungen vorzusehen. 

Es geht ja darum - und Sie, Herr Minister, 
kämpfen doch immer dafür -, daß die G esell­
schaft, die Bürger dieses Staates einsehen, d aß 
das notwendi9 ist im humanen Rechtsstaat. 
Ich glaube, wir selbst sollten uns daher den 
Zwang bestimmter Etappenziele schon jetzt 
auferlegen. 

Das künftige Justirzkapitel wird aber auch 
deswegen noch IbudgetpoHtisch ,größere 
Scblwieri'gkeiten machen als 1b�slher. weil ein 
weiterer Zentralgedanike des neuen Straf­
gesetzes verwirklicht werden muß. Bekannt­
lich soll die ß,ewälhrungslhilfe auf die erw,ach­
senen RechtsbrecbJer aus�gedehnt werden. Wir 
haben schon im Unteraussch:uß - und wir 
waren es, die ' da !Zur Vorsicht gemahnt 
haben - den im Entwurf vongesehenen Fas­
sungen ein bißchen mit Skep sis entgegenge­
bli ckt. Wir mußten vieLleicht etwas i1ber1höhte 
Zielsetzungen revidieren, wenn das Ganze 
nicht unreali'siJelib ar sein soll. Denn daß man 
j edem Rechtsbrecher, der auf Bewährung ent­
lassen wird, wir1klich einen Bewäihrungshelfer 
zur Seite stellen k,ann, das ist füglich irreal. 

Wir halben da1her die FOI1JIlulierungen etwas 
eingeschränkt, alber den Gmndsatz,  daß auch 
Erwachsene durch BewährungSlhilfe hetreut 
werden sollen, haben ,wir �estgelegt. S eLbst in 
dieser etwas gemäßigteren Form, die wir be­
schloss,en haben, wird es aber Kosten ver­
ursachen. Personal ist schwer :zu finden, d as 
quaUfiziert ,genU!g .j'st, und so werden neue 
Budgetansätze erforderlich sein. 

Wir halben, iwie Sie wissen, bei dieser Ge­
le,genheit ,auch darauf Ib estanden, daß B ewälh­
rungshilfe in Hinkunft eine Aufgabe der staat­
lichen Verwaltung ist. Wir halben Wert darauf 
'gel,egt, daß mit dem biSherigen System des 
Uberganges, daß nämlich Vereine dem G eset­
zesauftrag n achikommen, Schluß gemacht wird. 
Wir wissen schon, daß die Entstehung dieser 
BewährungSlhilfe gerade auf kiaritativen, frei­
wil1igen Bemühungen der Geseilischaft beruht 
hat, daß das al1es wünschenswert ist, d·aß 
diese freiwilligen Betätigungen auch kreines­
wegs für die Zukunft unnötig gemacbt werden 
soHen. Aber es geiht daru.m: Wenn der Staat 
in seiner modernen Strafrechtspflege auf Be­
währungshilfe wirklich so großen W'ert legt, 
dann ist sie ein Teil seiner Hoheitsvellwaltung. 
Wir wollen nicht haben, daß diese TäUgkeit 
durch Vereine stellvertretend ausgeüfbt wird, 
durch Vereine, denen man gleichsam Sub­
ventionen geben wird müssen, damit sie tun 
können, was der Staat zu tun hätte. 

Wir wollen - und ich Ihalbe Ihnen das im 
Ausschuß gesa'gt - überhaupt mit der Ten­
denz Schluß machen, durch "Ausgliederung" 
von staatlichen Auf,gdJb en auf solche Oligani­
sationen die Budgetpolitik [zu verunsichern. 
Wir haben nicht mehr den gleichen Ubeflblick 
in unserer BudJgetholheit, die wir ausüben, 
wenn das so läuft. Ich glaUJbe, es ist wün­
schenswert, und Sie haben es ja zugestanden, 
daß man mit diesen Ibisherigen Zuständen 
jedenfalls in d er Zukunft Schluß macht. 

Und nun dar,f ich einen kleinen Ausblick 
auf unsere klünfUge parlamentari'sche Aflbeit 
tun. Es hat j a  j eder Redner schon b isher auf 
diesen Aspekt hingezielt. Ich möchte j etTzt 
nicht dasselbe KlageHed anstimmen, von dem 
Kollege Zeillinger geglaubt hat, ich hätte es 
schon getan. 

Ich weiß nicht, inwieweit Sie für die Formu­
lierungen der "Sozia'listischen Konespondenz" 
'zuständi.g oder verantwortlich sind, Herr Mini­
ster. Das, was sich diese Korrespondenz in den 
jüngsten Ta<gen geleistet hat, ist wir.klich ein 
starkes Stück. Di e triumphi er,ende Feststel­
lung, daß das katholische Osterreich ,als erster 
Staat in Europa die Fristenlösurrg bekommt, 
ist wohl geschmacklos. Mehr klann man nicht 
zu einer solchen Aussage eflklären. (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Alber mit dieser Äußerung liegen wir ja, 
möchte ich sagen, auf der Linie ;  denn ich 
glaube, das, w as sich die sozialistische Frak­
tion in diesem PUnikt geleistet Ihat - man 

'muß es so sagen -, w ar eben leider se:hr 
bedaueI'lich. Mich wundert auch gar nicht, daß 
in dem Stil in einer Korrespondenz der Sozia­
listen geschrieben wird. Es p aßt dazu. 

Nun, wir halben uns aber, Herr Minister, 
schon darauf verstanden gehabt, daß wir nach 
dem Strafgesetz die nötigen sechs, glaube ich, 
Anpassungsgesetze oIhne Venzug beraten wer­
den, daß es essentiell notwendig ist, und wenn 
etwas anderes igeschäJhe, wäre es ja ,ger-adezu 
Walhnsinn. 

Sie harben ,im Sommer auf diese meine deut­
liche Frage g,eantwortet und halben gesagt: 
Jawohl. Es war eine essentielle Verhandlungs­
(bedingung, daß wir im Anschluß an das Straf­
gesetz nur di,e StrafanpassuIlJgsges,etze be­
schließen. Denn c:Lamals stand ich, wie Sie 
wissen, noch auf dem Standpunkt, ein seriös,er 
Gesetzgeber ,hätte eigentlich das Strafgesetz 
nach Fertigstellung im Ausschuß liegenlassen 
müssen, die AnpasstUugsgesetze beraten und 
dann im Zusamm�nstoß um Plenum alle Ge­
setze unter einem behandeln müssen. 

Jetzt haben wir ein Risiko auf uns ,genom­
men. Der eine Beschluß ist schon im Plenum 
Igefaßt. Ob die Anp assungsgesetze mit ihm 
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'harmonisieren werlden, das wird erst die Zu­
kunft lehren. Ich hoffe, wir werden es ver­
nünftig gestalten. Alber richtiger wäre der 
andere Weg og9W.esen. Zumindest halben Sie 
uns diesen Weg zugesagt . 

Wenn Sie j etzt in der "Sozialistischen Kor­
respondenz" - l1Ild das hab en Si,e j a  nun 
wirklich seL'beT erklärt - von der Familien­
rechtsreform sprechen und so tun, als ob 
die Beratung darülber schon mOTig'en begänne, 
dann gilbt es nur eine MöglicbJkeH : Ste wollen 
mit diesen Ankündigungen gewi.ssen Kreisen 
in Iihrer Fraktion offenbar Tflost !Zusp.rechen. 
Sie wollen nicht off.en!bar we'rden lassen, was 
wir vereinbart halben. Es soUen manche Kreis.e 
der BevöLkerung in der Hoffnung gewi·egt 
werden, alles geht schon rasch und rzügig wei­
ter. 

Das ist j ene Poilititk, die ich Ihnen schon 
oft vorgehalten habe, weil ste ebenfalls in 
meinen Augen nicht g·aIllZ fair ist. Sie ist vor 
allem nicht fair gegen uns als Opposition . Es 
sotl der Eindruck in der Offentlichk.eit erweckt 
werden, 'als Qjb ZlW'ar die Sozialisten unentwegt 
gleichzeitig aUes machen wollten - nur die 
Opposition ist störrisch. AJber wir können 
lihnen diesen Eindruck nicht durchgehen las­
sen, Herr Minister, weil er uns politisch in 
der Offentlichikeit schaden wüIide, wiewOlhl 
dies·er Vorwuflf unwahr ist. (Präsident Doktor 
M a l  e t a  übernimmt den Vorsitz.) 

Und deshaLb möchte ich eine ernste Mah­
nung an die sorzialistische Fraktion richten. 
Wir haben, gl aube ich - es ist ja anerkannt 
worden -, in den letzten 20 Monaten tat­
sämlich ,bis zur Grenze der Physischen Er­
schöpfung ·gearlbeitet. Und ich haIbe gar nicht 
die A:bsicht, es in HinkWlft .anders zu halten. 
Man ist im Parlament, um G es.etze zu machen. 
Alber daß Sie uns vielleicht wieder mit einer 
Zuchtrute v:on Fristsetrzung kommen, davor 
würde ich stark warnen. 

Leider muß ich das sagen, denn in dersel­
:ben " SOIZialistischen Korrespondenz" vom 
29. November 1 973 ist im Zusammenih.'ang mit 
der Mietrechtsän'derung schon wieder von 
"Vemögerungstaktik" die Rede. Ich weiß 
nicht, otb der Schr.eilber dieser ZeHen g·ar kein 
politisches Gefühl hat. Er schlägt Iihnen, wenn 
Sie es nicht wollen, mit dieser Formulierung 
'geradezu das V.erih,andlun.gSlkilirrna zusammen. 
Solche Unterstellungen müssen wir ganz ent­
schieden ,zurückw,eisen, die wir soeben den 
Nachweis geHefert haben, wie pflichteifrilg und 
wie staats bewußt die Opposition arbeitet. 

Herr Minister! .reh halbe Ihnen oft ges1agt:  
Ich. zwei.f1e daran, oib umgekethrt die Soziali­
stische Partei in ühr,er OpposiHonsrolJe so dem 
Gedanken .gedient hätte, unter einem ander.en 

Minister die Strafrechtsreform tZU er.füllen. 
(Beifall bei der tJVP.) Sie sind Zeuge dafür, 
daß Sie es anders praiktiziert h(liben. 

Ich ne.hme an, Sie werden diesen Fristset­
zungs-Krampus gar nicht aus dem Sack ziehen. 
Ich möchte nur raten dazu: Lassen Sie das 
bleiben! Man hat Ja aus der Er�aJhrung ,ge­
sehen, wie geradezu irreal die ursprünglich 
gedachten Fristenrziele der StrMrechtsreform 
waren. Ich schäbze den Kollegen Abgeordne­
ten Fischer sehr als einen intemgenten Abge­
ordneten, aber ein G ' spür, was da für Aflbeit 
drinnensteckt, that er nicht gehalbt. Zuerst 
saUte das 'ganze Strafgesetz am 3 1 .  Dezem'ber 
des Jahres 1 972 fertig sein; da waren wir 
nicht einmal mit dem Allgemeinen Teil durch. 
Der zweite Termin mit 30. Juni 1913 gj:ng wi,e­
der daneben. Ich glau/be, hier können nur 
Leute drängen, die von der Sache und vom 
ParLarrnent wirtklich keine Athnung haben. Von 
einem Parl}ament, das artbeitet ! 

Dalher, Herr Minister, weil Sie in meinen 
Augen ein ausgezeichneter Parlamentari.er 
sind - ich !habe Fhnen das oft b e/kundet -, 
deswegen meine ich, sollten Sie skh diesen 
Tendenzen entgegenstetlen. Ertklären Sie uns, 
ob Sie zu dem stehen, was in der SK steht ; 
oder wenn man es, ohne daß Sie es lesen 
konnten, geschrieben hat, dann distanzieren 
Sie sich davon! Denn wenn Sie es nicht tun, 
dann garanti'ere ich lhnen, daß die Opposition 
anders agieren wird als biJSther. (Zwischenruf 
bei der SPtJ.) 

Wir haben tganz bestimmt in der Vergan­
gentheit bewiesen . . .  Herr Blech·a bitte, Si,e 
können schon Zlwischenrufe machen, ich kann 
Ihnen das nicht verbieten, aber seien Sie nicht 
so ägriert. Wir haben Grund zur Auf­
regung, wenn man solche Sachen lh!ört, die an 
dem Tag g eschrieben sind, wo wir dieses Ge­
setrz hier im Hause beschlossen haben. Da 
kann man sich schon ärgern, muß ich IIhnen 
sagen. Ich gJaulbe, Sie sollten ein Gefülhl dafür 
halben vom StandplUIlikt Ihrer eigenen Partei, 
daß das nicht gut ist, der Sache nicht dient. 
(Zwischenruf der Abg. Dr. Jolanda 0 f f e  n­
b e c k.) Frau KoHegin, /bitte arbeiten Si,e erst 
einmal mit in dem. Sinne, wie wir ·es getan 
haben, 20 Monate, dann werden Sie sehen, 
wer vielleicht hier der Sache nach recht 'hat . 

Schauen Sie, Herr Minister, das stirrnmt 
sicher in der SK, daß Sile gesagt ihaben: Jetzt 
geht's rzUglg in die .Familienrechtsreform! 
Solche ErJdärungen sind doch ein hisserl wider 
bes·seres Wissen a,bgegelben. Wir lassen uns 
durch solche Off.entHchkei'tsarfbeit Ihrerseits 
nicht in eine falsche RJolle drängen. Das kann 
keine Opposition akizeptieren, verstehen Sie 
das. Wenn Sie daher mit uns der Meinung 
sind, jetzt werden die Strafrechtsanpassungs-
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gesetze y.eIih�andelt - das hat Herr Kollege 
Skritek ,schon bestätigt -, dann ist es nicht 
ganz richtig, wenn Sie in der Art formulieren, 
als ob das Familienrecht schon in Ang'riff zu 
nehmen ist. Es gibt OIhnedies, Herr Kollege 
Skritek Ihat es j a  schon gesagt, dazwischen 
immer wieder neue Anlässe, wo wir auch 
sonstige Gesetze ber,aten. Wir haben das in 
der letzten Periode ,getan, als wir das Straf­
recht veliham:de:lt halben, mit den g·ewissen 
Justizgesetzen, die wir unlän.gst im Novemfber 
beschlossen haben. Es kommen j etzt dalzu zwei 
Gesetze, von denen A!bgeordneter Skritek 
schon g,espflochen !hat, die mit der Aribeitsver­
f,assung im Zusammenlhang stehen. Auch das 
muß zwischendurch geschehen, weiJI es aus 
einern SachzuS'ammenhanJg notwendig wird. 
Wir betonen diese Zusammenhänge. 

Dalher weiß j eder Vernürufti1ge, daß es nicht 
so rasch geht, als Sie es alllkÜJndi,gen. Aber 
Ihnen geht es offenbar um den EindrucX; die 
An'kündi'gung ist politische Albsicht. Wir las­
sen uns durch Sie nicht in eine öffentliche 
Meinung drängen, die uns politisch 'zum Nach­
teil gereichen muß. 

Und nun einige Worte zur Familienrechts­
reform, von der Sie sprechen. Ich gehe nicht in 
die Sache ein. Aber das Procedere muß doch 
wo:hl an der SteHe C1iUislgesprochen werden, 
heute und hier, wenn Sie solche EIf�lärungen 
öffen tlich abge\b en. 

Sie wissen : Beim Kapitel der Familien­
rechtSlr,eform halben Sie eine andere Politik 
verfolgt als beim Strafrecht. Wälhrend dort 
immer der Gedanke der Gesamtkodifikation 
im VordergI1UI1d stand, haben Sie bei der 
Familienrechtsre�onm immer davon gespro­
chen, es müsse in TeHreformen vorg,egangen 
werden. Sinnvoll aufeinander abgestimmte 
Schritte - das war die Zauberformel. Und 
so ist auch tatsächlich vor;gegangen worden. 

Wir ,halben j etzt drei Vorlagen im Haus lie­
·gen. Sie wurden aUmählich eranbeitet. Zu­
nächst die Neuordnung des eihelichen Güter­
standes und des gesetzlichen EI1brechtes d,er 
Bhe.gatte.n, dann die RechtsslJellung des ehe­
lichen Kindes und jetzt, erst unlängst ins 
Haus eingelan.'gt, das Gesetz ülber die persön­
lichen Rechtswirlkungen der Ehe. 

Schon allein die Vorgangs weise, wie man 
diese drei Z'ieI.e der ReforiIIl der Reihe nach 
ang,egang'en h'at, zeigt, daß sie eigentlich nicht 
ganz so hanmonisch ist, wie Sie es darrsteLlen. 
Denn, meine Damen und Herren, wenn ein 
Gesetzgeber v;or der Amg,abe steht, das Ge­
biet des Famili,enrechtes neu IZU kodifizieren, 
dann müßte er IQgisch eigentlidl, glaube ich, 
umgekehrt vorgehen. Er müßte zunächst ein­
mal die persönlichen RechtSlwirkungen der 

Ehe regeln, denn das ist doch wtOlhl der Beginn 
der Familie. Dann kommt die Stellung der 
ehelichen Kinder. Und erst in dritter Phase 
vielleicht würde er sich damit befassen, was 
geschieht, ,wenn die Ehe durch Tod oder Schei­
dung endet und welche Folgen da·s güterrecht­
lich hat. Das ist doch wo/hl der natürliche 
Ablauf der Dinge. Man hat aber das Pferd 
vorn Schwanz aU!fgezäumt. Und es zeigt sich 
jetzt, daß dies,e Vorgangsweise tatsächlich 
manche Widersprüche Ibereits in sich trägt. 
Uber diese werden wir reden, Nicht heute. 

Aber worum es mir geht, daß wir es heute 
deponieren, i,st folgendes : IIhr Programm, in 
Teilschritten die Familienrechtsrefomn zu el"le­
digen, ,gilt nicht meJhr, seit alle Vor:lagen im 
Haus sind. Sie halben �war die Entwürfe in 
Teilschritten 'erarlbeitet, ve:rthande1n müssen 
wir sie in diesem Parlament als G aruzes. Wir 
gehen nicht ein - ich kündi'ge das an - ·auf 
eine Teilverabschiedung des einen oder ande­
ren Gesetzes. Wir lassen uns nicht das g,e­
samte komplexe Tth'ema mit dieser Entwurfs­
technik in widersprüchliche T'eHschritte zer­
legen. Man muß das alles studieren, man 
muß das gründlich tun, und dann erkennt 
man die Zusarrnmenhänge, 

Ich :bitte Sie daher, auch nur im Interesse 
eines Ratschlages für künftige gute Zusam­
menarbeit:  Gehen Sie aU!f diesen Gedanken 
ein, diese Themen als -einen Komp.lex iZU be­
trachten. In WahI1heit ist eben die Familien­
rechtsreforrn eine Einheit. Es wäre selhr zweck­
mäßig, uns eine Arbeitsuntedage VioIlZuberei­
ten, in der alles zusammengeschrieiben ist. 
Dann können Sie nämlich das .AJBGB und viele 
andere Gesetze dreimal a!bgeändert sehen, 
Alles ist j etzt im äußersten Maß unübersicht­
lich, und gerade uns Laien ,fällt das zu behan­
deln natürlich schwer. 

Ich rate daher, Herr Minister, aU!f eine solche 
Vorgangsweise, wenn wir dann uns dem 
Thema nähern, einzugehen. Ich g,l,auibe, e·s ist 
sachlich (berechtigt und kann zu einer vernünf­
tigen Rege,lurrg der Dinge beitragen. 

Meine Fraktion steht aber darüber hinaus 
auch auf folgen'dem Standpunkt : Wenn Sie, 
was Iillr gutes Recht ist, um einen Fahrp.lan 
ringen und sagen, daß wir j a  in einern ver­
nünftigen AIibeitSlkalender diese Vorla:gen be­
handeln müssen, dann kann es unserer Mei­
nung nach :rum.ächst nur darum gehen, daß Sie 
uns sag'en, was Ihre Priorität ist, was Sie 
zunächst halben 'Wollen. Wir lassen nicht die 
Täuschung der Offoentlichlkeit zu, die dann im 
Glauben wäre : Die Opposition verhindere das 
sinnvolle A-rbeiten. Wenn man nicht gleich­
zeitig alles macht, ist die Opposition sozu­
sagen Obstruktion. Das ist nicht richtig. 
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Nieman'd kann das Kunststück. zuwege brin­
gen, gleichzeitig Verschiedenes zu erarbeiten. 
Da es sich um so 'kiomp,Uziert'e Materien han­
delt - auch diese Reform wird eine große 
sein -, muß man, glaulbe ich, wenn man es 
seriös machen will, dem Zettdruck. ausweichen 
und der G leichrzeitigkeit des Einsatzes ab­
schwören. 

Die Opposition muß das auch a:us einem 
anderen Grund vonbrinlgen : Wi,r lassen uns 
garuz einfach von Ihnen nicht jalgenl Glauben 
Si,e doch nicht, weil Sie eine Fülle von Vor­
lagen ins Haus schicken, daß deswegen das 
Tempo 'höher wird. 

Ich ha:be Ihnen immer wieJder 'ges.agt, Herr 
Justizminister : Die lA:bstimmun!g unserer 
ArbeitSikapazitäten gehört zu einer vernünfti­
gen Politik. RegielfungsiVorlagen werden von 
der Regierung gemacht, und sie that es l'eich­
ter als das Parlament. ,Ich klage ja nicht dar­
über, daß so wenig aus dem Plenum und aus 
dem Nationallrat an G esetrzeslVoIllagen kommt. 
Das ist in aUen Parlamentien der Welt so. 
Natürlich muß die Regierung mit iihr.em Appa­
rat rbemülht sein, die Viorlatgen zu erarbeiten. 
Aber ahgestimrrnt gehö1rt das Voehikel schon 
im Parlament. Da kann man nicht ein Goggo­
mobil sozusagen an einen V-8-Motor ankop­
p eln. Nicht daß ich sage, wir seien ein G og,go­
mobil. Wir haben beim Strafgesetz ohnehin 
eine Fordkarosserie bewiesen. Alber die Alb­
stimmung ist nötig. Nur so kann die Koopera­
tion von Regierung und GesetZigebung, die 
notwendig ist - ,anders 'gilbt 'es keinen funk­
tionierenden Parlamentarismus -, geling'en. 

Bitte doch auch das zu Ibedenlken, worüber 
Sie schon frmer gelklagt halben, als Sie in der 
Opposition waren. Jeder, der dieses Er.Ie!b­
nis hinter sich gebracht Ihat, weiß es : Wir 
haben j a  ganz andere und viel schlechtere 
Arbeits.bedingung,en alls Sie. Wir hahen kei­
nen fachkundigen Apparat zur Hand wie ei.n 
Riesenministerium. ]hre Experten sind doch 
höchstqualifiziert, wie wir aus den Ausschüs­
sen wissen. Unsere Experten, wenn wir uns

· 

welche anlachen, steihen uns nur fallweise zur 
Verfügung. Sie klingeln, und da springt jeder 
Ministerialrat zu IIhnen ins Büro . Das können 
wir mit unseren Experten nicht machen. Und 
wir haben auch anderes zu tun, als nur ]hre 
VOl1lagen zu behandeln, mit Verlaub. JustlJz­
fragen sind nun ei,nrnal schwierige Fragen, 
und ich weiß, die Nei'gung, sich als- Parlamen­
tarier dem l1hema zu widmen, ist auch nicht 
sehr ausgeprägt, weil es so unangenehme 
schwierige Frag,en sind, oft ,auch juristisch 
zu sehr belas,tet . 

Und ich möchte Sie wirldich bitt,en, auch zu 
b edenken : Das muß ja auch noch ein mensch­
liches Parlament sein ! Wir sind an der Grenze 

der physischen Leistun,gskraft. Das muß j eder 
gespürt hlaben, der in diesem Ausschuß ge­
arbeitet !hat. Mich hat gle1ichzeiti.g noch die 
Arbeitsverfa'ssung vier Monate lbeschäfUgrt:. 

Ich weiß üher1haUlpt nicht, wi,e ich es geschafft 
habe. Alber auch das ge!hört darzu : daß wir uns 
als Menschen nicht ruinieren. 

Wenn guter Parlamentarismus funktionie­
ren soll, dann sebzt das ein vernünftiges parla­
mentarisches Kli.J1llla voraus. Wir halben wirk­

lich die Absicht, eine konstrUiktive Opposition 
zu sein. Wir glauben es auch in der Ver­
gangeruheit bewiesen zu halben j  wir haben 
es uns wech's,elseitilg bewiesen. Der Justiz­
ausschuß hat, ohne daß er eine vOI1geschaltete 
Sazialpartnerschaft als Klima'gerät gehabt hat, 
dennoch quasi �IIl1IIler in demseLben Geist ge­
arbeitet, wie Sie wissen. Daiher werden wir 
uns - ich bitte das zu verstehen - ,ge'gen 
j ede FristsetZJUnlg heftigst zur Wehr setz'en, 
falls Sie auch nur den Gedanken äußern soll­
ten. 

Wir werden Ihnen auch nicht auf einem 
Weg folgen, der darin ,besteht, etwa künstlich 
die AI1beitsiklapaizität des J'1lsti:zausschusses zu 
erhöihen, indem man 'WomögUch eine Meta­
stase von Unterausschüssen bildet. Das ist 
nämlich auch ein geschäJftsordnungsmäßiger 
Trick, um womöglich künstlich mehr Durch­
satz zu halben. 

Sie wissen, daß der Justizausschuß aus einer 
beschränkten AIlIz,aJhl von Mitgliedern besteht. 
Nicht alle können immer g.J.eichJzeiUg aI1beiten. 
Manche sind zwangsläufig in j edem seiner 
Unter,ausschüsse drinnen. Für die f.reiheitliche 
Fraiktion g:Ht das besonders. Alber auch für 
unsere. Wir können dalber die Vorlagen nur 
hintereinander !bem .. beiten. HUte das zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Wir können Ihnen Cliuch keinerlei p erspek­
tivische Zusagen ,ge(ben, wann was fertig ist. 
Wir können mü Iihnen einen Faihrplan ver,ein­
baren : Was gehen wir j etzt an, was machen 
wir nachher, in welcher Rei1henfolge soll ver­
handelt werden. Sellbstverständlich, das gehört 
zu einem geordneten VeI1f,a;hren. Alber wir 
werden nicht Promes'sen für die Zukunft ab­
geben, wann etwas fertig sein muß. 

Herr Justizminister l Wenn es Ihnen also 
um eine wrirklich seriöse Verwirklichung Ihres 
Programms geht - und das haben Sie sicher 
vor, ich möchte das nicht ibezweifeln -, dann 
bitte schwenken Sie ein auf solche Anbeits­
grundsätze. VeI1Zichten Si.e aber auch auf die 
Verführung, in der Offenrtlichk:eit hin und wie­
der anders zu reden, als Sie es uns gegenüber 
tun, in der Ausschuß.atbeit, in der Planung 
der Arbeit. Diese Zwiesprachigkeit auf die­
sem Gebiet kann man g,anz einfach nicht hin­
nehmen. 
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Sie könnten noch einen Beitrag leisten zur 
Entlastung unserer Mühsal .  Sie 'halben in die­
ser Legislaturperiode so manche Vorlage 
fabrilZiert, möchte ich sagen, die nur für 
Imagekosmetik ·der SPO gedacht war. Sie 
haben rum Beispiel das Pressegesetz zu novel­
lieren beaJbsichtigt, die Journalist.engesetz­
novelle gemacht. Das waren alles nur Ver­
dunklungsgesetze für die "Expreß" -Affäre. Das 
hat Ihnen dazu gedient, in der Offentlichkeit 
so zu tun, als ob gegen die Mißstände auf 
dem ZeituJllgsmaI1kt etwas geschäJhe. Kein 
Ha1hn kräht, wie Sie wissen, heute mehr nach 
diesen G esetzen. Sie halben sie Illicht einmal 
je ernst1ha:�t verfol'gt. Ich kann Ihnen nur gra­
tulieren da,zu, daß Sie es nicht geta.n haben. 
Aber wozu mobilisieren Sie die ganze Appa­
ratur des MinisteriU!IIls? Da dri..iJb en J1aucht j a  
wirklich ununteI1broChen der Rauchfang. ICh 
habe unlängst '1111it einem Angestellten Ihres 
Hauses gesprochen. Der hat mir gesagt : Da 
drinnen sitm nur einer, der eine Freude hat. 
Das ist der Minister. Der ist mit Leib und 
Seele in '(liesem Ministerium. Er hat das wirk­
lich so gemeint, Herr Minister. Ich glaube auch 
tatsächlich : Sie sind ein f.anatischer Justiz­
minister. Das gereicht ]hnen vielleicht zur 
Ehre. Aber bitte auch sinnvoll abgestimmt 
mit uns ! Sie können uns nicht ersChlagen mit 
Vorlagen und uns dann anklaJgen, wir würden 
da nichts tun. 

Soll also dieser Erndruck. in der Offentlich­
keit vennieden werden, gegen den wir uns 
immer wehren, dann !bitte ich auch AJhstand 
zu nehmen von Ihrer An:kündi:gurrgspoliti:k. 
Ich habe schon einmal ,gesagt : Ein bisserl lie­
gen Sie da wie der Bundeskanzler : ein Künst­
ler im Ankündigen, einen Stein in den öffent­
lichen Teich werfen, die Wellen beobachtend. 
Wenn sie verklungen sind, ein anderes Stein­
derl. Schauen wir, was da los ist. Immer testen, 
was di.e Offentlic:hJkeit sagt. 

Sie sind in einer gewissen Weise auch ein 
Ankündigungspolitiker der SPO. Es geht Ihnen 
oft mehr darum, einen EntWTUrf fabriziert zu 
haben, den Sie dann dreimal verkaufen : wenn 
der Gedanke gelboren wiid, wenn ein Ministe­
ri,alentwurf zur AusaI1beitUI1!g Igel,aIllgt und 
wenn die RegieruJllgsvorlag,e eingebraCht wird. 
Dreimal Presse:ko'nferenzen. Da glauben die 
Leute schon, es ist etwas passiett. Auf das 
kommt es ]hnen wohl an. 

Es ist  natürlich ]hr gutes Recht, es so zu 
handhaben. Niemand kann Ihnen Vorschriften 
machen, wie Sie OffentlichfkeitsaI1beit machen. 
leb kann Ihnen nur und der Ofientlichkeit 
muß ich es sagen, daß das zunächst noch 
nichts ist. Und wenn daraus der Eindruck. ent­
steht unid ab.geleitet wird, wir seien die Ver­
sager im Parlament, weil wir das alles nicht 

aufarbeiten, was Sie an En twürfen bringen, 
dann muß ich Ihnen sagen : Hier herrschen 
Fehleinschätzungen der Atbeitskapazität vor. 
Wenn man guten Parlamentarismus will, kann 
man es nicht so tun. 

Ich selbst, Herr Minister, wenn Sie sich 
erinnern, habe hier von diesem Pult, als wir 
Regierungspartei waren, gesagt : Es 'gjlbt Dinge, 
die über Legislaturperioden hinausreichen. 
Wir dürfen nicht glaruJben, alles gleichzeitig 
nacblholen zu müssen. Natürlich g�bt es da 
den Nachlhollbedal1f. Niemand bestreitet joa die 
Notwendigkeit der Refonnen. A:ber wir müs­
sen es in einem vernünrfHgen, der seriösen 
Parlarnentsanbeit dienlichen Tempo tun. Die­
ser manische Ref.o:riffieiJfer, der da ZUfIll Teil 
oft zu herrschen scheint, ist von Ubel. 

Was soll diese Reformitis der Rechtspflege, 
wenn sie gleichzeitig und plötzlich alle Grund­
lagen unserer Rechtsordnung angeht? Ist das 
vernünftig? Kann es gut sein, daß in kurzer 
Zeit ganz einfach alle Grundlagen dieses 
Rechtswesens verändert werden? Denken Sie 
an die Richter, die umdenken müssen, die 
Rechtsberufe, die gar nicht mehr wissen, 
welche Rechtsberatung sie gehen müssen, da 
man erst wieder aUff die Judikatur warten 
muß. Alles gleichzeitig : Strafrecht, Zivilrecht, 
bürgerliches Rßcht, Familienrecht. Ich fTaige 
mich :  Ist das winklich gute Politik? 

Ich habe I1hnen schon gesa.gt : Unser Be­
kenntnis zur Notwendigkeit von Reformen ist 
unbestritten. Ich gl'aube, niemand kann uns 
sagen, daß wir keine konstruktive Opposition 
wären. WÜ bitten Sie nur :  Keihren Sie auf 
den vernünftigen Weg IZUI1ück, denn das, was 
uns die letzte Woche in dem einen Punkt 
beschert hat, von dem ich 'gesprochen habe, 
ist der falsche Weg, und wir haben vor ihm 
gewarnt. 

Ich kehre nicht zu diesem Thema zurück, 
iCh möchte nur sagen : Wenn Sie dieses Klima 
wiederoerstellen rwoillen, das Sie als Partei 
mit Ihrem Schritt traumatisch verletzt haben, 
dann haben Sie j etzt deutliche Bekundungen 
Ihrer wiecleribergesteHten Zusammeruarbeits­
bereitscha.ft zu geben. Wir brauchen sie nicht 
zu geben, wir halben den Beweis geliefert. 
Das heißt aber, p ro futuI10 gesprochen, daß 
Ihre Fraktion uns tatsächliCh ernsthaft ver­
sichert, daß Sie bei den Reformen, die vor 
uns stehen, von der eins eitigen Einsetzung 
Ihrer Me.rhrlheit gegen uns Abstand nehmen 
werden. 

Ich darf dabei ·auf einige Punkte ZUl1ück.­
kommen, die Herr Kollege Fischer von diesem 
Pult aus angeschnitten hat, als er gesagt hat : 
Was ist das für eine mel1kwürdige Demokra­
ti e? 93 Mandate dürfen nach Meinung der 
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Opposition sozusagen nidrt recht haben, aber des Weltanschaulichen nicht Igegeneinander 
die 80 oder 90 Mandate der anderen Fraktion, stehen müssen. Um eine solche DemOikratie 
die hätten das Recht zu schaffen? kämpfe ich, und ich glaube, sie i'st möglich. 

N ein, meine Herren, wir halben das nie Ibe­
hauptet. Wir halben immer gesagt, wk müs­
s en etwas Gemeinsames vertreten können, 
urud das süU Recht sein. Es kann nicht nach 
jedermanns Kopf 'gehen, aber es muß doch 
eine Lösung gefunden werden, die für j ede 
Fraktion Zugang sch'afft. Darum .gebt es . 

Ich bitte Sie darUlID: We:r;den Sie in diesem 
Sinne wieder Demokraten, wenn es um die 
künftigen Reformen unseres Rechtes geht! 
(Lebhaiter Beifall bei der avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Reinhart. Ich er­
teile es ihm. 

Gerade auch die FamHienrechtsreform ist 
doch ein Bereich, der ,genauso wie die Str.af- Abgeordneter Dr. Reinhart (SPO) : Herr Prä-

sident ! Hohes Haus ! Meine Damen und Her­rechtsretorm ein Teil unserer Rechtsordnung 
ist, der auf Dauer ,ang.elegt sein muß. ren ! Es sei mir gestattet, einleitend nur einige 

Bemerkungen zu den Ausführungen des Herrn 
Es wäre eiben eine Verkennung, wenn man 

uns etwa vOI1hielte, wir wOIllten das Mehr­
heitsprinzip der Demolkratie außer Kraft set­
zen. Meine Herrschaften, 'zu dem muß man 
ja auch stehen, wenn man Demokrat ist. 
Aber wenn ich die Refomn auf Dauer ,anlege, 
wenn sie künftirge RegieruIlJgen ülberstehen 
soll, wenn zU!fällHge andere Me!h:r1heiten nicht 
all es wieder ändern soUen, dann muß ich zum 
Konsens bereit sein, denn nur er sichert den 
Bestand uber künfUge Regierungsperioden 
hinaus. Das ist der tiefere Sinn unseres Rin­
gens um den Konsens. 

Albschließend daI1f ich nur noch eine Bitte 
äußern : Wer hätte es nicht gespürt, als wir 
d i ese Debatte über den Schwangerschafts­
abbruch hatten, daß wir da mit der Juristerei 
allein nicht zu Rande k-ommen. Wer weiß 
oder wer fmIt nicht, daß da auch irrationale 
Fra,gen angesprochen werden, die tief in 
e:lCistentielle Fragen des Menschen führen? 
Vielleicht bin ich mißverstanden :woroen, Herr 
Minister j ich glaube schon überzeugend genug 
gesprochen zu haben. Sie halben Iihre Worte 
- ich danke Ihnen dafür - ja zurückgenom­
men, die Sie selhr unp assend, glauJbe ich, und 
mißverständlich Ülber mich !geSlagt haben. Ich 
glaube, wir müssen da alle ganz einfach be­
kennen. Das muß nicht heißen, daß wir gegen­
einander stehen. 

A1ber wenn das schon Fragen sind, die auch 
das Irrationale des Menschen ansprechen, dann 
werfe ich die eine Frage auf, Herr Minister : 
Wo steht geschrieben, daß die Demokratie 
nicht auch für den irrationalen Bereich des 
Menschen ein System ist, in dem Menschen 
zusammenleIben können? Wo steht geschrie­
ben, daß wir nicht auch in den irrationalen 
Haltungen, die den Menschen p rägen, Rück­
sicht aufeinander nehmen können ? 

Ich glaube, daß Demokratie ein System ist, 
das auch das hergibt, nicht nur in nüchternen 
Fragen der Logilk, der Vernunft, des Zweck­
hrandelns. Demolkratie muß auch hergeben, 
daß wir in diesen Bereichen des Irrationalen, 

Vorredners zu machen. 
Herr Kollege Dr. Hauser, ich glaube, es i st 

ein s ehr st,arkes Stück - das Wort haben Sie 
schon einmal in Ihrer Rede gebraucht -, wenn 
Sie uns Sozialisten zur Demokratie auffordern. 
Diese Aufforderung allein zeigt schon Ihre 
Einstellung, die Sie uns gegenüber haben. 
Es wäre in vieler Hinsicht notwendiger, wenn 
wir Sie zur Einhaltung gewisser demokrati­
scher Formen und Notwendigkeiten ermahnen 
würden. (Abg. K e r n: Der Herr Blecha war 
sehr demokratisch! - Weitere Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Ausgerechnet der Kollege Kern meldet sich 
j etzt in einem Zwischenruf zu Wort! Aber 
ich glaube, Herr Kollege, auch mit "Kern"­
Methoden werden Sie bei uns nicht durchkom­
men, das kann ich Ihnen sagen. Sie sind in die 
demokratische Geschichte dieses Hauses mit 
Ihrem berühmten Antrag eingeg1angen. Ich 
glaube, d a  brauchen wir gar nicht mehr dar­
über zu reden. 

Und noch etwas, Herr Kollege Dr. Hauser:  
Sie haben uns vorgeworfen, daß das Parla­
ment im kommenden Jahr bezüglich der 
Justizrnaßnahmen unter einem Zeitdruck ste­
hen wird und daß dieser Zeitdruck von uns 
verschuldet wurde. (Widerspruch bei der 
avp.) Sie haben gesagt, daß dieser Zeitdruck. 
auf Grund unserer Maßnahmen, unserer G e­
setzesinitiativen, unserer Gesetzesvorhaben 
eintreten wird. 

Sehr geehrter Herr Kollege Haus er! Ich darf 
Ihnen hier nur aus Erfahrung aus dem Straf­
rechtsunterausschuß folgendes sagen : Ich 
glaube, dieser Zeitdruck wäre nicht so stark, 
wenn - nicht Sie, ich nehme Sie persönlich 
an diesem RednerpuIt aus - Ihre Fraktion 
nicht eine derartige Verhandlungsweise im 
Strafrechtsunterausschuß an den T1ag gelegt 
hätte. Ich bin der Ansicht, daß bei einer zügi­
gen Vorgangsweise, bei einer sachbewußten 
Vorgangsweise, bei einer verantwortungs­
bewußten Vorgangsweise wir in den Verhand-
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lungen viel, viel früher zu Ende gekommen In den letzten Tagen und Stunden ist sehr 
wären, als es tatsächlich der Fall war. (Zu- viel von Reformen und Reformvorhaben des 
stimmung bei der SPO.) Justizressorts gesprochen worden. Dabei ist 

- sicherlich nicht beabsichtigt, aber unge­
Nicht umsonst mußte dieses Haus mit Mehr- rechtfertigterweise - die Tatsache in den Hin­

heit eine zweimalige Fristsetzung vornehmen. 
Ich kenne Ihre Politik, ich weiß genau, was 
Sie vorhaben ; es ist auch eine sehr durch­
sichtige Sache, meine Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei. Sie predigen jetzt mit 
Engelszungen, Sie fordern uns zur Demokratie 
auf, Sie möchten uns zu einer eingehenden, 
zu einer noch tiefgründigeren Arbeit anregen, 
und vor den nächsten Wahlen wollen Sie uns 
dann nachweisen, daß auf dem Justizsektor 
nichts oder nicht viel geschehen ist. Dann 
kommen nämlich gerade Sie daher und wer­
den sagen: Soundso viele Gesetze sind einge­
bracht worden und unerledigt im Parlament 
liegengeblieben i Ihr Unvermögen war schuld, 
daß Sie diese Gesetzeswerke trotz Ihrer Mehr­
heit, trotz Ihrer 93 Mandate nicht zum Ab­
schluß gebr,acht haben. - Ich könnte Ihnen 
diese Sätze, die Sie dann gegen uns ver­
wenden werden, ohne weiteres schreiben, wir 
kennen ja Ihre politische Vorgangsweise. 

Aber diesen Gefallen, meine Damen und 
Herren von der Osterreichischen Volkspartei, 
wird Ihnen die sozialistische Fraktion nicht 
machen. Wir werden bis zu den nächsten 
Nationalratswahlen gleich zügig und gleich 
verantwortungsbewußt weiterarbeiten, wie 
wir es bisher getan haben, auch unter Ein­
setzung der Mehrheit in diesem Haus. (Abg. 
S t a u  d i n g e r: Demokratik: mi t Gewalt!) 
Nicht mit Gewalt, aber mit der Mehrheit, 
Herr Kollege. (Weitere Zwischenrufe bei der 
OVP.) Denn Demokratik betreiben wir über­
haupt nicht. Wenn Sie wissen würden, was 
Demokratik ist und was das für ein Vorwurf 
uns gegenüber ist, den Sie jetzt gebraucht 
haben, dann wären Sie für einen Ordnungsruf 
reif. Aber ich glaube, Sie wissen über die Be­
deutung dieses Wortes nicht gen au Bescheid. 
(Ruf bei der OVP: 51 Prozent!) 

Auf j eden Fall sei festgestellt, daß Ihnen 
die Erfolge der SPO gerade auf dem Justiz­
sektor ein Dorn im Auge sind und auch ein 
Dorn im Auge bleiben werden. (Zustimmung 
bei der SPO.) Das eine ist sicher :  daß sich 
unsere Fraktion weiterhin hinter die vorbild­
lichen Initiativen unseres Bundesministers für 
Justiz stellen wird. 

Nun aber darf ich zu den eigentlichen Aus­
führungen kommen, die ich beabsichtigt habe, 
und zwar darf ich auf Probleme zu sprechen 
kommen, die bisher von den Oppositionspar­
teien nicht angezogen wurden. Es handelt sich 
nämlich um die Bediensteten im Justizressort. 

tergrund getreten, daß diese Reformen erst 
praktiziert werden müssen. Von den Exekuto­
ren dieser Reformen, also von den Richtern, 
von den Staatsanwälten und vom nichtrichter­
lichen Personal, wird es weitgehend abhän­
gen, ob diese gesetzgeberischen Maßnahmen 
draußen in der Praxis auch den Gedanken und 
Uberlegungen der Reform entsprechend an­
gewendet werden. 

Dabei wird es kaum vom guten Willen 
j enes Berufsstandes allein abhängen. Es wird 
dieser hohen Aufg.abe eine umfassende Be­
achtung zu schenken sein, sei es dem Ausbau 
der berufsständischen Rechte,  den Bezugsrege­
lungen, sei es der Frage der beruflichen Aus­
und Weiterbildung. 

Grundsätzlich wäre dazu zu sagen, daß ge­
rade unter der jetzigen SPO-Regierung diesen 
Problemen ein besonderes Augenmerk ge­
schenkt wurde und weiterhin geschenkt wird. 
Lassen Sie mich gleich einleitend die so wich­
tige Frage der richterlichen Aus- und Weiter­
bildung einer kurzen Betrachtung unterziehen. 

Es beginnt damit, daß derzeit im Bundes­
ministerium für Wissenschaft und Forschung 
eine neue Studienordnung für das rechtswis­
senschaftliche Studium ausgearbeitet wird. 
Diese neue Studienordnung, welche in Kürze 
dem Parlament zugeleitet werden soll, wird 
einen sehr wesentlichen Punkt zum Inhalt 
haben: Der Rechtsstudent wird eine praxis­
bezogenere, lebensnahere Ausbildung erfah­
ren als bisher. Es wird wohl kaum mehr vor­
kommen, daß der Student wohl das Grund­
buchsrecht lernt, nie jedoch ein Grundbuch 
gesehen hat, daß der Student wohl die Straf­
prozeßordnung lernt, nie jedoch einem Straf­
verfahren beigewohnt hat. 

Die Aufmerksamkeit und das Interesse, das 
man der Reform des rechtswissenschaftlichen 
Studiums entgegenbringt, hängt mit der zen­
tralen gesellschaftlichen Bedeutung des Rech­
tes und derer zusammen, die darin unmittel­
bar ausgebildet werden und es in so viel­
fältiger und für Menschen wie für die ge­
samte Gesellschaft entscheidender Art anzu­
wenden haben. Es muß sichergestellt werden, 
daß es keine Entfremdung zwischen Recht und 
Realität, Rechtsnormen, Juristen und Gesell­
schaft, zwischen Rechtswissenschaften und 
sozialer Wirklichkeit geben darf, kurz, jede 
Juristenausbildung muß - wenn auch theore­
tisch fundiert, mit den notwendigen juristi-
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sehen Techniken und dem entsprechenden 
Rüstzeug ausgestattet - praxisbezogen und 
praxisnah sein. 

Auch die richterliche Weiterbildung, Hohes 
Haus, wird l.aufend einem Ausbau unterzogen. 
Wohl sind wir leider noch nicht so weit wie in 
der Bundesrepublik Deutschland, wo in Trier 
eine sogenannte Deutsche Richterakademie 
eingerichtet werden konnte, eine Akademie, 
die als ganzjähriges Konferenzzentrum ge­
dacht ist und die eine sehr wertvolle Hilfe 
bei der beruflichen Weiterbildung der deut­
schen Richterschaft darstellt. Es bleibt zu hof­
fen, daß wir auch in Osterreich vielleicht ein­
mal eine solche vorbildliche Einrichtung haben 
werden. 

Aber wir haben in dieser Richtung schon 
sehr, sehr positive Fortschritte erzielt. Ich darf 
als Beispiel nennen, daß bei der heurigen 
Richterwoche in Weißenbach am Attersee 
die Verhandlungen mit einem Videorecorder 
aufgenommen worden sind und daß die inter­
essantesten Vorträge der Richterschaft in ganz 
Osterreich zugänglich gemacht werden kön­
nen. 

Ich darf hier als weiteres Beispiel die In­
itiativen des Oberlandesgerichtes Linz nennen, 
welches heuer erstmals Fortbildungskurse in 
Erwartung des neuen Strafgesetzbuches ver­
anstaltete, Kurse, die einen überaus guten 
Zuspruch hatten und die auf völlig freiwilli­
ger Basis aufgebaut wurden. Bei diesen Kur­
sen war es auch möglich, Vertreter bezie­
hungsweise Interessenten der Landesgendar­
merie und der Bundespolizei beizuziehen. 

Sie sehen also, daß gerade an diesen sehr 
vorbildlichen Initiativen großes Interesse in 
der Richterschaft gefunden wird und daß letzt­
lich diese Initiativen auch dafür Gewähr bie­
ten, daß die neuen Gesetze entsprechend den 
Vorstellungen des Gesetzgebers praktiziert 
werden. 

Hohes Haus ! Der 1 .  und der IV. Weltkon­
greß der Richter befaßte sich sehr eingehend 
mit den Fragen der Ausbildung des Richters 
für die Ausübung seines ' Berufes und mit 
denen der außerjuristischen Ausbildung des 
Richters. Damit wurde die Bedeutung dieses 
Problems international unterstrichen. Uberein­
stimmend wurde festgestellt, daß die Aus- und 
Weiterbildung des Richters alle Kenntnisse 
einbeziehen muß, die für die Ausübung seines 
Amtes und die Bewertung des einzelnen Fal­
les erforderlich sind, wobei wirtschaftliche, 
soziologische, psychologische und kriminolo­
gische Studien sowie das Prinzip einer geför­
derten Selbstbildung und der Freiwilligkeit 
betont und der Wert von Studienkursen für 

Richter und Richteramtsanwärter hervorge­
hoben wurden. 

Hohes Haus ! Es tritt vielleicht zu sehr die 
Tatsache in den Hintergrund, daß unter dieser 
SPO-Regierung eine vorbildliche Standes- und 
Bezugsregelung für die Richter, die Staats­
anwälte und für das nichtrichterliche Personal 
getroffen wurde. Ich möchte diese Hinweise 
damit beginnen, daß ich sage, daß es möglich 
war, durch eine Verkürzung der Ausbildungs­
zeit der Richteramtsanwärter auf drei Jahre 
den Notstand auf diesem Gebiet einigermaßen 
zu beheben und damit die zu geringe Anzahl 
der Richteramtsanwärter zurückzudrängen. 
Damit wird also ein schrittweiser Abbau des 
Mangels an Richternachwuchs erfolgen. 

Es war unter dieser Regierung möglich, die 
sogenannte Jungrichterlösung herbeizuführen, 
und zwar durch die Maßnahmen, welche die 
26. Gehaltsgesetz-Novelle vorsah, nämlich daß 
die Standesgruppe 1 jetzt die erste Dienst­
zulagenstufe der 2. Standesgruppe bekommt, 
daß in der Standesgruppe 2 die zweite Dienst­
zulagenstufe als erste vorgeschoben wird und 
daß sich durch die Rückwirkung der 26. Ge­
halts gesetz-Novelle ab 1 .  Juli 1972 namhafte 
Nachzahlungsbeträge für die Jungrichter er­
g,aben, Beträge, die bis in die Höhe von 
10.000 S gingen, und daß es außerdem noch 
möglich ist, daß nicht so wie früher Richter 
für die 2. Standesgruppe neun Jahre zu war­
ten hatten, sondern daß diese Zeit bereits 
um eineinhalb Jahre verkürzt werden konnte. 

Man möchte glauben, daß diese Jungrichter­
lösung eine sehr kleine Anzahl von Richtern 
betrifft. Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren ! Wenn wir davon ausgehen, daß derzeit 
in Osterreich mit Stand 1 .  Oktober 1973 
1559 Richter einschließlich der Richteramts­
anwärter tätig waren, so wurden von dieser 
Jungrichterlösung 1 47 Jungrichter, also 
10 Prozent des Richterstandes, betroffen. Ich 
glaube, das ist ein schöner Erfolg, der diesem 
Berufsstand zuteil wurde. 

Ich könnte nunmehr an Hand von Tabellen 
nachweisen, daß in der Bezugssituation dieser 
Richteramtsanwärter und der Richter der 1 .  und 
2. Standesgrtippe erhebliche Vorteile einge­
treten sind, daß zum Beispiel Richteramts­
anwärter ohne Prüfung durch diese Neurege­
lung um zirka 21 Prozent mehr erhalten haben, 
daß Richteramtsanwärter mit Prüfung durch 
diese gesetzlichen Maßnahmen, durch diese 
von der SPO-Regierung gesetzten Maßnah­
men, um 20,6 Prozent mehr bekommen haben, 
und so fort. 

Ich darf noch kurz zusammenfassen, daß 
diese Bezugsregelung, daß diese Standes rege­
lungen ein Problem dargestellt haben, das 
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schon seit langem bestand, ein Problem, mit 
dem sich auch die DVP-Regierung konfrontiert 
gesehen hat, das aber jetzt endlich von der 
SPD-Regierung aufgegriffen und einer allge­
mein anerkannten positiven Regelung zuge­
führt wurde. 

Mit dieser Regelung ist es aber auch gelun­
gen, einen Richterstand einer Besserstellung 
zuzuführen, welcher in der sogenannten Stan­
desgruppe 4 b war. Es waren nämlich das die 
Oberlandesgerichtsräte in den Bezirksgerich­
ten draußen, die Richter also, die eine wich­
tige Funktion im Aufgabenkreis der richter­
lichen Tätigkeit auszuüben haben. Diese Rich­
ter in den Bezirksgerichten draußen konnten 
eben durch diese Initiativen der SPD-Regie­
rung in eine bessere und - gehaltlich ge­
sehen - natürlich auch finanziell bessere 
Standesgruppe übergeführt werden. 

Hohes Haus ! Selbstverständlich sind damit 
nicht alle Wünsche der österreichischen Rich­
ter und Staatsanwälte erfüllt. Es ist zu hoffen, 
daß beispielsweise der Wunsch auf eine ge­
wisse Änderung der Richtlinien bezüglich des 
Uberganges von der Standes gruppe 4 b in die 
Standesgruppe 5 b für die Richter und bezüg­
lich der Standesgruppe 4 a für die Staats­
anwälte einer vernünftigen Lösung zugeführt 
wird. Es ist weiter zu hoffen , daß auch die im 
Jänner 1974 beginnenden Verhandlungen über 
ein Besoldungsgesetz für Richter und Staats­
anwälte eine generelle Lösung bringen . 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Zu noch einem offenen Problem: Dem neuen 
Strafgesetz muß, wie schon ausgeführt wurde, 
Leben eingeflößt werden. Den Richtern des 
Obersten Gerichtshofes und der Generalpro­
kuratur erwächst daraus eine echte epochale 
Aufgabe. Weder in der Ersten noch in der 
Zweiten Republik fiel den Richtern dieses Ge­
richtshofes und den Staatsanwälten eine der­

artige richtungweisende Sonderaufgabe zu. 
Mit einer Vermehrung der Dienstposten allein 
kann es dabei nicht abgetan sein. Es muß 
daher gerade dem in den letzten Wochen 
wieder aufgeworfenen Problem der materiel­
len Heraushebung der Mitglieder des Ober­
sten Gerichtshofes und der Generalprokuratur 
erhöhtes Augenmerk geschenkt werden. Dies 
fällt auch zusammen mit dem schon seit lan­
gem bekannten Problem der finanziellen 
Gleichstellung der Mitglieder des Obersten 
Gerichtshofes, des Verfassungsgerichtshofes, 
des Verwaltungsgerichtshofes und der Gene­
ralprokuratur. 

Zum Abschluß , meine sehr verehrten Damen 
und Herren, darf ich noch auf einen Berufs­
stand im Justizressort zu sprechen kommen, 

der, so möchte ich fast sagen, ein stiefmütter-

lidles Dasein führt, nämlich der Wertung und 
der Schätzung ihrer Tätigkeit nach. Es han­
delt sich hier um das sogenannte nichtrichter­
liche Personal. Auch für diesen Personenkreis 
konnten in den vergangenen Jahren - auch 
in diesem laufenden Jahr war es so;  es wird 
auch im kommenden Jahr so sein - wesent­
Hdle soziale Fortschritte erzielt werden. 

Für die Justizwachebeamten, die Jugend­
erzieher und die übrigen Bediensteten an 
Justizanstalten wurden im J,ahre 1973 nahezu 
alle Forderungen gemäß der 24. Gehaltsgesetz­
Novelle erfüllt. Ich glaube , das können wir 
mit Stolz feststellen und können wir stolz 
als einen SPD-Erfolg darstellen. (Beifall bei 
der SPO.) Es handelt sich hiebei beispiels­
weise um die Uberstundenvergütung ,  die 
Journaldienstzulage und die Gefahrenzulage. 

Für die Justizbediensteten, die den sonstigen 
Dienstzweigen angehören, erfolgte im Jahre 
1973 die Regelung der Mehrleistungszulage 
im Sinne der 24. Gehaltsgesetz-Novelle sowie 
die J oumaldienstzulage für diese Bedienste­
ten bei den mit Strafsachen befaßten Gerich­
ten. 

Es handelte sich also auch diesbezüglich 
wieder um Forderungen, die lange Jahre zu­
rückliegen, Forderungen, wie ich schon ge­
sagt habe, mit denen auch die OVP-Regierung 
konfrontiert war, die aber in der damaligen 
Zeit leider nicht realisiert werden konnten. 

Mit der Verordnung des Justizministeriums 
vom 24. September 1973 wurde schließlich die 
Ausbildung für die Gerichtsvollzieherfachprü­
fung und die Gerichtsvollzieherfachprüfung 
selbst geregelt und damit die Möglichkeit der 
Uberstellung von Gerichtsvollziehern in die 
Dienstklasse C beziehungsweise in die Ent­
lohnungsgruppe c geschaffen. In Bearbeitung 
steht noch - das sei abschließend zu diesem 
Punkte bemerkt - der Entwurf eines Voll­
zugs- und Wegegebührengesetzes. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Man möchte als Außenstehender vielleicht 
glauben, daß dieser Personenkreis sehr klein 
ist, daß von diesen Besserstellungen, von die­
sen Erfolgen nicht sehr viele betroffen sind. 
Ich darf Ihnen aber sagen, daß im Rahmen 
des Justizressorts 9789 Männer und Frauen 
tätig sind. Dank dieser Regierung wurde und 
wird laufend versucht, diesen 9789 Personen 
nicht nur eine soziale Besserstellung, sondern 
auch eine soziale und dienstliche Sicherheit 
zu bieten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich möchte nochmals, was ich einleitend ge­
sagt habe, wiederholen : Es genügt nicht allein, 
wenn Reformen geschaffen werden, es genügt 
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nicht allein, wenn hier gesetzgeberische Maß- , lastete Kanzleiabteilungen, die ihre Aufgaben 

nahmen gesetzt werden. Es müssen auch diese nicht bewältigen können, nicht etwa deswegen, 

Maßnahmen praktiziert werden, sie müssen weil die dort angestellten Beamten nicht 

beseelt werden und sie müssen von Men- fleißig wären, sondern weil es einfach nicht 

schen menschlich ausgewertet werden. (Beifall mehr geht. Wir finden Gebäude - der 
bei der SPO.) Herr Bundesminister weiß es genau ; als Bei­

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Ich habe 
im Rahmen der Budgetdebatte schon wieder­
holt darauf hingewiesen - ich werde nicht 
müde werden, es weiter zu tun -, daß bei 
dem Kapitel Justiz das Schwergewicht nicht 
bei der Gesetzgebung, sondern bei der Voll­
ziehung liegt. So interessant es sein mag, 
Gesetzesreformen durchzuführen, so wichtig 
es ist, veraltete Bestimmungen zu beseitigen 
und das Recht modernen Erfordernissen an­
zupassen, so notwendig ist es, dafür zu sorgen, 
daß die Vorschriften, die vom Parlament er­
lassen werden, auch tatsächlich vollzogen 
werden können. 

Die Frau, die Alimente für ihr Kind braucht, 
hat nichts von einem hier beschlossenen 
modernen Recht, wenn es niemanden gibt, 
der das erforderliche Urteil oder den erforder­
lichen Beschluß faßt, wenn es niemanden gibt, 
der ihn schreibt, sodaß es unter Umständen 
Monate dauert (Abg. Z e i 1 1  i n g e r: Jahre!), 
bis eine an sich einfache und selbstverständ­
liche Angelegenheit erledigt ist. 

Daher muß immer wieder darauf hingewie­
sen werden, daß der wichtigste Teil der Auf­
gabe des Bundesministers für Justiz nicht 
darin besteht, dem Hohen Hause neue Vor­
lagen vorzulegen, sondern dafür zu sorgen, 
daß die bestehenden Gesetze ohne untrag­
bare Verzögerung auch vollzogen werden. 
(Beifall bei der FPO.) 

Dazu braucht man Richter, dazu braucht man 
Kanzleikräfte, dazu braucht man Schreibkräfte, 
dazu braucht man entsprechende Gebäude, 
und dazu braucht man auch eine entsprechende 
sachliche Ausstattung. Ich kann nur von den 
Wiener Erfahrungen sprechen, aber ich würde 
alle Damen und Herren des Hohen Hauses 
einladen, einen Rundgang durch die Wiener 
Gerichte zu machen, sich einmal die tatsäch­
lichen Verhältnisse anzusehen und sie mit 
jener Illusion zu vergleichen, in die der Ge­
setzgeber sehr leicht verfallen kann, wenn er 
die \Virklichkeit der Rechtsprechung nicht 
kennt. 

Wir finden dort Richter, die ihre Urteile 
und Beschlüsse selber schreiben müssen, weil 
es keine Schreihkräfte gibt. Wir finden über-

spiel etwa das Bezirksgericht Hietzing -, die 
so baufällig sind, daß sie mit 21 Pfosten bei­
spielsweise gepölzt werden, wo das Rich­
terzimmer etwa ein alter Verhandlungssaal 
ist, in dem das Pult in einen Schreibtisch 
umgestaltet ist und in der Ecke ein Ofen mit 
einem so langen Rohr steht, wie man es früher 
in Hinterzimmern von Gastwirtschaften gehabt 
hat. Und dort amtiert der Richter! 

Das sind die Gegebenheiten, die dringend 
einer Änderung bedürfen. Wir sind daher der 
Meinung, daß es zwar sehr gut und sehr 
wichtig ist, von Gesetzesreform zu sprechen, 
aber in erster Linie ist es notwendig, daß die 
Arbeitsmöglichkeit für jene �ast 1 0 .000 Be­
diensteten gegeben wird, die im Bereich der 
Justizverwaltung tätig sind. (Beifall bei der 
FPO und bei Abgeordneten der OVP.) 

Darüber hinaus wird es erforderlich sein, 
einen Anreiz zu schaffen, daß auch künftighin 
sowohl Juristen als auch Nicht juristen bereit 
sind, im Bereich der Justiz tätig zu sein. Mein 
Vorredner hat zwar vieles gesagt, etwa was 
für die Richter alles geschehen ist, aber ich 
möchte doch die Frage aufwerfen : Wie ist das 
zum Beispiel mit dem Gegenstück zu der all­
gemeinen Verwaltungsdienstzulage, die es im 
Bereich der Verwaltung gibt? Ich glaube, daß 
ein entsprechendes Pendant bisher Richtern 
nicht zugestanden wurde, obwohl sie mit Be­
rechtigung die Forderung erhoben haben, sie 
zumindest hier mit den Beamten der Ver­
waltung gleichzustellen. 

Die Frage der Rechtspfleger ist zu erwäh­
nen, denen ja auch ein Anreiz bei ihrer an sich 
schwierigen, verantwortungsvollen und mit 
Haftungen verbundenen Arbeit gegeben wer­
den muß. Hier ist wieder der starrsinnige 
Standpunkt des Bundeskanzleramtes aufzu­
zeigen,  daß es entsprechende Aufstiegsmög­
lichkeiten nur in Ausnahmefällen gibt, obwohl 
es doch bei diesem Personenkreis notwendig 
wäre, einen entsprechenden Anreiz zu geben, 
damit sich auch junge Menschen gern dieser 
Aufgabe widmen. 

Weiter erhebt sich die Frage der Bezahlung 
bei den übrigen bei Gericht Angestellten, die 
ja so ist, daß eine entspremende Anzahl von 
Schreibkräften nicht gefunden werden kann 
-und dadurch Verzögerungen in der Erledigung 
der Akten eintreten, Verzögerungen nicht 
etwa von Tagen, sondern manchmal von 
Monaten. Auch heute noch, Herr Bundes-
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minister für Justizl Hier, glaube ich, liegt eine 
sehr wesentliche Aufgabe, die zugegebener­
maßen nicht Uberschriften in den Zeitungen 
mit sich bringt, aber zu einem guten Funk­
tionieren in unserer Justiz - das wir ja alle 
haben wollen - führt. 

Dazu gehört auch die Frage der Gerichts­
organisation. An sich kann ich der Meinung des 
Herrn Abgeordneten Skritek nicht beipflich­
ten, wenn er kühn formuliert hat, daß bei 
größeren Gerichten die Rechtsprechung besser 
ist - ich glaube, da hat er von einer Sache 
geredet, die er nicht richtig beurteilen 
konnte -, aber es gibt auch eine ganze An­
zahl von Gründen, die dafür sprechen, daß 
man die Gerichtsorganisation besser gestalten 
muß als bisher. 

Es fällt nun auf, daß unter den zahlreichen 
Vorhaben, die auf dem Programm des Justiz­
aussdlUsses stehen, die Dinge, die sich mit 
organisatorischen Fragen befassen, ganz im 
Hintergrund stehen, obwohl es doch möglich 
wäre, sich zu überlegen, durch welche Än­
derungen der Verfahrensgesetze im Sinne der 
bisher gewonnenen Erfahrungen man zu einer 
Vereinfachung kommen könnte. 

Man hat eines eingeführt, was anerkannt 
werden muß : das ist die Verwendung der 
Tonträger im zivilgerichtlichen Verfahren. Das 
ist zweifellos ein Fortschritt. Aber es gibt auch 
eine ganze Anzahl von anderen Dingen, bei 
denen eine Vereinfachung möglich wäre. 

Es ist schon eine Wiederholung, wenn man 
j edes Jahr dem Herrn Bundesminister für 
Justiz sagt, daß es doch notwendig wäre, das 
Gerimtskostenmarkenwesen einmal auf eine 
neue Grundlage, auf eine einfachere Grundlage 
zu stellen. Wieviel juristischer Sdlarfsinn wird 
darauf verwendet festzustellen, welche Ge­
bühren im einzelnen Fall zu errechnen sind, 
und zwar nidlt etwa Gebühren von vielen 
1 00 S, die ins Gewicht fallen, sondern der 
Gebührenrevisor remnet einen Akt durch, 
stellt dann fest, daß 8 S fehlen, und das wird 
dann vorgeschrieben. Der Verwaltungsauf­
wand, der damit verbunden ist, steht in keiner 
Weise dafür. Es gibt Länder, wo man auf 
diesem Gebiet smon eine wesentlich ein­
f.achere Methode eingeführt hat, etwa im Zivil­
prozeß durch die Teilung in eine Klagsgebühr, 
in eine Beweisgebühr und in eine Urteils­
gebühr. Aber nicht die zahlreichen Einzel­
gebühren! 

Wieviel an Vereinfachung wäre schon ge­
wonnen, würde einmal das Markenpicken auf­
hören, würde am Ende des Verfahrens einmal 
der Akt durchgerechnet und die Gerichts­
gebühr vorgesdlrieben werden. In den meisten 

Fällen haftet ohnehin der Anwalt dafür, sodaß 
die Einbringlichkeit in keiner Weise gefährdet 
wäre. Aber trotzdem hält man hier am Her­
gebradlten fest. 

Herr Bundesminister für Justiz ! Sie bemühen 
sich sehr um eine Modernisierung. Sie sollten 
sich um die Modernisierung auch in diesen 
Bereichen bemühen. Sie sollten bestrebt sein, 
die konservative Einstellung zu überwinden, 
die glaubt, weil dieses System 100 Jahre schon 
in Geltung ist, daß man gar nicht anders 
könne, als im nächsten Jahrhundert nach der­
selben Methode, nach dem geltenden Ge­
ridltsgebührengesetz, das ja bekanntlich nur 
eine Erneuerung dessen darstellt, was schon 
seit langer Zeit in Osterreich Recht ist, zu ver­
fahren. 

Soweit zu der Frage der Vollziehung. 

Ich darf zu den Gesetzgebungsproblemen 
nur einige wenige Worte sagen. 

Der Herr Abgeordnete Skritek hat hier eine 
Erklärung bezüglich der Reihenfolge vorge­
tr:agen, die getroffenen Vereinbarungen ent­
spricht und die durchaus zu akzeptieren ist. 
Es ist selbstverständlich, daß nach dem Straf­
gesetz die erforderlichen Anpassungsgesetze 
beschlossen werden müssen. Es ist selbstver­
ständlich, daß zum Betriebsverfassungsgesetz 
die entsprechenden Novellierungen zum Ge­
nossenschafts- und Ges.m.b.H.-Gesetz gehören, 
obwohl es erfreulich wäre, wenn diese 
Novellierung nimt nur unter dem Ge­
sichtspunkt des Betriebsverfassungsgesetzes 
gesehen würde. Und es ist klar, daß hinter­
her die Wohnungsgesetze kommen. Die Rei­
henfolge wäre damit geklärt. Das Familien­
remt gehört auch zu diesem Bereidl. 

Nun sehen wir aber immer wieder Be­
strebungen - darauf wurde schon hingewie­
sen -, die dahin gehen, neben die Arbeit bei 
dem einen Gesetz die Arbeit an dem anderen 
Gesetz zu stellen. Es bilden sidl dann alle 
möglichen Gremien, die solche Dinge beraten. 
Es ist so ungefähr wie hier im Hohen Hause, 
wo feststeht, daß während der Haussitzung 
keine Ausschüsse tagen sollen. Dann sind es 
eben keine Ausschüsse, sondern es wird 
irgendwo eine Materie neben der Haussitzung 
besprochen, wie zum Beispiel jetzt die Materie 
der Bevorratung. Die Presse schreibt dann, 
daß niemand im Hohen Hause anwesend ist 
oder nur wenige im Hause anwesend sind. 
Die Bevölkerung hat den Eindruck, als ob die 
Abgeordneten während dieser Zeit spazieren­
gehen und nicht zuhören wollen. In Wirklich­
keit sind sie mit allen möglichen Materien be­
faßt, die auch zur Gesetzwerdung gehören und 
die gleichzeitig mit der Haussitzung anbe­
raumt werden, erledigt werden sollen . 

586 
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Ich glaube nun, daß man auf diese Weise ' wird es notwendig sein, daß man zu dem G eist 
dem Problem nicht beikommen kann. Es ist der Sachlichkeit und des Konsenses zurüCk­
nun einmal so, daß das Parlament nur einen kehrt. (Beifall bei deI FPO.) 
Justizausschuß hat, daß die Arbeit, die Fragen Es ist schon richtig, daß die Minderheit in 
der Justiz betrifft, nun einmal beim Justiz- einem Hause nicht verlangen kann, daß sidl 
ausschuß liegt und daß man mit keinen Kunst- die Mehrheit ihr beugt. Alber es gibt nun 
stücken nun erreichen kann, daß eine ganze einmal Materien, wo es im Interesse der 
Anzahl von Dingen zugleich gemacht werden. Allgemeinheit wünschenswert ist, daß ein all­

Der Herr Abgeordnete Reinhart hat das vor­
hin so dargestellt, als ob im Justizausschuß 
unsachliche Einwände gemacht würden, als ob 
alles viel schneller gehen könnte. Zugegeben : 
schneller kann es gehen, aber auf Kosten der 
Qualität. Denn es ist nun einmal so, daß die 
Gesetzgebung sorgfältig sein muß und sein 
soll. Es geht nicht darum, auf einer Strichliste 
abstreichen zu können, was alles erledigt 
worden ist, und der Bevölkerung triumphie­
rend zu sagen, daß man soundso viele Dinge 
fertiggebracht hat, aber niemand darf dann 
fragen, wie. Natürlich ist es möglich, sehr 
schnell zu arbeiten, aber das Ergebnis der 
Arbeit läßt dann sehr zu wünschen übrig. 

Und nun stelle ich die These auf : Jeder, der 
hier eine Fristsetzung im Haus beantragt, der 
nimmt grob fahrlässig die schlechte Qualität 
der Gesetzgebung in Kauf. (Zustimmung bei 
der FPO.) Und daher kann ich für die freiheit­
liche Fraktion nur sagen : Wir sind durchaus 
bereit, an allen Gesetzesvorhaben mit allen 
Kräften mitzuarbeiten. Wir sind aber nicht 
bereit, eine Arbeit möglichst schnell zu 
apportieren, von der wir genau wissen, daß 
sie dann mit Recht Kritik in der Bevölkerung 
finden muß, wei,1 sie eine qualitativ minder­
wertige Arbeit gewesen ist. Diesen Vorwurf 
konnte man bisher dem Justizausschuß nicht 
machen. Wenn es aber tatsächlich so würde, 
wie sich hier verschiedene das vorstellen 
- man macht also etwa im Jänner die Straf­
nebengesetze, im Februar die Familienreform, 
im März die G enossenschaften und bis zum 
Sommer ist man dann mit allem fertig -, zu 
einer solchen Gesetzgebung wird sich dann 
Osterreich beglückwünschen können, und an 
einer solchen Gesetzgebung werden wir auch 
nicht in der Lage sein mitzuwirken und mit­
zuarbeiten. (Beifall bei der FPO.) 

Es ist bedauerlich, daß die Zusammenarbeit 
im Justizausschuß, die in der ersten Hälfte 
der Legislaturperiode geradezu vorbildlich 
gewesen ist, dadurch gestört wurde, daß in 
einem bestimmten Fall - ich will das j etzt 
nicht wieder von vorn beginnen - der Partei­
tagsbeschluß über die Sachlichkeit und Zu­
sammenarbeit den Sieg davongetragen hat. Ich 
glaube, wenn der Justizaussmuß i n  Zukunft 
die Probleme, die vorliegen und die sehr wich­
tige und ernste Probleme sind, lösen soll, dann 

gemeiner Konsens besteht, und zu diesen 
Materien gehört in hohem Umfang all das, 
was im Bereich des Justizausschusses liegt. 
Denn hier sind häufige Änderungen uner­
wünscht. Das Recht - nach einem berühmten 
Ausspruch, meine Damen und Herren - ist 
kein Fiaker, aus dem man aussteigt, wenn 
es einem paßt, und in das man wieder ein­
steigt, wenn es einem paßt, je nachdem, son­
dern das Recht muß von der Rechtsüberzeu­
gung der Bevölkerung getragen werden, und 
diese Rechtsüberzeugung korrespondiert nicht 
immer mit den wechselnden Mehrheiten einer 
parlamentarischen Körperschaft. 

Aus diesem Grunde können wir bei diesem 
Kapitel Justiz nur sagen, daß wir als Aus­
druck unserer Enttäuschung über die Behand­
lung wesentlicher Dinge dieses Kapitel ableh­
nen werden, daß wir aber hoffen, daß der Geist 
der Sachlichkeit und der Zusammenarbeit, der 
in der Vergangenheit den Justizausschuß aus­
gezeichnet hat, wieder einkehren möge. (Bei­
fall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist die Frau Abgeordnete Dr. Jolanda Offen­
beck. Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Dr. J olanda Offenbe<k (SPO) : 
Hohes Haus!  Meine Damen und Herren! Der 
Justizausschuß - und das ist im allgemeinen 
anerkannt - hat eine ganz, ganz große Lei­
stung bei der Neukodifizierung des Straf­
rechtes erbracht. Ich glaube, in diesem Lichte 
auch die Ausführungen der Herren Zeillinger, 
Hauser und Broesigke sehen zu können; sie 
waren wirklich sehr, sehr überanstrengt durch 
diese Neukodifizierung. 

Ich kann aber nicht glauben, daß es dem 
Justizausschuß nicht gelingen sollte, in immer­
hin noch, und ich sage jetzt nun eineinhalb 
Jahren oder in einem Jahr ein neues Familien­
recht zu schaffen und die Familienrechtsreform 
durchzuführen. (Abg. M i t t e  I e r: Ist das deI 
neue WahItermin?) Herr Abgeordneter Zeil­
linger! Ich setze meine große Hoffnung in Sie 
als dynamischer Mensch, daß Sie das Tempo 
im Justizausschuß fördern können - wenn 
Sie wollen, so glaube ich. Ich bin hoffnungs­
voll, daß dem Justizausschuß das gelingen 
wird, was schließlich die Beamten des Justiz­
ministeriums vollbracht haben, die j a  auch 
immerhin diese Vorlagen zu erstellen haben. 
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Ich glaube, man sollte die Dinge nicht so 
negativ sehen, und negativ sehen sie die 
Herren offenbar, wenn der Herr Abgeordriete 
Hauser von den Unter ausschüssen als von 
Metastasen spricht. Das ist ja immerhin ein 
KrebstoChter,geschwür. Seien wir doch ein bis­
serl positiver, sehen wir die Dinge doch ein 
bisserl positiver! 

Wir Frauen, möchte ich nur sagen, haben 
Verständnis für die StrafreChtsreform. Wir 
haben Verständnis für die Anpassungsgesetze. 
Aber es ist nötig, und wir Frauen rechnen 
damit, daß längstens im Frühjahr im Ausschuß 
mit der Familienrechtsreform begonnen wird. 
So hoffnungsvoll sind wir, und ich weiß mich 
hier auch eines Sinnes mit den Abgeordneten 
der Osterreichischen Volkspartei, mit den 
Damen zumindest, denn die Frau Abgeordnete 
Hubinek hat ja in Graz auf einer Enquete 
des steirischen Wirtschaftsbundes ganz nach­
drücklich betont, daß die Familienrechtsreform 
außerordentlich dringlich ist. Ich stimme hier 
mit der Abgeordneten Hubinek vollinhaltlich 
überein. 

Wir müssen, so glaube ich, dar,angehen, 
dieses veraltete Familienrecht, das immerhin 
in einem Gesetz , das aus dem Jahre 18 1 1 
stamt, im Allgemeinen bürgerlichen Gesetz­
buch verankert ist, reformieren, denn dieses 
Gesetz ist teilweise wirklich noch in einem 
feudalen Geist abgefaßt. Es stammt ja auch 
aus einer Zeit, wo die Frauen noch nicht ein­
mal ein aktives und passives W,ahlrecht 
hatten, und viele Normen in diesem Gesetz 
stammen sogar noch aus dem römischen Recht. 

Ebenso wie beim Strafrecht gab es schon 
in der Ersten und in der Zweiten Republik 
intensive Bemühungen, das Familienrecht zu 
ändern, aber nie war diesen Bemühungen 
voller Erfolg beschieden. Es hat wohl Teil­
reformen gegeben, wie zum Beispiel das 
Adoptionsrecht 1960, das Vormundschaftsrecht 
1967, dann das Gesetz über die Rechtsstellung 
des unehelichen Kindes 1 970 und die Herab­
setzung des Volljährigkeitsalters in diesem 
Jahr. Aber wir hoffen, daß wir über diese 
Teilreformen jetzt endlich zu unseren anderen 
Anliegen kommen. 

Ich bin da auch nicht so pessimistisch. 
Warum soll man denn nicht Teilreformen 
durchführen? Sie haben ja Teilreformen auch 
durchgeführt beim AdoptionsreCht und beim 
VormundschaftsreCht. Warum sollten wir nicht 
Teile zumindest des am ärgsten veralteten 
Familienrechtes reformieren? Ich denke da 
zum Beispiel an die Reform des Ehegüter­
rechtes, an die Reform der Neuordnung der 
persönlichen Rechtswirkungen der Ehe und 
an die Rechtsstellung des ehelichen Kindes, 

die mir bei nichtintakten Ehen zum Wohl des 
Kindes besonders wichtig erscheint. 

Es geht uns bei dieser Familienrechtsreform 
nicht darum, , ,sp ezialnormen" für die Frauen 
zu schaffen, die die Frauen gegenüber den 
Männern bevorzugen. Das ist nur in einigen 
Gesetzesmaterien berechtigt, wie zum Beispiel 
beim Mutterschutzgesetz, wo es wohl unbe­
stritten ist, daß die Frau eines besonderen 
Schutzes bedarf. Sonst bin ich nicht dafür, daß 
wir Spezialnormen für die Frauen schaffen. 
Das ist immer ein zweischneidiges Schwert. 
Aber es geht uns darum, endlich negative 
Spezialnormen, die sich gegen die Frauen 
richten, aus unserer Rechtsordnung zu ent­
fernen, auch dieses veraltete Familienrecht zu 
entrümpeln. 

Freilich haben schon die alten Römer Spe­
zialgesetze für die Frau gekannt. Ich denke 
zum Beispiel daran: Wenn ein Römer seine 
Frau beim Weintrinken erwischt hat, so konnte 
er sie verstoßen, also sich von ihr scheiden 
lassen. Aber es war keine Rede davon, daß 
die Frau das gleiche Recht hatte, den Mann 
zu verstoßen, wenn er sich einem guten 
Tropfen hingegeben hat. 

In unserem Familienrecht sind ,aber heute 
fast ähnliche Spezialnormen, die sich gegen die 
Frauen richten, noch enthalten, wenn es etwa 
heißt:  Die Frau ist verbunden, dem Manne 
in seinen Wohnsitz zu folgen. Es ist nämlich 
keine Rede davon, daß auch der Mann den 
Wünschen der Frau Rechnung tragen und er 
ihr in ihren Wohnsitz folgen müßte. Dieses 
Folgerecht gehört tatsächlich reformiert. 

Die DurChsetzung des Grundsatzes der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau ist 
besonders dringlich. Ich denke auch an die 
oft praktizierte Paßschik>ane, unter der die 
Frauen leiden. Auch das wollen wir ändern. 

Nun zu unserem gegenwärtigen Ehegüter­
reCht. Daß das veraltet ist, daß es nicht mehr 
in unsere Zeit paßt, das kann, glaube ich, 
niemand bestreiten, denn die Normen gehen 
davon aus, daß die Frau ein Geschöpf ist, 
das mit Geld nicht umzugehen versteht, das 
hilflos ist. Dabei sind es doch die Frauen, 
die heute den Großteil des Volkseinkommens 
ausgeben. 

Ich glaube also, daß zum Beispiel die Rechts­
vermutung, daß im Zweifel alles in der Ehe 
Erworbene als vom Manne erworben gilt, 
nicht länger haltbar ist und daß auch der 
Grundsatz, daß die Verwaltung des Ver­
mögens automatisch dem Manne zukommt, 
wenn die Frau nicht ausdrücklich widerspricht, 
heute keine Berechtigung mehr hat. Es ist 
geradezu grotesk, wenn es heißt, daß der 

587 
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Mann das Vermögen der Frau nutzen kann, 
daß er die Früchte für sich verbr,auchen kann, 
keine Rechnung zu legen braucht und am Ende 
nur das Kapital herauszugeben hat. Es ist 
höchste Zeit, diese vermögensrechtliche Dis­
kriminierung der Frau zu beheben. 

Auch die Verbesserung der erbrechtlichen 
Stellung der Ehegatten, indem man ihnen ein 
Pflichtteilsrecht einräumt, erscheint mir wich­
tig. 

Es ist Zeit, so glaube ich, daß wir noch in 
dieser Legislaturperiode die Neuordnung des 
Familienrechtes durchführen und ein neues, 
der heutigen Zeit entsprechendes Gesetz 
schaffen, das dem Gedanken der partnerschaft­
lichen Ehe Rechnung trägt. Ministerialrat Ent 
hat das in einem Vortrag im Institut für 
Wissenschaft und Kunst trefflich ausgedrückt, 
wenn er sagte : "Die österreichische Familien­
rechtsreform leistet ihren Beitrag zur Uber­
windung der Jahrtausende alten patriarchia­
lischen Gesellschaftsordnung und zur Befrei­
ung des einzelnen von Zwängen, die seiner 
Entwicklung und seiner Entfaltung zur eigen­
ständigen und eigenverantwortlichen Persön­
lichkeit entgegenstehen." Mit dem stimme ich 
überein. 

Ich glaube, ein großes Nachziehverfahren, 
das die Partnerschaft von Männern und Frauen 
in den Vordergrund stellt, ist auch im Fami­
lienrecht nötig. Es ist nötig, daß immer mehr 
negative Spezialgesetze, di e sich gegen die 
Frauen richten, verschwinden und die Frau 
auch in den Gesetzen endlich zum gleich­
berechtigten Staatsbürger gemacht wird, der 
sie ja in Wirklichkeit - das werden Sie j a  
nicht bestreiten - längst ist. 

Ich hoffe sehr, daß den Reformbestrebungen 
Erfolg beschieden sein wird, im Interesse der 
Frauen, im Interesse der Partnerschaft von 
Männern und Frauen, denn ohne diese Part­
nerschaft wird es in Zukunft nicht möglich 
sein, die immer komplizierter werdenden 
Probleme zu meistern. (Beifall bei der SPO 
und bei einigen Abgeordneten der OVP. -

Abg. H a  r w a l  i k: Ich klatsche tür Frau 
Hubinek!) 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Halder. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Halder (OVP) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Die Frau Abgeordnete Doktor 
Offenbeck hat sehr zu Recht auf die Not­
wendigkeit und Dringlichkeit der Familien­
rechtsreform hingewiesen, und ich darf viel­
leicht in Erinnerung rufen, daß wir uns be­
reits in der X. Gesetzgebungsperiode in einem 

Unterausschuß eingehend beschäftigt hatten 
mit der damaligen RegierungsvorI.age betref­
fend die Neufassung der Bestimmungen über 
das Erbrecht der Ehegatten und über das ehe­
liche Güterrecht. 

Wir waren damals mit dem einen Teil, mit 
der Neuregelung des Erbrechtes der Ehegatten 
bereits fertig und hatten uns darüber ge­
einigt. Aber mit dem zweiten Teil, mit dem 
ehelichen Güterrecht, konnten wir damals 
nicht zu Rande kommen, und es wird wahr­
scheinlich j edermann, der diese Materie etwas 
kennt, sagen müssen, daß es sich dabei um 
eine ,außerordentlich schwierige Materie han­
delt, die den Abgeordneten, die damit befaßt 
sein werden, sicherlich noch einiges Kopf­
zerbrechen verursachen wird. 

Wir sind damals bei unseren Beratungen 
im Unterausschuß hinsichtlich des Erbrechtes 
der Ehegattin bereits so weit gegangen ge­
wesen, daß wir uns sowohl entschlossen 
hatten, den Pflichtteil einzuführen, was in 
Osterreich sicherlich geschehen soll, weil wir 
in Osterreich wahrscheinlich noch so ziemlich 
der letzte Staat in Europa sind, der so etwas 
noch nicht kennt, als auch andererseits schon 
entschlossen hatten, die Erbquoten zu erhöhen. 
Das trug uns damals den Vorwurf des sehr 
bekannten und geschätzten Herrn Universitäts­
professors Dr. Gschnitzer ein, daß man beides 
zugleich nicht machen könne. 

Ich sage das deshalb, weil wir schon vor 
langer Zeit diesbezüglich hier einen Anlauf 
gemacht haben. Ich möchte die weiteren Be­
ratungen darüber damit nicht präjudizieren. Es 
sind ja wieder neue Abgeordnete, es ist ein 
neues Parlament, man wird sich eben nach 
vielen Jahren, wie gesagt, wieder neu mit 
dieser Materie auseinanderzusetzen haben. 

Nun muß ich aber doch noch einiges zum 
Herrn Abgeordneten Dr. Reinhart sagen, und 
ich bedaure, daß er persönlich nicht da ist. Ich 
komme aber dennoch nicht umhin, auf einige 
seiner Bemerkungen zu Beginn ·· seines De­
battenbeitrages einzugehen. 

Der Abgeordnete Dr. Reinhart hat zum Aus­
druck gebracht, eigentlich müsse man der 
OVP-Fraktion im Unterausschuß den Vorwurf 
machen, daß sie die Beratungen verzögert 
haben. Nun, ich glaube, wir brauchen diesen 
Vorwurf nicht allzu ernst nehmen. Denn j eder­
mann, der hier dabei war, weiß wohl, daß es 
sich. um sehr schwierige Materien gehandelt 
hat und daß auch sehr gründlich gearbeitet 
worden ist. Und wenn man ein Gesetz, das 
bereits seit 1 803 besteht, wieder einmal ab­
ändert und es wieder möglichst viele Jahr­
zehnte Geltung haben soll, dann ist sehr wohl 
am Platze, daß gründlich gearbeitet wird. 
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Im übrigen möchte im sagen, daß wir sehr 
viele Situationen im Unteraussmuß hatten, 
wo die sozialistische Mehrheit im Unteraus­
schuß als schweigende Mehrheit dagesessen ist 
und die Hauptarbeit der OVP-Fraktion und 
dem Herrn Vorsitzenden Zeillinger über­
lassen wurde. Das möchte ich heute hier 
audl sagen. (Beifall bei der OVP.) Deswegen 
trägt auch von den 1 55 Änderungen, die im 
Unterausschuß vorgenommen worden sind, 
der allergrößte Teil die Handschrift der Volks­
partei, und wir haben uns deswegen über das 
gesamte Strafrecht geeinigt, mit Ausnahme der 
Paragraphen über die Abtreibungsgesetz­
gebung. 

Wenn man uns also hier den Vorwurf 
machen will, daß wir verzögert hätten, dann 
lassen wir uns das ohne weiteres gefallen, 
weil wir der Meinung sind, daß es der Quali­
tät entsprechend war, daß man gründlich ge­
arbeitet hat. 

Im übrigen wäre es nicht uninteressant zu 
hören, was etwa der Herr Justizminister der 
OVP-Fraktion im Unterausschuß für ein Zeug­
nis ausstellt. 

Des weiteren hat sich der Abgeordnete 
Dr. Reinhart darüber beklagt, daß der 
Abgeordnete Dr. Hauser die sozialistisme 
Fraktion aufgefordert habe, etwas mehr Demo­
kratie zu pflegen. 

Nun, meine sehr geehrten Damen und 
Herren von der linken Seite, Sie haben vom 
legalen Recht, das möchte im betonen, von 
den 51 Prozent Gebrauch gemacht. Das ist 
ohne weiteres zulässig. Wir glauben aber 
nicht, daß Sie bei der Bevölkerung die 51 Pro­
zent für die Fristenlösung hinter sich haben. 
Ob das dann ebenso nom demokratism ist, das 
möchte im dahingestellt sein lassen. (Beifall 
bei der OVP. - Zwischenrufe bei der SPO.) 
Ich habe lediglim behauptet, daß ich daran 
zweifle, daß Sie in der Bevölkerung die 51 Pro­
zent für die Fristenlösung hinter sim hatten, 
und zwar mit allem Grund darf ich das be­
zweifeln. 

Herr Bundesminister Dr. Broda!  Ich muß 
noch auf eine Frage in der Debatte bei der 
Beratung des Strafgesetzentwurfes zurück­
kommen. 

Der Abgeordnete Dr. Withalm hatte Sie, 
Herr Bundesminister, aufgefordert, dem öster­
reichischen Volk sehr klar zu sagen, wieso 
Sie plötzlich und überraschend beim Villamer 
Sozialistischen Parteitag auf die Fristenlösung 
eingeschwenkt sind, also pr,aktisch Ihrer 
eigenen Regierungsvorlage in diesen Punkten 
davongelaufen sind. Der Herr Justizminister 
hat dann daraufhin eine sehr klare Antwort 
gegeben, indem er sagte : "Mein sogenannter 

Bewußtseinswandel von der erweiterten medi­
zinischen Indikation zur Fristenlösung war 
nicht ganz so introvertiert, wie behauptet 
wurde." In einem Interview mit der "Kleinen 
Zeitung" in Graz habe der Justizminister, wie 
er sagte, die Befürchtung ausgesprochen, "daß 
dem Vorschlag einer Indikationenlösung weit­
gehend der Boden entzogen werden könnte 
und daß es eine neue Situation sm affen würde, 
wenn die Ärzte meinen, daß man ihnen im 
Zusammenhang mit der Indikationenlösung 
zuviel abverlangt. Das alles war aber vor 
dem Villacher Parteitag." Das sagte der Herr 
Justizminister ganz eindeutig. 

Im Anschluß dar,an hat der Herr Bundes­
kanzler Dr. Kreisky als Abgeordneter das 
Wort ergriffen und hat unter anderem aus­
geführt - ich entnehme das der "Parlaments­
korrespondenz" -, er sei selber überrascht 
gewesen über das Echo, das diese Frage am 
Villacher Parteitag gefunden habe, und es sei 
also geradezu von einer eruptiven Bewegung 
zu sprechen gewesen ; der Herr Bundeskanzler 
könne den Justizminister durchaus verstehen, 
daß er sich dem von der überwältigenden 
Mehrtheit des wichtigsten und größten Gremi­
ums der SP eingenommenen Standpunkt ge­
beugt habe. 

Nun frage ich :  Welcher Standpunkt stimmt? 
Stimmt der, den der Herr Bundesminister hier 
dargetan hat, oder stimmt der, den der Herr 
Bundeskanzler Dr. Kreisky in seiner Eigen­
smaft als Abgeordneter hier dargetan hat? 
Warum für uns diese Frage wichtig ist? Des­
halb, weil das Parlament sicherlich Wert 
darauf legen darf, daß man einen Bundes­
minister für Justiz hat, der glaubwürdig ist, 
ganz gleich, welche Partei den Justizminister 
stellt. Deswegen stelle ich neuerdings diese 
Frage, Herr Justizminister. Ich glaube, es wäre 
notwendig, daß auch diese Frage noch auf­
geklärt wird. 

Im übrigen hat sich der Herr Bundeskanzler 
dann eingehend und breit mit dem Verhältnis 
der Sozialistischen Partei zur katholischen 
Kirche befaßt. Der Bundeskanzler hat da unter 
anderem gemeint, daß es in Osterreim nie 
wieder ein von Emotionen belastetes Ver­
hältnis zur römisch-katholischen Kirche geben 
dürfe, es gäbe heute ein gutes Verhältnis 
zwischen den Gewerkschaftsführern und der 
Kirche, und die guten Beziehungen hätten 
sich deshalb entwickelt, weil sich die katho­
lische Soziallehre in weiten Bereichen mit den 
sozialpolitischen Auffassungen deckt, die die 
Sozialisten vertreten. So sagte der Herr Bun­
deskanzler. 

Nun, ich gebe zu : in weiten Bereichen. Aber 
nicht im grundsätzlichen, meine Damen und 
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Herren, und das scheint mir das entschei-

I
lassen, es werde kräftiger Finanzierungsstöße 

dendste zu sein. Denn die sozialistische Sozial- bedürfen. Herr Bundesminister, Sie sagen das 
lehre fußt nur im Irdischen. Die katholische bereits j ahrelang. Sie sagen es j ahrelang, und 
Soziallehre geht ins Metaphysische ; allerdings, ich kann mir nicht vorstellen, daß der gesamte 
im Irdischen fußend lauf dem G ebot der Liebe. Strafvollzug in asterreich nicht ernsthaft ins 
Das ist das, was uns im grundsätzlichen unter- Gedränge kommen sollte, wenn hier finanziell 
scheidet. nicht vorgesorgt wird. Oder, Herr Bundes­

Im übrigen möchte ich es der römisch­
katholischen Kirche selber überlassen, ihren 
Standpunkt zur sozialistischen Soziallehre zu 
präsentieren. Ich habe hier nur meine per­
sönliche Meinung dazu gesagt. 

Die Frau Berichterstatter hat berichtet, daß 
dem Justizressort im Jahre 1 974 1 Milliarde 
und 94 1 Millionen Schilling zur Verfügung 
stehen ; das sind um 245 Millionen oder 
1 4 ,4 Prozent mehr als im heurigen Jahre. Von 
diesem Mehr entfallen 152 Millionen 'auf den 
Personalaufwand und 93 Millionen auf den 
Sachaufwand. Im Sachaufwand geht es vor 
allem um die zusätzlichen Mittel für die 
Schallträger im zivilgerichtlichen Verfahren 
und um gewisse Sicherheitseinrichtungen im 
Strafvollzug. 

Insgesamt - ich berufe mich hier auf die 
"Parlamentskorrespondenz" - entfallen auf 
das Kapitel Justiz vom gesamten Bundeshaus­
halt 1 974 1 ,2 Prozent, also wieder genau 
1 ,2 Prozent wie im Jahre 1 973. 

Warum ich das sage? Es ist das Strafgesetz 
beschlossen worden. Es kommt mit 1 .  Jänner 
1 975 der Maßnahmenvollzug. Der Bundes­
minister hat selbst dar,auf hingewiesen, daß 
500 Millionen Schilling für notwendige Adap­
tierungsmaßnahmen in den bestehenden Straf­
vollzugsanstalten erforderlich wären. Der 
Bundesminister hat die Absicht, mit 1 .  Jänner 
1 975, wenn die Arbeitshäuser in asterreich 
mit Ende des Jahres 1974 aufgelassen sein 
werden, das Arbeitshaus Suben als Anstalt 
zur Unterbringung gefährlicher Rückfallstäter 
in Anspruch zu nehmen. Wir entnehmen dem 
schriftlichen Bericht des Herrn Bundes­
ministers, daß für diese Adaptierungsarbeiten 
50 Millionen Schilling notwendig sein werden. 
Es ist im Bundesvoranschlag für diese notwen­
digen Adaptierungen überhaupt kein Schil­
ling zu finden, obwohl diese Maßnahme mit 
1 .  Jänner 1 975, wie mittlerweile bereits be­
schlossen, in Kraft treten soll. Im übrigen 
bräuchte der Justizminister für die neu zu 
errichtenden Sonderanstalten zur Unterbrin­
gung von entwöhnungsbedürftigen und der 
geistig abnormen Rechtsbrecher 850 Millionen 
Schilling. 

Dann sagt der Bundesminister, diese Finan­
zierung werde sich mit den bisherigen kon­
ventionellen Methoden nicht bewerkstelligen 

minister, haben Sie vielleicht auch vor, das 
österreichische Volk zu befragen, was etwa 
der Strafvollzug den asterreichem wert ist? 
Ich weiß es nicht. 

Im übrigen haben wir gemeinsam beschlos­
sen, die Volljährigkeitsaltersgrenze von 
21 auf 19 Jahre herabzusetzen. Damit hat sich 
der Finanzminister 400 Millionen Schilling im 
Jahr an Steuereinnahmen verschaffen können. 

Die OVP-Fraktion hatte beantragt, dieses 
Geld den Familien zu widmen. Aber die 
sozialistische Regierungsfraktion hat das ab­
gelehnt. 

Aber wenn hier schon Geld dem Finanz­
minister zufällt auf Grund von Beschlüssen, 
die aus dem Justizausschuß kommen, könnten 
Sie vielleicht, Herr Bundesminister, mit etwas 
größerem Nachdruck dem Herrn Finanz­
minister gegenüber auftreten. Ich würde Ihnen 
diesbezüglich etwas mehr Erfolg wünsdIen, 
weil wir bezüglich der Gesetze, die wir, was 
das Strafrecht anlangt, zumindest in zweiter 
Lesung mitbeschlossen haben, selbstverständ­
lich auch dafür eintreten, daß die dafür not­
wendigen Maßnahmen gesetzt werden, damit 
diese Gesetze audI dann nach dem Willen des 
Gesetzgebers vollzogen werden können. 

Im übrigen vielleicht ein Hoffnungsschimmer 
für die Zukunft: Wenn dann ab 1 .  Jänner 1 975 
insbesondere die kurzen Freiheitsstr,afen weit­
gehend durch Geldstrafen verdrängt sein 
werden, wird also wieder einiges Geld zusätz­
lich einlaufen. Ich fürchte, das wird wiederum 
der Finanzminister kassieren. Wäre es nicht 
vielleicht doch sinnvoll und denkbar - Herr 
Bundesminister, ich möchte Ihre Bestrebungen 
dabei sogar unterstützen -, daß man sagt, 
wenn hier G eld hereinkommt, dann soll dieses 
Geld irgendwie zweckgebunden für eine bes­
sere Sicherheit des österreichischen Volkes 
investiert werden? Das wäre auch ein sehr 
vernünftiger Zweck. 

Im übrigen wissen wir, daß der Strafvollzug 
in Osterreich auch etwas kostet. Wenn laufend 
im Durchschnitt etwa 8600 Menschen in Oster­
reich in den Str,afgefängnissen sitzen und wenn 
wir wissen, daß im Jahre 1974 ein Tag Straf­
vollzug eines Häftlings dem österreichischen 
Steuerzahler immerhin mehr als 150 S kostet, 
dann schlägt man hier zwei Fliegen auf einen 
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Schlag, wenn man sagt : Weg von diesen 
sicherlich eher schädlichen kurzfristigen Frei­
heitsstrafen und hin zur Geldstrafe! 

Ich meine, Herr Bundesminister, daß sich 
hier auch ein Weg auftun könnte, die not­
wendigen Investitionsmaßnahmen für den 
Strafvollzug tatsächlich zu tätigen. 

Nun komme ich, Herr Bundesminister, noch 
auf eine Frage zurück, die ich bereits vor 
einem Jahr aufgeworfen habe; ich kann mich 
nicht erinnern, daß Sie sich dazu geäußert 
hätten. Es dreht sich um die Reform der Ge­
richtsorganisation. Ich weiß, daß die Abge­
ordneten momentan sicherlich niCht scharf 
darauf sind, etwa weitere Regierungsvorlagen 
auf den Tisch zu bekommen. Wir haben im 
Justizausschuß bei Gott noch genug zu tun. 
Aber Vorarbeiten können ohneweiters im 
SChoße des Ministeriums dafür geleistet 
werden. 

politischen Bereich geschieht, drucken lassen 
- durchaus in Ordnung -, dann müßte 
es auch möglich sein, unter Aufwendung von 
verhältnismäßig geringen finanziellen Mitteln 
dort etwa auch eine neue, vollständige und 
verfassungsmäßig richtige Auflage der soge­
nannten GO den Justizbeamten an die Hand 
zu geben. 

Im übrigen habe ich Ja im Vorjahr schon 
feststellen müssen, daß neuerdings im Novem­
ber der § 1 93 und folgende der GO beim 
Verfassungsgerichtshof angefochten waren. Ich 
weiß nicht, ob wieder einige Paragraphen der 
Geschäftsordnung aufgehoben worden sind. 
Hier gibt es Probleme, die kaum mehr auf­
schiebbar wären. Ich meine, Herr Bundes­
minister, daß es schon notwendig wäre, sich 
damit zu befassen. 

Dann möchte ich noch auf eine Frage zu­
rückkommen, die ich im Ausschuß kurz ange­
zogen habe, und zwar im Zusammenhang mit 

Es ist wiederholt bereits festgestellt worden, der 2. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1 973 
daß die derzeitige Gerichtsorganisation an sich hinsichtlich der staatsanwaltschaftlichen 
ein juristischer Trümmerhaufen ist ; er wird Dienstposten. In dieser Novelle ist unter 
verschiedentlich als solcher bezeichnet. Das anderem vorgesehen, daß die Dienstposten der 
geltende Gerichtsorganisationsgesetz stammt Leiter der Staatsanwaltschaften am Sitz eines 
immerhin aus dem Jahre 1 896. Wir haben also 
noCh eine ziemlich zentralistische GeriChts­
organisation in Osterreich. Die Reformen 
haben sich immer nur auf Teilgebiete be­
schränkt und wie neuerdings praktisch irgend­
wie zur Zersplitterung des GeriChts­
organis,ationswesens beigetragen. 

NiCht unerwähnt lassen möChte ich erheb­
liChe verfassungsrechtliche Bedenken gegen 
die derzeitige GeriChtsorganisation. ICh möchte 
im einzelnen nicht darauf eingehen, möchte 
aber doch meinen, Herr Bundesminister, daß 
es nicht uninteressant wäre, nachdem Sie be­
reits im Vorjahr sagten, daß tatsächlich aller­
hand Vorarbeiten bereits geleistet wurden. 
Im übrigen sagten Sie richtig, man könne 
dem Parlament auch nicht so viel zumuten. 
Vielleicht könnten wir doch etwas über die 
Konturen Ihrer diesbezüglichen Vorarbeiten 
erfahren. 

Ein weiteres Problem, das wir auch schon 
vor einem Jahr angezogen haben, ist di'e soge­
nannte GO, also die GesChäftsordnung der 
Gerichte erster und zweiter Instanz. Uns ist 
berichtet worden, daß die Justizbeamten, die 
damit zu tun haben, kaum eine vollständige 
und riChtige Ausgabe dieser GO in der Hand 
haben. Es gibt wohl eine sehr teure Ausgabe, 
die bei Manz zu haben ist; die wird sicher­
lich zu kostspielig sein. Aber wenn Sie, Herr 
Bundesminister, in der Strafvollzugsanstalt 
Stein diese Broschüren zur Information der 
Bevölkerung über das, was im rechts-

Landesgerichtes oder von StaatsanwaltsChaften 
mit mindestens fünf Staatsanwälten in die 
Standesgruppe 5 kommen sollen. Ist also im 
Dienstpostenplan für diese etwa zehn neuen 
Dienstposten vorgesorgt? 

Noch eine weitere Frage. Es sollen Dienst­
posten des Ersten Oberstaatsanwaltstellvertre­
ters in die Standesgruppe 5 kommen, wenn 'bei 
der betreffenden Oberstaatsanwaltschaft min­
destens drei Dienstposten systemisiert sind. 
Bei der Oberstaatsanwaltschaft Linz, also nur 
Linz und Salzburg, sind drei Dienstposten 
systemisiert, bei der Oberstaatsanwaltschaft 
Innsbruck aber nur zwei. Begreiflicherweise 
fühlt sich die Oberstaatsanwaltschaft in Inns­
bruck benachteiligt. Wir reden nicht mehr da­
von, daß seinerzeit einmal die Rede war, auch 
das Bundesland Salzburg dem Oberlandes­
geridltssprengel Innsbruck einzuverleiben. Da­
von reden wir nicht mehr. Ich meine aber, daß 
zumindest das Obedandesgericht Innsbruck 
in dieser Frage niCht gegenüber dem Ober­
landesgericht Linz benachteiligt sein sollte. Ich 
würde Sie,  Herr Bundesminister, ersuchen, sich 
dafür zu verwenden. 

Noch einige Probleme zum Strafvollzug. Im 
Rechnungshofbericht ist zu lesen, daß man sich 
eingehend mit den Verhältnissen in der Straf­
vollzugsanstalt Garsten beschäftigt habe. Dort 
ist festgestellt worden, daß den Strafgefan­
genen sehr viele nicht kassenzulässige 
Medikamente verschrieben werden, daß sie 
also wesentlich besser gestellt sind als etwa 

87. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 39 von 51

www.parlament.gv.at



8540 Nationalrat XIII. GP - 87.  Sitzung - 4. Dezember 1 973 

Dr. Halder 
aktive Arbeitskräfte. Man hat sich im Justiz­
ministerium einfach darauf herausgeredet, der 
Arzt verschreibe sie und die Leute hätten nicht 
so viel Geld, daß sie sich die teuren, an sich 
nicht kassenzulässigen Medikamente kaufen 
könnten. Aber das wird wahrscheinlich an­
sonsten nur ein ganz geringer Teil der Staats­
bürger tun. 

Weiters war zu vernehmen, daß dort täglich 
etwa 50 kg Brot weggeworfen werden, in der 
Hauptsache Weißbrot, und daß es in der Straf­
anstalt Garsten zu 80 Prozent Weißbrot gäbe. 
Der zuständige Arzt sagt, er könne nicht so 
viele Magen- und Darmuntersuchungen durch­
führen, um festzustellen, ob wirklich alle 
Weißbrot brauchen. Nun hat das Ministerium 
in Aussicht gestellt, man werde die Brot­
ration etwas kürzen und dafür auf ,andere 
Lebensmittel umsteigen. Das schiene mir auch 
sinnvoll. 

In diesem Zusammenhang komme ich noch 
auf die Strafvollzugskommissionen zurück. Ich 
habe bereits im Ausschuß gefragt, Herr Bun­
desminister, ob das Justizministerium nicht 
doch zu den Berichten der Strafvollzugskom­
missionen in allen Bundesländern, die seit 
1. Jänner 1 972 auf Grund des neuen Straf­
vollzugsgesetzes eingerichtet sind, Stellung 
nehmen wolle.  Ich persönlich fungiere als Vor­
sitzender der Strafvollzugskommission für 
Tirol. Wir haben auch unsere Str,afanstalten 
bereist, haben unseren Bericht vorgelegt und 
haben da einige Anregungen hineingeschrie­
ben. Die Bereisung der Strafvollzugsanstalten 
hat im heurigen Jahr wieder stattgefunden 
- Sie werden den Bericht bekommen, Herr 
Bundesminister -, wir haben aber noch 
immer keine Äußerung über den ersten Be­
richt, über die Bereisung im Vorjahr. Daher 
s cheint es uns , daß diese Tätigkeit ziemlich 
"sinnvoll" ist, wenn man vom hohen Mini­
sterium nicht erfahren kann, ob man etwa 
die Anregungen aufgreifen will oder nicht. 

Ich möchte also doch darum bitten, Herr 
Bundesminister, daß das Bundesministerium 
für Justiz diesbezüglich engeren Kontakt mit 
den Strafvollzugskommissionen hält. 

Wir haben zum Beispiel darauf hingewiesen, 
daß es nicht recht praktisch ist, wenn in der 
Strafvollzugsanstalt selbst Strafvollzugs­
beamte wohnen, wenn auch im Frauentrakt, 
der in Innsbruck sehr st,ark unterbelegt ist, 
die Strafvollzugsbeamtinnen wohnen oder daß 
meinetwegen, wie gesagt, sehr viel Brot weg­
geworfen wird und daß im übrigen die Häft­
linge über ziemlich viel Geldmittel zu ver­
fügen scheinen. Wir können uns nicht 
erklären, woher sie eigentlich alle das Geld 

haben. Hier gibt es also wirklich gewisse 
Probleme, mit denen man sich ernstlich be­
fassen sollte. 

Ein weiteres Problem sind die Gefangenen­
häuser bei den Bezirksgerichten. Ich weiß, 
wir haben derzeit 25, das Ministerium beab­
sichtigt, 12 oder 13 davon aufzulassen. Wir 
würden in Tirol kaum etwas einwenden gegen 
die Auflassung des bezirksgerichtlichen Ge­
�angenenhauses in Reutte, wohl aber gegen 
die Auflassung des bezirksgerichtlichen Ge­
fangenenhauses in Kufstein. Dort haben 
immerhin 32 Häftlinge Platz, und der Durch­
schnittsbelag beträgt, j ahreszeitlich ver­
schieden, mindestens 15. ICh glaube also, daß 
das bezirksgeridltliche Gefangenenhaus in 
Kufstein tatsächlich in Zukunft gebraucht 
werden wird. 

Und nun möchte ich die anwesenden Damen, 
die etwas mehr von den Kosten der Mahl­
zeitenbereitung verstehen, etwas fragen. Die 
T,agessätze für die Mahlzeiten in den bezirks­
gerichtlichen Gefangenenhäusern sind etwas 
unterschiedlich. Die Mahlzeiten bereitet mei­
stens die Frau des örtlichen Gefangenen­
wärters. Sie muß mit dem Geld, das man ihr 
zubilligt, auskommen. Diese Tagessätze be­
tragen: 8,64 S, 7,76 S, 6,65 S plus 2,85 S für 
Brot und 7,76 S. 

Daß man im G efangenenhaus in Innsbruck 
mit 8, 1 1  S auskommt, das glaube ich, weil 
dort eine eigene Landwirtschaft dabei ist und 
daher die Nahrungsmittel teilweise aus der 
eigenen Landwirtschaft bezogen werden 
können. Aber in den bezirksgerichtlichen Ge­
fangenenhäusern ist mit derart niedrigen 
Tagessätzen für die Tagesverpflegung unmög­
lich das Auslangen zu finden. Letztlich geht 
das wirklich auf Kosten der Aufseherfamilie.  
Es ist durchaus nicht selbstverständlich, wenn, 
wie wir es von Lienz hörten, die Aufseher­
familie grundsätzlich genau dasselbe ißt wie 
die Strafgefangenen. Das ist sicherlich nicht 
selbstverständlich, aber sie werden es fast 
tun müssen, weil man mit so wenig G eld beim 
besten Willen einfach nicht das Auslangen 
finden kann. 

Das wären Probleme, Herr Justizminister, 
die wir gerne mit Ihnen besprechen wollten. 
Sie haben es zugesagt, ich bin überzeugt, Sie 
werden die Gelegenheit schaffen, und es wird 
wahrscheinlich im Interesse des Strafvollzuges 
gelegen sein, daß man diese offenen Fragen 
diskutiert. 

Nun sagten Sie, Herr Bundesminister, am 
29. November, also in der vergangenen 
Woche, im Zusammenhang mit der Strafrechts­
reform, der Gesetzgeber habe sich über alle 
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Grundsätze geeinigt, die jetzt in der Praxis 
durchzuführen sind, um die Menschen unserer 
Zeit besser vor einem sozi al schädlichen Ver­
halten zu schützen und auch um mehr Ver­
ständnis für den Rechtsbrecher zu erwecken, 
eine Ansicht, die man ohne weiteres ver­
treten kann. Aber es ist nicht diese Ansicht 
allein. Ich glaube, man müßte schon in diesem 
Zusammenhang auch dazusagen, daß es ein 
zweites sehr legales Bedürfnis in Osterreich 
gibt, und das ist das Schutz- und Sicherheits­
bedürfnis des österreichischen Volkes. Das 
möchte ich in diesem Zusammenhang anbrin­
gen. 

Ich habe vergangene Woche einige Ziffern 
aus der Kriminalstatistik und aus der Polizei­
statistik genannt und habe gesagt, daß 
zwischen 1 953 und 1970 die Anzahl der be­
kanntgewordenen Straftaten in Osterreich 
um 47 Prozent angestiegen ist - das sind 
nicht nur Verbrechen, sondern da sind Ver­
gehen und Ubertretungen dabei -, daß ,aber 
die Anzahl der Verbrechen im gleichen Zeit­
raum um 1 06 Prozent gestiegen ist, während 
hingegen die Aufklärungsziffer bei Ver­
brechen in diesen 17 Jahren von 1953 bis 1970 
von 83 auf 51 Prozent abgesunken ist . 

Das gibt sehr wohl zu denken. Denn was 
nützen die Strafdrohungen in einem Straf­
gesetz , wenn man der Täter nicht habhaft 
werden kann? Insofern war es sicherlich nicht 
uninteressant, sich der Mühe zu unterziehen, 
die im Parlament immer noch ruhenden Sicher-

tät, in dem herkömmlicherweise eine Gefähr­
dung oder Beeinträchtigung der inneren 
Sicherheit erblickt wird. Er behandelt also 
hauptsächlich die Verbrechensgruppen gegen 
Leib und Leben, gegen die Sittlichkeit und 
gegen das Vermögen. Das sind die wesentlich­
sten. 

Innerhalb dieser drei Verbrechensgruppen 
werden wieder jene Tatbestände besonders 
behandelt, die eine empfindliche Beeinträchti­
gung der öffentlichen Sicherheit darstellen 
können. Darüber hinaus befaßt sich der Bericht 
in dankenswerter Weise besonders mit den 
Suchtgiftdelikten, mit der Kriminalität in den 
Bundesländern und mit den Kraftfahrzeug­
diebstählen. 

Nun einige Ziffern, wenn ich sie voraus 
nennen darf. Im Jahre 1 972 sind bekannt­
geworden an Verbrechensdelikten gegen Leib 
und Leben - ausdrücklich nur Verbrechen, 
nicht Ubertretungen und Vergehen - 3459. 
Verurteilungen wegen Verbrechen gegen 
Leib und Leben gab es im Jahre 1972 nur 
1 2 1 9. Verbrechensfälle gegen die Sittlichkeit 
sind im Jahre 1972 2334 bekanntgeworden i 
Verurteilungen wegen Verbrechens gegen die 
Sittlichkeit gab es nur 550. Und die bekannt­
gewordenen Verbrechensfälle gegen das Ver­
mögen haben die enorme Ziffer von 93.060 
erreicht. Es gab aber nur 12 . 106 Ver­
urteilungen. Das heißt also, daß die Auf­
klärungsziffer bei Vermögens delikten überaus 
verschwindend geworden ist. 

heitsberichte der Bundesregierung für die Wir werden gleich sehen, wie sich das im 
Jahre 1972 und 1971 anzusehen, wie es denn Laufe der Jahre entwickelt hat und ob es in 
wirklich derzeit damit steht. Hier haben wir Osterreich mit der Sicherheit der Bevölkerung 
immerhin die Ziffern nicht nur für 197 1 ,  son- besser oder schlechter wird. Ich muß leider 
dern auch für 1972 zur Verfügung. sagen, daß es von Jahr zu Jahr schlechter 

Dieser Sicherheitsbericht wird teilweise vom 
Bundesministerium für Justiz und zum 
größeren Teil vom Bundesministerium für 
Inneres erstellt. Er 'behandelt, soweit er die 
Justiz betrifft, in der Hauptsache die Probleme 
des Strafvollzugs. Von den Berichten über den 
Strafvollzug liegen auch zwei im Hause, sie 
sind auch noch nie im Ausschuß und im Plenum 
behandelt worden. Die Probleme des Strafvoll­
zugs sind also wirklich in Verzug gekommen. 
Deswegen muß ich heute die Aufmerksamkeit 
des Hohen Hauses doch auch auf einige dieser 
Dinge lenken. 

Wie steht es also mit der Sicherheit des 
österreichischen Volkes vor Verbrechern und 
Verbrechen? Diese Frage möchte ich hier stel­
len. 

Der Sicherheits bericht der Bundesregierung 
für das Jahr 1 972 wie auch die früheren be­
faßten sich mit jenem Ausschnitt der Kriminali-

geworden ist. Daher hat hier endlich einmal 
einiges zu geschehen, damit man dieser Ent­
wicklung Einhalt gebieten kann. 

Ich möchte mich nun ganz kurz zuerst mit 
den Verbrechen gegen Leib und Leben be­
schäftigen. Hier ist der große B ereich der 
schweren Körperbeschädigungen mit 3 1 36 im 
Jahre 1 972 bekanntgewordenen Fällen, das 
sind 96 Prozent dieser Deliktgruppe ; 
30 Mordfälle, 80 Mordversuchsfälle und 
40 Fälle von Totschlag. Die Aufklärungsquote 
war 93 Prozent, also verhältnismäßig gut. 

Wenn wir die graphische Darstellung an­
sehen, die dem Sicherheitsbericht für 1972 bei­
gelegt ist, dann finden wir, daß die Dunkel­
ziffer, also die Ziffer jener bekanntgewordenen 
Verbrechensfälle gegen Leib und Leben, die 
nicht aufgeklärt werden konnten, im Jahre 
1972 am höchsten ist. Für 1953/54, dann 1957, 
1 958 und 1959 eine 1 00prozentige Aufklärung, 
im Jahre 1972 ist diese Ziffer am niedrigsten 
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seit 1 953, seitdem wir überhaupt Unterlagen 
darüber haben. 

Nun die Verbrechen gegen die Sittlichkeit. 
Insgesamt sind 1 982 Verbrechensfälle bekannt­
geworden. Hauptsächlich sind es Fälle der 
Schändung und der echten und unechten Not­
zucht, also die §§ 1 25 bis 1 28 des bisher gel­
tenden Strafgesetzes. Aufklärungsziffer 85 bis 
93 Prozent, also auch noch verhältnismäßig 
erträglich. 

Interessant ist hier allerdings die soge­
nannte besondere Kriminalbelastungszifferj 
das ist jene Ziffer, die angibt, wie viele De­
likte in einer Altersgruppe auf 100.000 Ein­
wohner in Osterreich entfallen. Bei den über 
25jährigen beträgt die Ziffer 1 7 , bei den Jung­
erwachsenen von 2 1  bis 25 Jahren 16, bei den 
Heranwachsenden von 1 8  bis 21 Jahren 84, bei 
den Jugendlichen von 14 bis 18 Jahren auch 
noch 90, und nur bei den strafunmündigen 
Kindern von 6 bis 1 4  Jahren ist die Ziffer 2 .  

Nun zu den Verbrechen gegen das Ver­
mögen, und das ist die weitaus wichtigste 
Gruppe von allen. Hier wurden untersucht 
Diebstahl, Raub und Betrug, das sind 99 Pro­
zent der Verbrechensfälle gegen das Ver­
mögen. Hier dominiert das Verbrechen des 
Diebstahls mit 84. 1 21 Fällen, die im Jahre 1 912 
den Sicherheitsorganen bekanntgeworden 
sind. Davon 51.16 1 Einbruchsdiebstähle - eine 
ganz enorme Ziffer I Weiters gab es 161 Raub­
fälle und 681 1  Betrugsfälle. Aufklärungsziffer: 
beim Betrug 98,4 Prozent, also sehr hoch, beim 
Raub 60,4 Prozent, aber beim Diebstahl ein­
schließlich Einbruchsdiebstahl nur 21,9 Pro­
zent. Das, meine Damen und Herren, ist 
erschütternd I 

Wenn wir nun auf die Vergleichstabelle 
blicken, wie es bei den Delikten gegen die 
Sittlichkeit aussieht, dann sehen wir wieder 
im Jahre 1 912 die geringste Aufklärungsziffer, 
also die höchste Anzahl an nichtaufgeklärten 
Verbrechensfällen gegen die Sittlichkeit von 
all den Jahren seit 1 953. (Abg. Dr. T u  1 1: 
Das gehört zum Kapitel Inneres!) 

Nein, das gehört genauso hierher, denn 
wenn man ein Strafrecht beschließt, will man 
auch haben, daß das Strafrecht tatsächlich an­
gewandt wird. Ich sagte schon, daß es nicht 
viel Sinn hat, mit Strafdrohungen vorzugehen, 
wenn man der Täter nicht habhaft werden 
kann. Im übrigen habe ich ges,agt, daß auch 
das Justizministerium am Sicherheitsbericht 
beteiligt ist. Und gerade die Gegenüber­
stellung der Ziffern, die vom Innenministerium 
kommen, und der Ziffern über die tatsächlichen 
Verurteilungen ist besonders interessant. 
(Abg. Dr. T u  J 1: Es muß nicht unbedingt alles 
heute sein!) 

Es gäbe noch elmges zu sagen, und es ist 
ohne weiteres möglich, das beim Kapitel 
Inneres noch ausführlicher zu behandeln. (Abg. 
Dr. T u  J J: Es kommt ja noch der Sicherheits­
berichtf) Diese Frage ressortiert nun einmal 
in beide Ministerien, und ich nehme für mich 
das Recht in Anspruch, nachdem wir vor kur­
zem das Strafgesetz beschlossen haben, daß 
ich mich auch darum kümmere, wie es mit der 
Kriminalität in Osterreich steht, ob das 
Schutz- und Sicherheitsbedürfnis der öster­
reichischen Bevölkerung auch nur annähernd 
gewahrt ist! (Beifall bei der OVP.) Ich muß 
leider sagen : Nein, unzufriedenstellend. 

Ich habe hier noch eine Darstellung über die 
Verbrechensdelikte gegen das Vermögen. 
(Der Redner weist Beilage 5 a vor.) Die grau 
schraffierten Säulen sind die unaufgeklärten 
Fälle, das andere die .aufgeklärten. Sie sehen 
hier, daß neuerdings im Jahre 1 912 die Zahi 
der nichtaufgeklärten Verbrechen seit 1953 
weitaus die höchste ist. (Abg. Dr. T u  J J: Oster­
reich gehört zu den sichersten Ländern der 
Welt!) Ich komme gleich darauf zurück, Herr 
Abgeordneter Dr. Tull. 

Was die Suchtgiftdelikte anlangt, sagt diese 
Aufstellung alles. 1 951 waren es noch sehr 
wenig, etwa 50. Im Jahre 1912 waren es ins­
gesamt aber schon 1 603 Fälle, und dabei inter­
ess·anterweise hauptsächlich bei den Jugend­
lichen und bei den Heranwachsenden j sie 
stellen bei den Suchtgiftdelikten das Haupt­
kontingent. Wenn man im Bericht feststellt, 
daß die prozentuelle Zunahme im Sinken ist, 
dann ist das ein schwacher Trost, wenn die 
Zahl der Suchtgiftdelikte absolut von Jahr 
zu Jahr ganz gehörig ansteigt. Wenn es 1911 
1490 waren und 1912 1 603, dann ist das immer­
hin sehr bedeutsam, und ich glaube, das müßte 
alle mit diesen Dingen befaßten Behörden 
interessieren. 

Ich will nun nicht mehr die Anzahl der 
bekanntgewordenen Verbrechensdelikte und 
die Anzahl der Verurteilungen wiederholen, 
ich habe es eingangs bereits gesagt. 

Aber doch noch einige Bemerkungen zur 
Kriminalität in den Bundesländern. Es ist ganz 
interessant, wie das ausschaut. Bei den Ver­
brechen gegen Leib und Leben ist die 
Kriminalitätsbelastungsziffer am geringsten in 
Tirol mit 4 1 ,4 und am höchsten in Kärnten 
mit 50,1, bei Verbrechen gegen die Sittlich­
keit ,am geringsten im Burgenland mit 1 5,8 und 
am höchsten in Oberösterreich mit 31 ,8, und 
bei Verbrechen gegen das Vermögen ist die 
KriminaIitätsbelastungsziffer am geringsten im 
Burgenland mit 280,1 und weitaus am höchsten 
in Wi en mit 2101. (Abg. S k r  i t e  k: Das is t 

87. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)42 von 51

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 87. Sitzung - 4. Dezember 1973 8543 

Dr. Halder 

in jeder Großstadtl) Es folgen Salzburg mit 
1 450 und Tirol mit 1 200. Es mag sein, daß in 
diesen Bundesländern der ausgedehntere 
Fremdenverkehr eine gewisse Rolle spielt, im 
kann es mir sonst nicht gut erklären. 

Der Abgeordnete Dr. Tull hat vorhin einen 
Zwischenruf gemacht. Sie beziehen sich offen­
bar auf eine Erklärung des Wiener Polizei­
präsidenten, über die vor kurzem im "Kurier" 
berichtet wurde. Es heißt dort, daß Wien die 
siCherste Millionenstadt sei. Ich weiß nicht: 
Wenn von 84.000 Vermögensverbrechensdelik­
ten in Osterreim die Aufklärungsziffer 27 Pro­
zent beträgt und in Wien nur 19 Prozent, dann 
kann ich mir nicht vorstellen, daß Wien wirk­
lich eine so simere Stadt sein soll. (Abg. Dok­
tor T u  1 1: In Tirol gibt es eben keine Millio­
nenstadt!) 

Ich weiß nimt, ob es richtig ist, was der Herr 
Polizeipräsident dann nom einmal bekräftigt: 
"Doch ich glaube, auf Grund unserer Anstren­
gungen kann man sicb in Wien tatsämlim 
aum nach zwanzig Uhr nom ruhig auf die 
Straße begeben. Ich behaupte es noch einmai : 
Wien ist zur Zeit die sicherste Millionenstadt. " 

Das stimmt simerlim, wenn wir mit Kal­
kutta und Bombay vergleichen, aber wir 
müssen vergleimbare, meinetwegen euro­
päisme Millionenstädte heranziehen. Im bin 
überzeugt, daß es woanders schlemter sein 
wird, und Wien wird verhältnismäßig gut 
liegen, aber ich sage noch einmal : Eine Auf­
klärungsziffer von 19 Prozent in Wien bei den 
Vermögensverbrechensdelikten ist doch 
erschütternd! (Abg. Dr. T u  1 1: Wie schaut es 
in anderen Millionenstädten aus?) 

Den Beweis hiefür liefern die Zeitungen 
von heute, Sie braumen nur nachzulesen. Zum 
Beispiel im "Kurier" : "Einbrecher im Blitz­
licht" .  Ein Geschäftsmann in der Mariahilfer 
Straße hat fünfmal einen Einbruch erleben 
müssen, und die Polizei hat nichts unter­
nommen, bis er sich selbst auf die Lauer 
gelegt und den Einbremer um zwei Uhr früh 
erwischt hat. Zufällig hat er dann einen 
Polizisten getroffen, der den Mann festhielt 
und der Funkstreife übergab. 

Ich weiß nicht, ob solche Fälle in Wien 
öfter vorkommen, jedenfalls kann man nimt 
sagen, daß Wien die sicherste Stadt der Welt 
ist. Wir würden es alle wünschen, wenn dem 
so wäre. Wir sind aber dazu da, salmen 
Problemen ins Auge zu sehen und zu über­
legen, was man tun kann. 

Wenn hier aus dem Parlament heraus der 
Exekutive gegenüber gewisse Anregungen 
oder Wünsche vorgebracht werden, dann k·ann 
das nur nützlich sein. (Abg. Dr. T u  1 1 : Mor-

gen!) Ich bin der Meinung gewesen, daß es 
sinnvoll ist, sich damit zu beschäftigen. 

Im Bericht sind eine ganze Reihe von Maß­
nahmen zur Verbesserung der Verbrechens­
verhütung und zur Aufklärung vorgeschlagen. 
Sie sind alle sehr bemerkenswert, nur eines 
möchte ich schon sagen : Wenn man versmie­
dentlich den Sicherheitsorganen - zu Un­
recht - den Vorwurf machen wollte, ·sie wür­
den sich vielleicht zuwenig kümmern, dann 
müßte ich das sofort zurückweisen. 

Es gibt aber hier ein echtes Problem. Wenn 
man sich mit Sicherheitsorganen darüber 
unterhält, wird man herausbekommen, daß die 
Leute mitunter Angst haben, wenn sie von 
derartig gemeingefährlichen Verbrechern an­
gegangen werden. Wir haben den Notwehr­
paragraphen im neuen Strafrecht abgeändert, 
weil man einfach dem Angegriffenen nicht 
zumuten kann, in Sekundenschnelle zu ent­
scheiden, eine Interessensabwägung vorzu­
nehmen, ob ihm nur ein geringer Nachteil 
droht. 

Ich meine, daß in einer solchen Frage den 
Sicherheitsorganen, die oft nicht wissen, wie 
sie reagieren sollen, mehr Schutz gebührt als 
dem, der mutwillig in verbremerismer Absimt 
einen .anderen Menschen angeht. (Abg. Dok­
tor T u  1 1: Das müssen Sie morgen vor­
bringen!) 

Im habe eben vom Notwehrparagraphen ge­
sprochen. Gehört denn das Strafrecht nicht 
zum Bereich der Justiz? 

Herr Abgeordneter Dr. Tull!  Ich habe das 
Gefühl, daß Ihnen diese Ausführungen, die im 
hier im Interesse einer besseren Sicherheit des 
österreichischen Volkes dartun mußte, nicht 
gerade sehr angenehm waren. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. T u  1 1.) Infolgedessen waren sie 
meiner Meinung nach notwendig und richtig. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Kriz. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Kriz (SPO) : Hohes Haus! Ich 
und viele andere Abgeordnete haben den Tira­
den unseres Dr. Halder nicht zur Gänze fol­
gen können. Ich habe versucht, die Probleme, 
die er jetzt in seinen Ausführungen gebramt 
hat, mitzuschreiben. Im bin auf zirka 1 00 Pro­
bleme gekommen. Im glaube, Herr Doktor 
Halder, es ist des Guten zuviel gewesen. Man 
will Ihnen natürlich antworten. Sie haben 
selbst den Herrn Justizminister angesprochen, 
und der Herr Justizminister wird auch auf 
Ihre Fragen Antwort geben. (Präsident 
P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 
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Aber wir alle kennen - und das müssen 
wir zugeben, die Justizsprecher der OVP und 
auch von der FPO sind im Hause anwesend -
die Initiativen des hohen JustizaussdlUsses. 
Und da möchte ich im Gegensatz zu den ande­
ren Sprechern, zu den Sprechern der Oppo­
sitionsparteien kundtun, daß eine gute Arbeit 
im Justizausschuß geleistet worden war und 
die Initiativen auch unseres geschätzten Herrn 
Justizministers in der Sache Strafrechtsreform 
sehr geschätzt wurden. Ich glaube, nochmals 
sagen zu können - ohne Unterschied der 
Fraktionen - :  Wir können diese Bestrebun­
gen nur begrüßen. 

Wie Sie alle wissen, wurde das Strafrecht 
entrümpelt, veraltete G es etzesstellen wurden 
und werden noch laufend eliminiert, um zeit­
gemäßen Bestimmungen Platz zu machen. Mit 
dem neuen Strafgesetz, das wir erst vor kur­
zem beschlossen haben, wird auch, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, der Strafvoll­
zug in Osterreich humaner werden. Ich meine, 
daß der Gefangene kein minderwertiges Sub­
j ekt sein soll, sondern ein Mensch mit Rech­
ten, bald auch mit dem Recht auf einen sinn­
vollen Strafvollzug. 

Urlaub, Gruppenausgang sollen künftig zur 
Resozialisierung der Inhaftierten beitragen. 
Man muß wirklich alles tun, um die Freizeit 
sinnvoll zu gestalten. Nur damit könnte man 
auf die so notwendige Einfühlung in die Um­
welt kommen. Sonst wären meines Er,achtens 
alle Bemühungen um eine Resozialisierung 
in Frage gestellt. 

Damit, meine Damen und Herren, sind Pro­
bleme verbunden, die wir ebenfalls - so 
wie wir schon so viele Probleme gemeistert 
haben - auch in Zukunft meistern werden. 
Es handelt sich um unsere braven Justizwache­
beamten. Sie haben heute bereits einige Zah­
len gehört. Vielleicht darf ich nur kurz in Er­
innerung rufen, daß für das Jahr 1973 nach 
dem Dienstpostenplan tür die Aufgaben des 
Str,afvollzugs insgesamt 27 1 3  Justizwache­
beamten vorgesehen sind. Einschließlich der 
übrigen Bediensteten - Beamte des höheren 
Dienstes ,  Ärzte, Psychiater, Psychologen, Seel­
sorger, Fürsorger, Lehrer, Erzieher, Wirt­
schaftsführer, Vertragsbedienstete - werden 
im Jahre 1 973 im Strafvollzug insgesamt 
2938 Personen beschäftigt sein.  Das ist viel­
leicht doch ein sehr guter Durchschnitt: auf 
weniger als drei Gefangene entfällt ein Straf­
vollzugsbeamter. 

Hauptsächlich möchte ich mich der großen 
Strafvollzugsanstalt Osterreichs widmen. In 
Stein sind 275 Beamte . Minister Broda hat 
- wenn Sie sich erinnern - in einer der letz­
ten Budgetdebatten mitgeteilt, daß er das Per­
sonal aufstocken werde. Er hat auch - das 

muß hier an dieser Stelle gesagt werden -
sein Wort gehalten. Wir haben, wie gesagt, 
275 Beamte. 278 wäre der Stand, aber das 
wechselt j a  immer von Zeit zu Zeit. 

Auf Grund des Strafvollzugsgesetzes 1969 
ist es notwendig, Differenzierungen und unter­
schiedliche Formen des Strafvollzugs zu ent­
wickeln. So bedürfen der Erstvollzug, der 
Sicherheitsvollzug, der Strafvollzug an Straf­
gefangenen mit psychischen Besonderheiten 
und der Entlassungsvollzug - wie Sie ja wis­
sen - eines erhöhten Personalaufwandes. 

Die Ausführungen an Gerichte, Fachärzte 
und Krankenhäuser häufen sich derart, daß 
man erwägt und versuchen wird, noch 30 Be­
amte zu beantragen. 

Auf die Strafvollzugsbeamten, meine Damen 
und Herren, wird es ankommen, daß Rück­
fallsdelikte so weit als möglich - und da 
möchte ich besonders Herrn Dr. Halder wider­
sprechen - vermieden werden ; nicht mit der 
Methode "Zuckerbrot und Peitsche", sondern 
mit einer gewissen Einfühlungsg,abe. 

Das Hohe Haus ist meiner Meinung nach 
über die schwere Verantwortung, die diese 
Frauen und Männer tragen, zuwenig unter­
richtet. Nun kommt eine neue Aufgabe dazu : 
Diese Beamten sollen nicht nur Aufseher und 
Wächter sein, sondern auch Sozialhelfer. Ich 
glaube daher, unsere Strafvollzugsbeamten 
haben im Interesse ihrer eigenen Stellung in 
der modernen Industriegesellschaft auch ein 
echtes Interesse am Ausbau und am Funktio­
nieren des modernen Strafvollzugs. 

Die Arbeit im Strafvollzug ist heute hoch­
qualifizierter Dienst an der Rechtspflege und 
am demokratischen Rechtsstaat. Die Heran­
bildung von Nachwuchsbeamten zu guten 
Fachkräften als Betriebswirtschafter, Päd­
agogen und Sozialarbeiter ist ein Gebot der 
Stunde. Wir haben heute schon des öfteren 
davon gesprochen. 

Aber dies zeigt auch das Strafvollzugs­
budget. Wenn ich nur ganz kurz einige Ziffern 
nennen darf: Der Personalaufwand in den 
Justizanstalten, der im Jahre 1972 mit 
245,301 .000 S angesetzt war, ist 1973 auf 
288,383.000 S gestiegen. Also um 43 Millionen 
Schilling mehr, Herr Dr. Halder! Hier ist 
natürlich auch die Uberstundenregelung mit 
eingeschlossen. Diese Uberstundenregelung 
hat jedenfalls den Strafvollzugsbeamten das 
Gefühl gegeben, daß wir auf sie nicht verges­
sen haben. 

Es ist auch der Sachaufwand um zirka 
20 Millionen gestiegen, und bei den Arbeits­
betrieben haben wir wiederum ein Mehr von 
nahezu 5 Millionen beim Personalaufwand und 
um zirka 3 Millionen beim Sachaufwand. 
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Aber dazu ein offenes Wort. Dem Nach­

wuchsproblem, meine Damen und Herren, muß 
in Zukunft ein besonderes Augenmerk ge­
schenkt wenj.en. Wir müßten einen Modus 
finden, damit junge Leute, die sich für den 
schweren Beruf eines Justizwachebeamten ent­
scheiden, nach der Ausbildung, falls ver­
heiratet, in Nähe ihrer Familie ihre Freizeit 
verbringen können. Ich spreche von Leuten, 
deren Schicksal ich persönlich kenne, die als 
Niederösterreicher in Wien, Innsbruck oder 
Bregenz Dienst versehen mußten oder heute 
noch ausüben. Die erhöhten Lebenshaltungs­
kosten im Westen wie die damit verbundenen 
Anpassungsschwierigkeiten bringen es oft mit 
sich, daß junge Leute sich oft sehr schwer tun. 
Ich weiß schon, daß es in vielen Bundeslän­
dern an qualitativem Nachwuchs mangelt. 

pause sinnvoll beschäftigt werden müssen. 
Auch die Freizeit nach 17 Uhr bis zur Nacht­
ruhe muß nach neuen Gesichtspunkten über­
dacht werden. Man könnte abends Kurse ver­
schiedener Art abhalten. Wir haben heute be­
reits gehört, daß sich das Berufsförderungs­
institut bemüht, in dieser Richtung etwas zu 
tun. Ich glaube, es gäbe in allen Strafvollzugs­
anstalten und Kreisgerichten dankbare Mit­
arbeiter und Zuhörer. 

Freilich wissen wir, daß dazu noch nicht alle 
Voraussetzungen geschaffen sind. Es fehlen 
geeignete Räume, Videorecorder, Studien­
bibli otheken und anderes mehr. Was j ahr­
zehntelang versäumt wurde, kann man auch 
mit bestem Willen in einer verhältnismäßig 
kurzen Zeit nicht nachholen. 

Man kann einfach aus dieser Situation heraus Kein Gef,angener darf zum Müßiggang ange­
Häftlinge nicht nach Hause schicken, aber mit regt werden. Durch Anlegen von Sportplätzen, 
modernen Werbemethoden könnte meines Er- Gymnastikhallen und wenn möglich auch 
achtens lukrativer Anreiz für diesen Beruf Schwimmbecken müssen diese Leute auch 
erzielt werden. Wir werden uns bemühen körperlich herausgefordert werden. So könnte 
müssen, künftighin Verheiratete mit Kindern man unter Umständen weitestgehend aus­
nicht auf Wartelisten zu setzen, wo manche 

I schalten, daß zum Beispiel ein zu lebensläng­
auf eine Versetz.ung)ahre���g. warten müss�n. licher Strafe Verurteilter während seiner Haft 
O?�ohl 

. 
man SIch 1m .. PrasIdI�m des Jushz- mutwillig Tausende und Abertausende Be­

mmistenums echt bemuht, ErleIchterungen zu schwerdebriefe schreibt und diese Schreibwut 
schaffen, gibt es einige konkrete Fälle, deren eine Schar von Beamten beschäftigt. Diese �bhilfe ?ringend geboten erschei�t. Alle, auch Tätigkeit kann man als Abnormität abtun. 
dIe JustIzwachebeamten, haben em Recht, daß Man könnte aber .auch der Meinung sein, daß 
ihre Freizeit nicht ungebührlich besChnitten d' e Handlun weise auf eine Minder­wird und sie nicht durch schlechte Verkehrs- b�::häftigung hi��eutet. verbindungen und Dienstschlußzeiten unnötig 
Zeit verlieren, die sie im Kreis ihrer Familie 
verbringen könnten. Müssen aber aus zwin­
genden Gründen junge Leute aus dem Osten 
Osterreichs dennoch in Innsbruck oder Bregenz 
Dienst versehen, so soll der Zeitraum nach 
Möglichkeit eingeengt werden, damit den jun­
gen Leuten die Freude am Beruf erhalten 
bleibt. Sie sollen - wie bereits erwähnt -
nicht mehr Aufseher, sondern hauptsächlich 
Sozialhelfer bei den Gefangenen sein. 

In Zukunft sollen die Häftlinge, wenn s ie in 
die Gesellschaft zurückkehren, nicht mehr das 
Gefühl haben, sie wären Außenseiter, die nie 
mehr das Recht hätten, gleichberechtigte Bür­
ger unseres Staates zu werden. Vorangesetzt 
muß aber werden - ich hoffe, daß mein Wort 
nicht umgedreht wird -, daß der Wille und 
das Wollen der Betreffenden vorhanden sein 
muß. 

Die größte Strafvollzugsanstalt soll künftig­
hin nicht mehr - wie es heute im Volksmund 
heißt - "Hochschule des Verbrechens" ge­
nannt, sondern als eine Art Behandlungs­
anstalt bezeichnet werden. Dazu gehört auch, 
daß die Häftlinge nicht nur im normalen 
Arbeitstagrhythmus mit zwei Stunden Mittags-

Sehr verehrte Damen und Herren ! Nach 
dem Willen des Herrn Justizministers sollte 
der weitere Ausbau der größten Strafvollzugs­
anstalt zügig vor sich gehen. Man sieht dies 
auch bei der heute bereits erwähnten Erst­
bestraftenanstalt Oberfucha, die als Außen­
stelle der Strafvollzugsanstalt Stein eingerich­
tet wurde. Sie dient heute der Durchführung 
des Erstvollzuges im Sinne der Bestimmungen 
des Strafvollzugsgesetzes. 

Oberfuch·a hätte eine Bel agsfähigkeit von 
80 Strafgefangenen. Die Gefangenen werden 
dort von besonders geschulten Justizwache­
beamten beaufsichtigt. In dieser Anstalt steht 
der Resozialisierungsgedanke ganz besonders 
im Vordergrund. Alle Strafgefangenen sind 
voll beschäftigt. In Oberfucha ist die Disziplin 
strenger, die Arbeitsnorm größer und die 
äußere Ordnung sichtbar besser als in vielen 
anderen Vollzugseinrichtungen. 

Minister Broda - das möchte ich noch ein­
mal erwähnen - hat alles getan, um sein Ver­
sprechen, das er dem Hohen Haus gegeben 
hat, einzuhalten. Millionenbeträge wurden für 
Stein zur Verfügung gestellt. Während der 
OVP-Regierung - das muß auch einmal 
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gesagt werden - ist man nie dem Plan nahe­
getreten, Verwaltung und Direktion baulich 
aus dem Gesperre herauszubringen. 

Der Chirurg hat - wie mir sdleint - die 
beste Absicht zu operieren, ,aber man läßt 
ihn nur mit behelfsmäßigen Mitteln arbeiten. 

Ausschreibung, Bauaufsicht und Bauausfüh­
rung aller Bauvorhaben in Stein obliegen der 
Niederösterreichischen Landesregierung. Dies 
ist - wie ich denke - ein gewaltiger Hemm­
schuh, der sich gegen alles, was von seiten des 
Bundesministeriums für Justiz kommt, richtet. 
Gewollt oder ungewollt: So kann es einfach 
nicht mehr weitergehen! Das muß man der 
OVP-Landtagsbürokr,atie von Niederösterreich 
einmal sagen. Eine Generalsanierung hat 
zügig vonstatten zu gehen. 

Der Sicherheitstrakt und auch die Werks­
halle können nicht fertiggestellt werden. Die 
Werkshalle, die dringend für einen geregelten 
Arbeitsbetrieb benötigt wird, ist gerade jetzt 
im Winter ohne Dach. 

Vergangenen Freitag hatte ich Gelegenheit, 
von 22 Uhr bis zirka 24 Uhr in der Strafvoll­
zugsanstalt Stein zu sein. Ich war nicht mit 
einer Abordnung gekommen. Ich möchte von 
dieser Stelle aus dem Herrn Justizminister 
dafür danken, daß er mit Erlaß Z1. 42.281 -27/72 
allen Abgeordneten zum Nationalrat "auch 
als Einzelpersonen die Besichtigung von 
Justizanstalten zu j eder Tages- und Nacht­
zeit bewilligt". 

Wenn man sich da mit den Strafvollzugs­
angestellten unterhält und auf ihre Probleme 
eingeht, kann man allerhand erfahren. Wenn 
man sieht, daß über der Werkshalle, die für 
die Beschäftigung von Gefangenen so drin­
gend notwendig wäre, kein Dach ist und daß 
Isoliermaterial, das Tausende und Abertau­
sende Schilling wert ist, von Schnee eingedeckt 
wird, daß drübergetrampelt wird, dann weiß 
man, wieviel da zu tun wäre. 

griff genommen und schnell zum Abschluß 
gebracht werden, was aus Sicherheitsgründen 
unbedingt erforderlich ist. 

Die Ausstattung der Hafträume mit neuen 
Türen, Asphaltfußböden und Fenstergittern 
aus Stahl ist unbedingt zu beschleunigen. Dies 
gilt sowohl für das Zellenhaus als auch für 
die Gemeinschaftshaft. 

Im Besucherraum sollte eine gewisse Ab­
sicherung bestehen. Ein Umbau des Besucher­
raumes ist aus Sicherheitsgründen unbedingt 
notwendig. 

Eine geeignete Trennung der Besucher und 
Strafgefangenen ist erforderlich. Es besteht 
nicht nur die Gefahr einer neuerlichen Geisel­
nahme, sondern es werden auch immer wieder 
Gefangene, aber auch Angehörige der Straf­
gefangenen beim Versuch, verbotene Gegen­
stände, Geldbeträge und so weiter zu über­
geben, betreten. 

Die Notstromversorgungsanlage - auch das 
habe ich gesehen - ist leistungsmäßig zu 
schwach ; beim Betrieb dieses Gerätes kann die 
Haftraumbeleuchtung im Zellenhaus nicht auf­
rechterhalten werden. 

Der Kultursaal, auf den wir alle sehr stolz 
sind, ist bestimmt eine Errungenschaft für den 
modernen Strafvollzug. Auch hier besteht die 
große Gefahr eines Massenausbruches, zumal 
bei Veranstaltungen eine größere Anzahl von 
Strafgefangenen angesammelt wird. Darüber 
hinaus führen zwei Notausgänge aus dem Ge­
sperre heraus. 

Wir haben jetzt zwar moderne Sprechfunk­
geräte, was zu 1 00 Prozent in Ordnung ist, 
doch wäre die Anschaffung von Ersatzgeräten 
unbedingt erforderlich, weil bei Ausfall von 
Geräten die den Postendienst versehenden 
Beamten auf das überlastete Haustelephon 
angewiesen sind. 

Zur Werkshalle habe ich bereits Stellung 
Die guten Erfolge der Arbeitsbetriebe sollen bezogen. 

noch verbessert werden - dazu gehört natür-
lich der Ausbau der Werkshallen -, um Auch den Neubau des Verwaltungsgebäudes 

einen beträchtlichen Teil der Kosten des Straf- habe ich angezogen. 

vollzuges hereinzubringen. - Das ist wieder 
eine Antwort an Herrn Dr. Halder. - Die 
Generalsanierung, die auf Betreiben des Herrn 
Justizministers Dr. Broda massiv einsetzen 
sollte, kann sich auf vollständig ausgearbeitete 
Pläne stützen. 

Ich möchte noch auf einige Dinge hinweisen, 
die - wie ich während meines Besuches in der 
Strafvollzugsanstalt gesehen habe - dringend 
durchgeführt werden müssen. Die Erhöhung 
des Geländers im Zellenhaus müßte in An-

Vor allen Dingen glaube ich, daß es not­
wendig wäre, gerade j etzt in der Winterzeit 
alle 30 Justizwachebeamten, die im Außen­
dienst stehen, mit Pelzmänteln zu versehen. 
Derzeit sind nur 1 1  Pelzmäntel vorhanden, 
wovon fallweise zwei bis drei in Reinigung 
und Reparatur sind. Derzeit muß der Wach­
mantel bei der Postenübergabe im Freien 
übergeben werden. Ein Beamter kommt aus 
dem Zellentrakt und muß von dem Kollegen, 
der im Freien Dienst versieht, den Mantel 
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übernehmen. Das ist, glaube ich, erstens ein- soll, wirksamer sein wird als das geltende 
mal unästhetisch und außerdem sehr zeit- Strafgesetz, auch und gerade wenn es zum 
raubend. Schutz der Gesellschaft gebraucht wird. 

Ich darf wiederholen : Geld ist da, doch der 
Apparat ist zu schwerfällig. In dieser Hinsicht 
steht man teils noch vor unlösbaren Aufgaben. 
Die Gefängnismauer nach Norden ist offen : 
ein unhaltbarer Zustand. 

Ich glaube, Mängel ähnlicher Art wird es 
auch in anderen Strafvollzugsanstalten geben. 
Es gibt leider trotz unser aller Bemühungen 
noch immer gefährliche Rückfallsverbrecher 
- das wissen wir -, aber auch psydlisch 
gestörte, unzurechnungsfähige Kriminelle und 
zurechnungsfähige, geistig abnorme Ver­
brecher, für die man entsprechende Vorsorgen 
treffen muß. 

Justizminister Broda hat sein Wort gehalten 
und den Häftlingsstand der besagten Anstalt 
nach dem spektakulären Ausbruchsereignis 
auf 965 Häftlinge gesenkt, wenngleich es 
schwer ist, diesen Stand zu reduzieren, um 
nicht wieder in einen größeren Uberbelag 
hineinzuschlittern. 

Es stimmt: Uberfüllung in den Gefängnissen 
ist nicht nur ein unwürdiger Zustand, sondern 
auch das schwerste Hindernis für eine 
Resozialisierung, die das Strafrechts vollzugs­
gesetz verwirklichen wird. Aufgabe, meine 
Damen und Herren, des neues Strafgesetzes 
wird es sein, für eine Entkriminalisierung zu 
sorgen. Die Justizangehörigen werden ihren 
gebührenden Teil dazu beitragen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Bauer. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Bauer (OVP) : Herr Präsi­
dent! Danke, ich verzichte. (Beifall bei Abge­
ordneten der SPo.) 

Präsident Probst: Der Herr Bundesminister 
hat sich zum Wort gemeldet. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Hohes 
Haus ! Verehrter Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren I Es wurden so viele Fragen an 
mich gerichtet, daß es ein Akt der selbstver­
ständlichen Höflichkeit ist, daß ich in der 
gebotenen Kürze antworten werde. 

Hohes Haus ! Der Herr Abgeordnete Doktor 
Halder hat Fragen der inneren Sicherheit 
Osterreichs hier zur Debatte gestellt. Ich 
möchte dem Herrn Abgeordneten Dr. Halder 
versichern, daß wir uns im Justizressort keiner 
Debatte über die innere Sicherheit entziehen. 
Wir meinen nur - das war ja unser gemein­
samer Wille -, daß das neue Strafgesetz, 
gerade weil es menschlich und vernünftig sein 

Meine Damen und Herren! Ich möchte jetzt 
hier keine neuerliche Debatte über den 
Schwangerschaftsabbruch durchführen. Ich 
möchte insbesondere, Herr Abgeordneter Dok­
tor Halder, meinen Erklärungen vom vergan­
genen Donnerstag nichts mehr hinzufügen, 
werde aber Stellung nehmen, und zwar in aller 
Form, zu den bei den Äußerungen des Herrn 
Abgeordneten Dr. Hauser und Zeillinger in 
bezug auf die Veröffentlichung in der 
"Sozialistischen Korrespondenz" vom 29. No­
vember. 

Die "Sozialistische Korrespondenz" ver­
öffentlichte einen Hinweis darauf, daß ich nach 
der Abstimmung im Nationalrat vor Jour­
nalisten erklärt habe, daß Osterreich das erste 
�atholische Land mit einer solchen Fristen­
lösung sein wird. Ich habe den Text der Aus­
sendung nicht verfaßt, aber ich kann mit allem 
Nachdruck zur Sache Stellung nehmen. 

Mit diesem Hinweis habe ich nichts anderes 
zum Ausdruck. gebracht als das, was ich vorher 
hier im Hohen Haus sagte : daß wir jetzt 
mit großem Takt und mit Behutsamkeit nach 
allen Seiten bei der Vollziehung des neuen 
Strafgesetzes vorgehen müssen ; auch 'auf Seite 
der Mehrheit, die die Fristenlösung be­
schlossen hat. Ich berichtete, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, von der Einladung, 
die ich am vergangenen Donnerstag in meinen 
Schluß erklärungen hier von dieser Stelle aus 
an die großen gesellschaftlichen Kräfte unseres 
Landes gerichtet habe, daß wir nun alle An­
strengungen vereinen, um die positiven Maß­
nahmen gegen den Schwangerschaftsabbruch 
zu setzen, zu denen sich der Nationalrat ein­
stimmig in feierlicher Willenskundgebung ver­
pflichtet hat. Diese Erklärung habe ich 
Donnerstag abgegeben" diese Erklärung habe 
ich in der Folge abgegeben und diese Er­
klärung gebe ich heute nochmals ab. (Beifall 
bei der SPO.) 

Hohes Haus ! Vorredner haben darauf hinge­
wiesen, daß wir bei der Durchführung des 
neuen Strafgesetzes insbesondere im Bereich 
des Strafvollzuges außerordentlich große 
finanzielle Mittel benötigen werden. Ich be­
stätige das, das ist zutreffend. Ich wiederhole 
meine Erklärung ,aus dem Finanz- und Budget­
ausschuß, daß wir mit konventionellen Finan­
zierungsmethoden im Sach- und im Personal­
aufwand bei der Durchführung des Straf­
gesetzes in der Praxis nicht auskommen 
werden. Aber, meine sehr geehrten Damen 
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und Herren, ich wiederhole gleichzeitig meine 
Erklärung, daß die Dbergangszeit bei uns 
- so meine ich zuversichtlich - kürzer sein 
wird als in benachbarten und anderen euro­
päischen Ländern. 

Ich möchte dem Herrn Abgeordneten Doktor 
Halder und anderen Vorrednern doch in Er­
innerung rufen, daß wir seit Inkrafttreten 
des Strafvollzugsgesetzes und auch schon vor­
her im Bereich des Strafvollzuges eine Menge 
tun konnten, was sich heute auch international 
durchaus sehen läßt. Da ist der Neubau des 
Gefangenenhauses in Eisenstadt, der wohl­
gelungene Neubau einer Musteranstalt, wie 
ich hier bestätigen möchte, des landesgericht­
lichen Gefangenenhauses in Innsbruck, es ist 
unsere moderne Jugendhaftanstalt in Geras­
dorf, es sind die Anstalten Sonnberg und 
Hirtenberg, die der Vollendung entgegen­
gehen, und es ist die Großbaustelle der Straf­
vollzugsanstalt Stein, von der der Herr Abge­
ordnete Kriz eben berichtet hat. 

Ich darf in Erinnerung rufen, daß unsere 
Sonderanstalt Mittersteig, die eben j etzt vor 
wenigen Wochen die Feier ihres zehnjährigen 
Bestandes begangen hat, heute international 
anerkannt wird, und ich erinnere an die be­
deutenden Aufwendungen für die Be­
währungshilfe, sowohl im Sachaufwand als 
auch im Personal aufwand. 

Ich möchte hier vor dem Hohen Haus auch 
sagen, wie die Ziffern für das kommende Jahr 
1974 aussehen werden. Laut Bundesvoran­
schlag für 1974 werden wir aus den Krediten 
des Bautenministeriums für die Instandsetzung 
und den Neubau von Gerichtsgebäuden und 
Justizanstalten insgesamt 175 Millionen Schil­
ling zur Verfügung haben, gegenüber 1 39 Mil­
lionen Schilling in diesem Jahr auf Grund des 
Bundesfinanzgesetzes 1 973 und des 2. Budget­
überschreitungsgesetzes 1973. Ich will nicht 
sagen, daß wir nächstes Jahr nicht noch mehr 
Mittel benötigen würden - das ist eine Selbst­
verständlichkeit, daß man in j edem Ressort 
immer mehr Mittel braucht, als man erhält -, 
aber wenn Sie bedenken, daß wir aus den 
Mitteln des Bautenressorts immerhin an die 
200 Millionen Schilling für Justizgebäude und 
Strafvollzugsanstalten verbauen können - in 
einem Jahr -, ist das kein gering zu schätzen­
der Betrag. 

Hohes Haus I Ich nehme die Anregung des 
Herrn Abgeordneten Dr. Halder auf, mit den 
Strafvollzugskommissionen, die in allen Bun­
desländern bestehen, in unmittelbaren p ersön­
lichen Gedankenaustausch einzugehen i wir 
werden allenfalls mit Tirol beginnen. 

Dem Herrn Abgeordneten Dr. Reinhart darf 
ich antworten, daß die Neuregelung der Be­
förderungsrichtlinien in den Standesgruppep.. 
4 b und 5 b vom Bundeskanzleramt bewilligt 
worden ist und heute diese Bewilligung im 
Bundesministerium für Justiz eingelangt ist. 
(Beifall bei der SPO.) Hohes Haus ! Ich danke 
für den Beifall ; die Richter, die in den Genuß 
dieser Verbesserung der Beförderungsricht­
linien kommen werden, werden sich tatsächlich 
sehr freuen. 

Um gleich bei der Richterfrage zu bleiben : 
Ich darf dem Herrn Abgeordneten Zeillinger 
antworten, daß es erfreulicherweise ein wirk­
liches Mißverständnis ist, wenn man annimmt, 
daß wir auch nur im entferntesten mit einer 
Richterflucht auf Grund des Inkrafttretens des 
neuen Strafgesetzes am 1 .  Jänner 1975 zu 
rechnen haben werden. Wir werden die Zahl 
der in den Ruhestand tretenden Richter und 
Staatsanwälte, die etwa bei 50 oder etwas 
mehr liegen wird, verkraften können, und 
zwar deshalb, weil wir zeitgerecht für eine 
Aufstockung der Dienstpostenpläne Sorge 
getragen haben und jüngere Richterj ahrgänge 
nachrücken können. Ich darf hier auch der 
Richterschaft das Zeugnis aussprechen, daß 
sich die Richterschaft und die Staatsi'l.nwälte 
bereits mit voller Kraft der schwierigen Auf­
gabe widmen, sich mit dem neuen Strafgesetz 
vertraut zu machen und sich mit dem Inhalt 
des kommenden Strafgesetzes wirklich zu be­
fassen. In ganz Osterreich sind schon Richter­
ausbildung und Richterfortbildung auf Grund 
des Berichtes des Justizausschusses und des 
Beschlusses des Nationalrates, selbstverständ­
lich vorbehaltlich des weiteren Gesetzgebungs­
verfahrens, im Anlaufen. 

Herr Dr. Broesigke ! Uns,er Anliegen in Wi,en 
ist der Neubau des Bezirksgerichtes Hietzing 
be,ziehungsweise die Unterbringung des Be­
zirksger.ichtes Hietzing im neuen Amts­
gebäude .in Hietz-ing. Im letzten Jahr sind wir 
bei unseren Bemühungen der Baubremse 
zum Opfer gefallen. Ich hoffe, daß wi'r j etzt 
sehr rasch mit den Planungsarbeiten und mit 
der Aufnahme der Bauarbeiten weiterkommen 
werden. 

Aber auch hier muß ich dem Hohen Haus 
berichten, daß wir in den letzten Jahren eine 
R,eilhe von Neub.auten von Justizgebäuden in 
Betrieb nehmen konnten beziehungsweise 
Neubauten in vollem G ang sind. Ich erwähne 
zusammenfassend nur die wichtigsten: Eisen­
stadt, Freistadt, Innsbruck., Mattersbu�g, Güs­
sing, Hartber,g, Vöcklabruck, Rohrbach und 
Zwettl. Eine Generalsanierung ist im Gebäude 
des Landesgerichtes Salzburg in Gang. Ich wie­
derhole noch 'einmal : Das sind bereits fertig-
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gestellte Neubaut,en und Neuhauten, die in 
Gang sind, beziehungsweise Generalsanierun­
gen, die bereits begonnen worden sind. 

Hohes Haus ! Damit komme ich zum Schluß, 
und /Zwar zu dem, was mich die Hepren Abge­
ordnet,en Zeillinger und Dr. Hauser .g.efragt 
haben : Wie 'soll ·es j<etzt im Justizausschuß 
nach Auffassung des BundeSilIlinisteriums für 
Justiz und der Bundesregierung weiter,gehen? 

Darf ich hier wörtlich zitieren, was die 
"Sozialistische KOflrespondenz" in der von 
Ihnen inkriminierten Äußerung vom 29. No­
vember 1973 geschrieben hat. Sie zitierte mich, 
daß ich dort vor den Journal isten wörtlich 
aus·geführt habe: 

"Und j.etzt werden wir darangehen, die 
Familienrechtsreform im Parlament zu bera­
ten, d amit sie ,ehenso wie die Strafrechts­
reform noch in dieser Gesetzgebungsperiode 
verwirklicht w.erden kann." Zitatende. Fort­
setzung des Zitats : "Die Fam'ilienrechtsr,eform, 
für die noch zwei volle Jahre zur Verfügung 
st,ehen, werde viel weniger schwierig IZU bera­
ten und zu beschl1eßen sein als die Straf­
rechtsreform, betonte der Justizminister wei­
ter. Es handle sich dabei um Maßnahmen, 
die weit weni.ger weltanschaulich kontrover­
sieIl seien als die ,ehen beschlossene Reform. 
Mit diesen b eiden groß,en Reformwerk,en 
werde dann das &egierungsprogramm auf dem 
Justizsektor voll erfüllt sein. "  

Meine ,sehr .g.eehrten Damen und Herren! 
Ich bekenne mich zu diesen Epklärungen . Ich 
glaube im übrigen, daß ich den namen dieses 
Hauses und auch der Frau Abg.eordneten Dok­
tor Hubinek eigentlich hier aus dem Herzen 
gesprochen habe. Ich finde ni,chts Anstößiges 
an diesen Erklärung,en. Ich darf sie jetzt noch­
mals, auch wieder in aller Form, vor dem 
Hohen Haus und vor den Parteien interpre­
tieren. 

Ich meinte : Erste Halbzeit der Gesetz­
g,ebungsperiode : Schwerpunkt Ve\rabschiedung 
der Strafrechtsreform. Zweite Halbzeit der 
Gesetzge:bung'speriode : V,erabschiedung der 
Familienrechtsreform als großer Schwerpunkt . 

Natürlich bleibt die Reihung - so sehe ich 
das als Ressortleiter - so aufrecht, wie wir 
es vereinbart haben, nämlich Anpassungs­
geseVze, Begl'eitgesetze, damit das Straf,gesetz 
vollzogen werden 'kann . 

Natürlich - das wissen die Abgeordneten 
der anderen Parteien sehr g.enau - haben wir 
im Sinne der Entscheidung der Präsidialkon­
ferenz vom vorigen Sommer, die das Mieten­
gesetz dem Justizausschuß zugewiesen hat, 
gesagt, wir weIden auch darüber Besprechun­
gen führen müssen, wi,e wir das jetzt einord­
nen werden , und dann - Leh wtederhole das -
werden wir wohl die Beratungen über di,e 
Familienrechtsreform in Angriff nehmen müs­
sen. 

Der Herr Vorsitzende d es Justizausschusses 
will noch in dieser Woche oder nächste Woche 
die ParteLen und den Justizminister zu Be ­
spr,echungen im Justizausschuß einladen, wo 
wir dann unseren Arbeitsplan ihesprechen wer­
den. 

Zur ersten Frage, die Herr Dr. Hauser an 
mich gerichtet hat, nämlich ob wir damit ein­
verstanden sind, daß die drei bere'its im Par­
lament liegenden Gesetze der F amiIienr,echts­
reform ,als Einheit beraten und Ibehandelt wer­
den, möchte ich sagen: Natürlich ja. Das bietet 
sich j a  an. Ich ,stimme mit Ihnen überein, daß 
di·e Materie eine einheitliche Beratung erfor­
dern wird , wenn wir uns über den Arbeitsplan 
im Justizausschuß ,g,eeinigt haben werden. 

Zweitens möchte ich Ihnen, Herr Abg,eord­
neter Dr. Hauser, und natürlich auch Ihnen, 
Herr Abg,eordneter Zeillinger, jet,zt eine 
Gegenfrage stellen. Wir werden uns v1el leich­
ter tun, sowohl das Justizministerium wie 
auch Sie, wohl ,aber auch die Regierungspartei , 
wenn wir umgek,ehrt von Ihnen - ich habe 
geglaubt, das aus Ihren 'heutig·en Erklärun­
gen herauszuhören, aber das werden wir j a  
bei unserer Arbeitsbesprechung und bei der 
Besprechung unseres Arbeitsplanes noch näher 
erörtern - hören könnten, daß die Beratung 
und Verabschledung der Familienrechtsreform 
in d1eser Gesetzgebungsperiode, vorausge­
,setzt, daß di.ese Gesetz'g.ebungsperiode voll 
auslauf,en wird, wor.an IZU zweifeln nicht der 
geringste Anlaß besteht, auch Ihren Arbeits-

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! vorstellungen entsprechen. Ich zweifl.e .dann 

Wenn ich sagt.e "zwei volle Jahre", so habe nicht, daß wir, so wie in d·er Vergangenheit 

ich ,gemeint zwei AIibeitsj ahre, so wie die in der ersten Halbzeit der Gesetzgebung.s­

v;er,gangene.n zwei Arbeitsjahre der Ges.ebz- periode, Mittel und We'ge finden werden, um 

gebungsperiode j a  auch nicht volle Kalender- ohne Hast und ohne Hektik, der Bedeutung 

jahr.e ,gewesen sind. Obwohl diese Bundes- des Gegenstandes entsprechend, einen .gemein­

regierung - das wurde immer wieder be- samen Arbeitspl'an festzulegen . Dem soll j a  

tont - entschlossen ist, die Gesetzgebungs- diese Bes.pr·echung dienen, die wir noch vor 

periode voll auszuschöpfen, so meinen wir dem Ende dieses Jahres aufnehmen wollen. 

eben� da
.
ß vo[' uns z�ei Ar�e�tsjahre liegen, Si,e haben mich di.esbezüglich gefragt, Herr 

so Wie hmter uns zwei Arbeits] ahre liegen. : Dr. Hauser, und ich antworte Ihnen sehr prä-
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zise. Ich würde meinen, daß unsere Bespre­
chungen sehr erleichtert würden, wenn die 
beiden Oppositionsp.a.rteien sich dazu verste­
hen könnten, der &egierungspartei und dem 
Justi�ministe11ium doch zu erklären, daß ·es 
auch ihren D.berlegungen entspricht, daß in 
dieser G es,etzgebungsperiode nach der Straf­
rechtsreform die Familienr,echtsreform Voll­
endung find.en soll. Ich 'glaube, daß d1eses 
Parlament in der XIII. Gesetzg'ebungsperiode 
nach der Verabschiedung ,eines neuen Straf­
gesetzes an Stelle des geltenden Straf­
gesetzes vom Jahre 1 803 ein weiteres Stück 
Arbeit, für das die rechtsuchende Bevölke­
rung dieses Landes Dank wissen würde, erle­
dig,en könnte, nämlich an die Stelle de·s gelten­
den Farruilienrechtes aus dem Jahre 18 1 1 ein 
solches zu setzen, das 'gleichfalls ,im Ja,hr,e 
1975 in Kraft treten kann. 

Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren. 
(Beifall bei der tSPO.) 

Präsident Probst : Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Dr. Ermacor·a. 

Abgeordneter Dr, Ermacora (DVP) : Herr 
Präsident I Hohes H.aus l Der Herr Bundesmini­
ster für Justiz hat auf eine Frage nicht 
geantwortet, die lim Zug,e der Debatte an ihn 
gerichtet wurde, nämlich auf das Ersuchen um 
Aufklärung über das Problem des "Bewußt­
seinswandels" in der Angelegenheit des Ab­
treibungsparagraphen. Daß man den Bewußt­
seinswandel durchmacht, das ist sicherlich ein 
menschlicher R'eifeprozeß, das ist gar keine 
Frage. Es ist aber :im Zusammenhang mit de'r 
politischen W,ahrheit die Frage, wann dieser 
Bewußtseinswandel erfol,gt ist. Uber di,es,e 
Frage ,haben Sie, Herr Bundesrruinister, und 
d er Herr Bundeskanzler dive,rg,ierende Auf­
fassungen ·gehabt. 

Ich möchte auf einen Ged.an�en ·aufmerksam 
machen, d en der Herr IAbg·eordnete &eiIllhart 
ausgesprochen hat und der aufg.reif.enswert 
ist. Er .sagte nämlich, d aß der Oberste Gerichts­
hof richtungweisende Sonderaufgaben haben 
werde. Ich möchte nur aufmerksam machen : 
Was steckt hinter dieser FOlimulierung? Ist 
sie eine ganz allgemeine Formulierung, oder 
verbirgt sich vi,elleicht dahinter die Meinung, 
daß der Oberste GeI1ichtshof, um das Straf­
gesetz richtig durchführen zu können, etwa 
gar eine RichtLinienkompetenz erhalten soll? 
Vielleicht könnte der Herr Bundesminister 
diese Frage doch beantworten. 

Herr Bundesminister, Sie haben auf die flan­
kierenden Maßnahmen ,aufmerksam gemacht, 
die Sie gemeinsam mit der Oppositionspartei 
ergreifen wollen. IIch möchte doch feststellen, 

österreichischen Bevölkerung herrscht : den 
Eindruck, der sich an Hand dieses Abtrei­
bungsparagraphen entflammt hat und der ·so 
schnell nicht ,aus dem Bewußtsein der öster­
reichischen Bevölkerung verwischt werden 
wiI1d. 

Herr Bundesminist'er, Sie haben bei Ih�e'r 
twgenden Rede vom letzten Donnerst:ag auf 
ein Problem ,nicht aufmerksam -gemacht, an das 
ich erinnern möchte. Es list die Frag,e, daß 
auch dies·es Strafg:es,etz, so schön ,es in allen 
seinen TeHen, außer j enem ibewußten Teil, 
sein mag, nur dann ,eine Wirksamkeit haben 
wird, wenn der Wille 'zur StrafvedoJ.gung :be­
steht. Und ,hier müs,sen Si,e wissen, Herr Bun­
desminister, daß es in der österreichischen 
Strafverfolgung edne Rethe von Ungleichhei­
ten gibt und daß es schleppende Prozeduren 
gibt. 

Ich möchte nur ·auf ein Problem aufmerksam 
machen. In der Angele.genheit der sog,enann­
ten Südtirolterroristen hat man ,s,ehr schnell 
di.e Strafverfolgung vor.genommen. Wie ,steht 
es - obwohl ich d as ,hier nur g,anz nüchtern 
feststeHen möchte -, wie steht e.s mit der 
Strafverfolgung der sogenannten Ortstafel­
stürmer? Es gehen Gerüchte um, Herr Bundes­
minister, daß man nach der Zerstörung des 
Partisanendenkmals hier nun durchgr,eifen 
wolle. Man sollte dieses Gerücht entweder 
bestätigen oder es z·er:streuen. 

Herr Bundesminister, hinsichmch der Straf­
verfolgung haben Sie nach wie vor den offenen 
Fall dieses dunklen Loches in bezug .auf die 
arabischen T'err011isten. Was haben Sie für 
Handlungen nach dem österreichischen Straf­
gesetz und der österreichismen StJrafprozeß­
ordnung ,gesetzt, um hier den Wällen zum 
Strafvollzug zu bekunden? Das ist .gewiß eine 
politische Frag.e. Ich könnte Ihnen neben die­
ser poldtischen Fra'g,e in d emselben Zusammen­
hang noch eine g anz,e Reihe andeif,er Fragen 
stellen. So darf ich Sie sicherlich an den Ihnen 
wohlbekannten Skandal - Hafner-Heintner­
Zollskandal - erinnern und die Strafverfol­
gung in diesem Falle. 

Herr Bundesminister, Si,e haben mit getr.a­
genen Worten zum Strafgesetz ,gesprochen. 
Wenn der Wille zur Strafverfol'gung fehlt, 
dann ist auch das schönste Strafg,esetz ein 
Papiertiger. Sie müßten dann !Zum Üibe,rges,etz­
lichen Notstand Zuflucht nehmen. Herr Bun-
desminister, Sie haben von dem Heglr:iff schon 
einmal gesprochen, ,aber vom übergesetzl:ichen 
Notstand ist weder im StraJg,esetz noch Iin 
den Zahlen Ihres Budgets etwas enthalten. 
(Beifall bei der OVP.) 

daß Si,e aber den Eindruck nicht werden ver- Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
wischen können, der in einem großen Teil der mehr .gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
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Wünsdlt die Frau Berichterstatter 
Schlußwort? - Kein Sdllußwort. 

ein I Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist die Mehr­
heit und a n  g e n  0 m m e n. 

Damit ist die Aussprache über Beratung.s- Die Tagesordnung .ist erschöpft. 
gruppe V beendet.  Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für mor-

Wir g·elangen nunmehr zur A 'b s t i m- I gen, Mittwoch, den 5. Dezember 1 913, um 
I 9 Uhr mit folgender Tagesordnung ein : m u n go 

I Ich bitte jene Damen und HeIlTen, die dem Bundesfinanzgesetz f�r das Jahr �914 (880, 

Kapitel 30 mit dem dazugehörigen K . k- Zu 880 und 914 der BeIlagen) ,  SpezIaldebatte 

turausgleidl-Voransdllag in das Fass�:�
U
�er 

I 
über die Beratungsgruppen III und IV. 

Regierungsvorlage zustimmen, sich von den Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

Schlu13 der Sitzung : 19 Uhr 45 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 48493 
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